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Einleitung. 

Zur Zeit der absoluten Regierungsformeu gehört d^j 

^cht Staats vertrage zu scliliessen und zu lösen ausschliess 

Jirti der Krone. Der Souverän ist an keine Genehmig 

r Zustimmung gebunden ; sein Wille schafft Vertrag unff 

Mit der Unnmschränktheit, mit der ihm nach Aui 

die Macht zusteht, Staats vertrage zu schliessen , ver- 

Hiodet sich seinen Behörden und Untertanen gegenüber das 

icht, den Inhalt dieser Staats vertrage, soweit es erforderlich 

, zum Gesetz zu machen. 

Mit dem Übergang von der absoluten Monarchie zum 

Rerfa S8U II gs Staat tritt hierin ein Wandel ein. Zu den grossen 

Einschränkungen, die die Macht des absoluten Herrschers 

l Übrigen erföhrt, treten auch Beschränkungen seiner Ge- 

Eilt in Bezug auf die Slaatsverträge. Wohl gibt es noch 

[anze Komplexe von Staatsverträgen, die der Souverän der 

FerfaBSungsmonarchie oder der höchste Vertreter der Republik 

^B eigenem Rechte schliessen können, aber gerade bei 

1 wichtigsten sind sie an die M it Wirkung der Volks- 

rtretung gebunden. 

Dieses Recht der Volksvertretung ist ein um so be- 
mtungsvolleres, je grösser der Umfang des Gebietes, auf 
man Staatsverträge schliesst , wird. Der stetig zu- 
iimende Austausch von Gütern unter den Völkern und 
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Be geateigerle Schnelligkeil. der VerkelirBmögliclikeiten v« 
bindern die Budeutung groseer Entfernungen, bringen diel 
aölker wirtsctiafllich und geistig einander näher und er- 
weitern das' Gebiet der für Staatsverträge in Betracht koi^J 
menden Angelegenheiten. 

Noch Pütter ^) führte als Gattungen von Staat8verträ| 
nur auf „Grenz-Rezesae, Hausverträgo, Freundschafts- 
HandlungB-Traktaten, Sdiutzverträge" ; und anch das Wor| 
Omptedas^} „Die Verträge der Völker bestehen gewöhnlifä 
in FriedenaachlOsaen und solchen Traktarien , welche siq 
auf Krieg und Frieden beziehen," ist durch die Wirklichkeifl 
längst überholt worden. Man braucht nur das grosse Gebie| 
„der sämtlichen neuen Handelsverträge, der zahlreich« 
Verträge über die Ordnung des Münz-, Mass- und Gewichts 
Systems, über Patent-, Marken- und Musterschutz, über d^ 
Schutz des geistigen Eigentums, über FlusBschilffahrt uqi 
Eisenbahn, Über Post- und Telegrapheiiwesen, über Rechtn 
hilfe und Auslieferung von Verbrechern, über Vollsfreckui^ 
von Erkenntnissen, über Passwesen, Fieizügigkeit, HeimatM 
und NiederlassungsverhältnisBe'*') zu betrachten ; man braucÄ^ 
nur einen Blick auf das Reichsgesetzblatt zu werfen in dei 
z. B. für die beiden letzten Jalire*) Sl.aatsverträge üb! 
tolgende Gegenstände veröffentlicht wurden; über die I 
handlnng von Zucker, über gegenseitigen Patent-, Muste 
und Markenschutz, über die Behandlung von Handlung 
reisenden, über den Betrieb von Eisenbahnen, 'über Geltungfl 
bereiche der Gesetze auf dem Gebiete der EheBchliessunM 
der Ehescheidung und der Vormundschaft über Mindei 
jftfarige, aber die endgültige Abtretung der Stadt Wismd 



') Fütter^ Kurzer Begritf des denUchcn Staatsrechts 1768., S. IM 
>) Ompleda, Literatur des Völkerrechts 17SB, S. 583. 
') Meier, aber den AbscblusB lon Staats vertragen 1874, 8. 31. 
•) Reichsgesetzblatt für 1903 und 1904. 




i Mecklenburg; — ; und man wird in der Tat mit Lfiband^] 
een köDQeD, „äass alles was der Staat Überhaupt wuUeo^ 
I kann, geeignet ist, zum Gegenstand eines Staate! 
krtrags gemacht zu werden." Je iiitenBiver nun die Arbeit! 
i Staates nach der Richtung des Abschlusses von Staats- j 
irträgen gehen'wird, um ao gebotener muss es erscheini 
9 Rechte der Volksvertretung in Bezug auf ihre Mit- 
wirkung bei Staatsverträgen des genaueren kennen zu lernena 
Denn es erhellt, dass mit dem zunehmenden Reichtuoifl 
tStaatsTerträgen immer mehr Gebiete in den Bereich de^ 
tatsveiträge hineingezogen werden, bezüglich deren 
Boerstaatlicben Leben der Volksvertretung ein hervorragen-^ 
wenn nicht das entscheidende Wort in allen Verfas^ 
Bngen gegeben ist. Und es wird sich fragen, ob die Wah-i 
FDg dieses Rechts auch bei Staatsverträgen theoretisch wigj 
Jitisch verlangt werden kann, ohne dass dabei die auB-| 
(rtige Politik der Staaten notleidet. Denn in den au»-9 
trtigen Angelegenheiten scheinen vielmehr als das in innert 
latlichen Dingen, soweit sie in die Kompetenz der Volks^ 
rtretungen hineingeboren, der Fall ist, psychologisch« 
taente wie schnelles Handeln im richtigen AugenbliekJ 
blomatische Feinl'ühligkeit, ein bald schneller bald lang-j 
ber zu beliebendes Tempo der Verhandlungen, diskretes 1 
J Terschwiegenes Auftreten in jedem gegebenen Zeitpunkte | 
»banden zu sein, die einen beträchtlichen Unterschied 
pischeti dem Abschluss eines Staatsvertrags und dem Werde- 
eines Geselzes schaffen, das aus den Verhandlungen 
) Kammer, die aller Welt zugänglich sind, hervorgeht. 
\ wird sich bisweilen ein Widerstreit zwischen den diplo- 
tiscben Auffassungen vom Wesen des Staatsvertrags und 
^ konstitutionellen Grundsätzen der Mitwirkung der Volks- 
Iretung bei allem, was Gesetzes Kraft erlangen soll, 



•) Laband, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs 1901, II. 3. 115. 



— 10 — 

ergeben: für den Juristen wird es eine reizvolle Aufgabe 
sein, gestützt auf Wissenschaft und Verfassungen, im Streit 
der Meinungen zu entscheiden, nicht aber ohne dass er 
die Anforderungen des Lebens und der Praxis im Auge 
behalte. 

Dabei wird betont, dass der Begriff ^Volksvertretung" 
als gegeben erachtet wird und daher ausserhalb der Be- 
trachtung bleibt. 

Die Erörterung hat mit einer Auseinandersetzung über 
Wesen und Abschluss des Staatsvertrags zu beginnen. 



F 



Wesen des StaatsvertraifS. 

§ 2. 
Der Begriff „Staatsvertrag". 

,Staat6T6rti'äge sind Rechtsgeschäfte, durch welche die 
^ntrahenten gegen einander Aaaprüche und Verpflichtungen 
frflnden." Diese Deflnitioo gibl. Lahand^) und Nippold 
ähnlich^); „der völlierrechtliche Vertrag lässt sich 
(iiiereo als ein Rechtsgeschäft zwischen zwei oder mehreren i 
ÜBBten, durch welches dieselben ihren Willtn in einer be* 
pminten Richtung einigen und diese WillenserkläruDgl 
fcläreu. " Seligmann sagt ') : , Ein Staatsvertrag is 
rtrag, welcher zwischen mehrereu Staaten auf Grund J 
Ifer öffentlich rechtlichen Rechts- und HandlungsfähigkeitJ 
tgeBchlossen wird." Berghohm echliesst sich in der Uaupt"« 
ihe dem an*); „Die Staatsverträge sind llbereinstimuiendaa 
Willenserklärungen zweier oder mehrerer Staaten als Sub-J 
ifete, ausdrtickliche Übereinkünfte unter Beobachtung ge-¥ 
, teils wesentlicher, teils bloss der grösseren Sicherheit.^ 
[en wünschenswerter und daher üblicher Förmlichkeiten.* 



O L<üiand, S. 115. 

*J Nippold^ Der völkerrechtliche Vertrag und seine Bedeutung fOcl 
I internationale Recht 1894, S. 93. 

•) Seligmann, AbschloBS u. Wirksamkeit der Staats vertrag e 1890, S. 2. ' 

') Berghohm , Staats vertrage und Gesetze als Quellen des Vülker- 
pAt 1876, S. 77. 
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DasB der Begriff „Rechfegeschäft" nicht lediglich i 

■ Bet^riff des Privatreclils, Bondern einer jener Bej 
I die weil sie der allgemeinen Rechtslehre angehören, gleicl 

inasBcn auf die Willenserklärungen des öfFeutlichon wie ( 
privaten Rechts Anwendung finden können, wird von al|| 
Schriflslellern mit der einzigen Ansnahtne von Zorn 

■ ■gegeben. Zorn behauptet nämlicli'): „Staatsvertrftge b 
^begrifflich niemals Rechtsgeschäfte sein, weil es solche i 
(dem Gebiet des öffentlichen Rechts überhaupt nicht gitd 
'.aber Zorn selbst ist nicht imstande, in konsequenter Wa 
f diesen Standpunkt durchzufuhren, er mischt ständig 

aus der Vertragslehre in seiue eigenen Ausftihrungeii hiDeS| 
und wenn er z. B. bei der Lehre vom VertragsabschM 
sich auf Ulpian") beruft: „qui cum alio contrahjt vel 'j 
vel debet esse non ignarus condicionis eius," so wird i 
sich mit Recht fragen, wieso Zorn für den Staatsvertr 
einen Rech tasatz verwenden will, wenn der Staatsvert] 

bkein Rechtsgeschäft ist, sondern lediglich in das Mon 

Kebiet gehört. 

Durch Slaatsverträge werden Staaten aneindei 

knUplit; nur dann, wenn Staaten in ihrer Eigenschaft ■, 
men des öftentlichen Rechts durch ihre zum Vertr^ 

JabschlusB legitimierten Organe kontrahieren, kommt 
ßtaatsvertrag zustande. Ein Staatsvertrag liegt daher ni^ 

' vor bei Verträgen eines Staates mit Privaten, seien es naU 
liehe oder juristische Personen. Demgemäss ist z. B 
Vertrag, den die deutsche Reichs-Regiernng mit der 

I zöBischen Oetbahn, die einer Privatgesellschaft geh^ 

tschliesst, kein Staatavertrag. Ebensowenig liegt ein Sta 

(vertrag vor, wenn die legitimierten völkerrechtlichen ' 
treter von Staaten Verträge schliessen, in denen sie Iq 



1) Zorn, Dae Staaterecht des DeutBcbeo Reichs 1883, 3. 423,J 

^ L. 19. D. de reg. jur. 60, 17. 
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reCnlichen RechtsverhällniBBe ordnen, z. B, Ehevertr&ge ' 

• Darleheosvei'träge. Ein Slaatsvertrag liegt auch dann 
bt vor, wenn auf der einen Seite ein Fürst kontraliiert, 
iBicher nicht im Besitze der staatliohen Gewalt z. B. ent- 
<at ist."*) Das Erfordernis ist also Staat gegen Staat. 
ige Rechtslehrer haben deshalb geglaubt^), durch Ein- 
ttong des Begriös „Staaten vertrag" schärfer hervorheben 
ft'.könneu, das eben zwischen Staaten der Vertrag ge- 
flossen werden inftsse. Aber es scheint dadurch nicht 
I viel gebessert zu sein, da es Verträge gibt, bei denen 
H Kontrahenten Staaten sind, und die trotzdem keine 
Qjmtlichen Slaatsvertrüge darstellen, und zwar sind das 
^ Fälle, in deoen die Staaten nicht in ihrer Eigenschaft 
iflentlich-rechtiiche PeiBonen, sondern als Personen des 
^Tatrechts, als Fiekus, niiteitiaiider Vertrag achliessen. 



Die zweilache Natur des Staatsvertrags. 

Ein zweifaches charakterisiert den Staatsvertrag: daes ^ 
gie Wirkungen erstens völkerrechtliher Natur sind und] 
Itens staatsrechtlicher Natur sein können. Der Staats- 
Hrag wird, wie oben ausgeführt worden ist, zwischen den 
a^en geschlossen; daher bindet er die Staaten und nur 
I Staaten; seine Wirkungen erstrecken sich zunächst in 
feer Weise auf die Untertanen der Staaten. Zwei Staaten j 
^n auf Grundlage des Völkerrechts miteinander kontra- 

, dadurch haben sie sich allein gebunden; wie sollte | 
»r Vertrag zu gleicher Zeit ein „Imperativ an die Unter- | 
sein? Zwei Staaten kommen z. B. überein, neue ■ 
Sie zu erheben. Werden durch diesen Vertrag die Zoll- 



y ') Seligmann S. i. 
fc") K. B. Jeltinek, Bluiittchli, Oppenheim, Hefter. 
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mnnehmer verpflichtet, künftig diese Zölle zu erhebeiljl 
Oder werden dadurch die Staatsangehörigen yerpflichte 
Idiese Zölle zu enlrichten ? Oder wird der Richter gezwung« 

BT) Beinem Urteil diesen StaatBvertrag als die Staatsangehörige 

fcwingendes Recht anzusehen? Keineswegs. Ledigticb ( 

taaten haben sich verpflichtel, jeder In seineni Gebiet kfinftl 

dahingehende Massnahmen zu treffen oder zu veranlasse 

Käftss ein GeBetz erlassen werde, in dem der staatsrechtlich 

[Zwang zur Erhebung dieser Zölle festgelegt wird. 

I.Staatsangehörigen werden niemals durch StaalsvertrSge, i 

fwerden nur durch Gesetze beherrscht. Erst in dem Aug< 
'blick, wo der Staatsvertrag auf dem von der Verfassai 
BrorgeBchriebenen Wege Gesetz wird, bindet er die [JntertsDgj 
Das ist das zweite am Staatsvertrag; seine Wirkiij 

'nach innen. Solange er nur als Vereinbarung zweier om 
mehr Staaten nach Aussen hin wirkte, waren nur die kontr 
hierenden Regierungen gebunden. Nun kamen die geset 
gebenden Faktoren überein, ihm auf dem Wege des i 
setzes zwingende Kraft für die Staatsangehörigen zi 

lPamit wurde er nach innen wirksam. 

Dabei muss ausdrücklich hervorgehoben werden, dfl| 
man nur dem Sprachgebrauch folgt, dagegen den Din^ 
|Gewalt antut, wenn man sagt: Der SCaatsvertrag habe £M 
■ Seiten, eine völkerrechtliche und eine staatsrechtliche. 
1; Staats vertrag als solcher hat nur eine Seite ^ die völki 
Irechtliche. In ihr erschöpft sich seine eigentliche Wirkunj 
K'Venn er nach Innen wirksam wird, so wird er das 

( Staalsvertrag. Zu diesem Zweck muss er seine Funktifl 
bindern: aus dem Staatsvertrag wird das Gesetz. Inhalllin 
mag dieses Gesetz mit dem Staatsvertrag sich decken ; ab; 
tformeil und für die juristische Konstruktion sind sie stree 
pron einander geschieden. Es wäre daher bei der sogenannt^ 
Virkuog des Staatsvertraga nach Innen richtiger zu sageti 
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□ ftch Innen bindet der zum Stüatsgeselz ge- 
wordene Staatsvertrag die StaatsangeliOrigen. 
Die beiden Elemente; yölkerrechtlich und staatsrechtlich 
sind scharf von einander zu sondern; sie in analysierender 
Weise geschieden zu haben, ist eine Errungenschaft sowohl 
des StaatBrechts wie des Völkerrechle der letzten Jahrzehnte, 
und während der ganzen Abhandlung wird uds die Überzeu- 
gung nicht verlassen dürfen, dass jedes Durcheinanderwerfen 
der lieiden Begriffe vom Übel ist. 

Nachdem mehr wie zwei Jahrzehnte über diesen Punkt 
gestritten worden ist, kann man wohl sagen, dass nunmehr 
eine communis opinio doctorum vorhanden ist. Schon 
Klüber und Heffter waren für diese Trennung eingetreten, 
dann auch Zachartae; jedoch besonders seit Gneist und 
Laband hat die Idee der Scheidung immer mehr Anhänger 
gewonnen. 

Zu ihren Leugnern gehört in der Hauptsache Zorn,^^ 
Er geht von der Voraussetzung aus , daes das Völkerrecht 
lediglich äusseres Staatsrecht sei und dass sowohl Vertrags- 
abschluEs als auch Gesetzgebung gemeinsam ins Staatsrecht 
gehörten. Damit hat Zorn das Extrem einer andern Auf- 
fassung sich zu eigen gemacht, die früher den Staatsvertrag 
lediglich vom Völkerrecht beurteilt haben wollte. 

"Lm Zürn hat sich in jüngster Zeit Kaufmann'^) gesellt; 
er geht von der Voraussetzung aus, dass Staatsverträge ob- 
jektives Recht schaffen. Da nun durch objektives Recht 
die Untertanen verpilichtet werden, so folgert er, dass durch 
die Slaatsverträge für die Staatsangehörigen unmittelbar 
Rechte und PUichteo gesehafien werden. Ein solches Re- 



') Zorn, Das StuatBreclit des DeutBchen Reichs 1883 u d. deulBchen 
Staats vertrüge in der Zcitschr. f. d. gesanite StaatBrechlaw. lÖBO. 
*) Kau/mann. Die Rechtakraft d. interaationalen Rechts 1899. 
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mltftl 'mi nur inO^licIi^ wenn inaa den völkerrechtlichol 
ichluH«, doi' keinerlei Reehte und ['Dichten für die Aij 
geliOrigen der Staaten sondern nur für die Staaten eell^ 
Lgeftrfliidet,, niit der mit Hilfe der Gesetzgebung zastaiH 
Kekomuienen 8tantHrechlli<;heD WirkBamkeit, die allerdiiu 
objektives Rocht schafTen Icanu, zuBatnmen wirft. Meyt>r 
liUlt Kiiufmunn mit Recht entgegen: ^Kaufmann behaupt^ 
(luKS durch Btiiatsvertrlige unmittelbare Rechte und Pflicht^ 
der HtaatHHiigehOrigen begründet würden, weil das durd 
diotiell>on geschall'ene objektive Recht die Untertanen direS 
Vürpllit^btut. Diese Auffassung ist deshalb nicht zutrefTeoi 
weil die llegründung derartiger Pflichten eine Äusubu^ 
vun Herrechaftsrechten voraussetzt, welche nur dem eigenil 
Stfiat Ober seine Untertanen zusteht." 

Aber auch abgesehen von allen anderen Zorn gegeql 
llber schon so oft ins Feld geführten Gründen, die teilwei 
auch gegen Kaufmann gelten mögen'''), sei hier noch 
Bonders betont: die zweifache Natur des Staatsvertrags gell 
zur Evidenz daraus hervor, dass beide Elemente, das vOlkel 
rechtliche und das staatsrechtliche, unabhängig von einandi 
ihre Wirkung zeigen können. 

Es ist die Möglichkeit gegeben , dass ein StaatsvertrtI 
völkerrechtlich die Kontrahenten bindet, und dass er troj 
dem im Innern des Staates ohne Wirkung bleibt. Das v 
z, B. der Fall sein bei Staateverträgen, die im Interes 
Staates geheim bleiben sollen. So schloss Ende der achtzigd^ 
Jahre des vergangenen .Jahrhunderts ßismorc/ials Beauüragi 
Kaiser Wilhelm I. mit Russlanri einen geheimen 
zur gegenseiiigeo Unterstützung im Kriegsfall. Niema^ 



'} ileyer. Lelirbuch des Deutacheo Staatsrechtes, 5. Auf 



■) S. Bes. gegen Zor«^ Laband, S. 121 und Jellinek, Die recbtlla 

Natur der Stauteuvertrage 1880, 8. 66. 




trd die völkerrechtliche Verbindlichkeit dieses Staate- 
TertragB leugnen können. Und doch wäre im gegebenen 
Falle auch nicht ein preussischer Grenadier gezwungen ge- 
wesen, auf Grund dieses Verlrags, den er ja zudem nicht 
kannte, los zu schlagen ; er wäre dann lediglich dem Befehl 
des obersten Kriegsherrn zum Ausrücken gefolgt. Gerade 
die Tafsache, dass der Vertrag auch dem Reichstag nicht 
bekannt war, ja dass selbst ohne seine Bekanntgabe, ohne 
seiue Genehmigung, nur auf eine Mitteilung des Reichs- 
kanzlers hin, dass ein solcher Vertrag bestehe, der Reiche- 
tag — vorausgesetzt, dass er mit einem solchen Vorgehen 
einverstanden gewesen wäre — die Mittel zur Unterstützung 
des damaligen russischen Verbündeten hätte bewilligen 
können, zeigt, dass ein Fall denkbar ist, in dem der Zu- 
sammenhang zwischen der völkerrechtlichen Seile dos Staats- 
vertrags und seiner Wirkung für die Staatsangehörigen gar 
nicht juristisch ibrmulieibar, sondern nur tatsächlich vor- 
handen ist. 

Ohne Zweifel wird ein Staatsvertrag die Staaten völker- 
rechtlich auch dann weiter binden, wenn einer der kontra- 
hierenden Staaten seinem Versprechen den Befolgungsbefehl 
zu erteilen, nicht nachkommt oder nicht nachkommen kann. 
Man wird dann sagen können, dass eine völkerrechtliche 
Verbindlichkeit., der Staaten ohne eine staatsrechtliche der 
Staatsangehörigen besteht. Dieser Fall wird besonders dann 
eintreten, wenn in einem Staatsvertrag eine Anzahl Staaten 
(nicht nur zwei) kontrahiert haben, und wenn dann diese 
alle ihre staatsrechtlichen Verpilichtungen mit Ausnahme 
einzelner Staaten durchführen; dann zeigt sich, dass die 
völkerrechtliche Verpflichtung alle bindet; das aber zur 
elaaterech fliehen Inkraftsetzung der Slaatsverträge nicht alle 
kontrahierenden Staaten ihre Pliicht getan haben. Ein 
Beispiel hierftir ist der Berliner Vertra^f von 1878, der die 



^n^erhält niese der Balkiinstaalen regelte. nNiin haben ^^| 
BjeBehen, daBB die Staaten, welche am Berliner Kongro^H 
K^n^resB beteiligt waren und an dem Zustandekommen <^^| 
■Vertrags mitgewirkt haben, dLiii neu erlassenen Reca^H 
■•Geltung verschallten; auch die kleinen Staaten, welche ^^H 
^Kongresse nicht beteiligt waren, aber deren Lebensverhi^^l 
EltiBse von diesem KongresB geordnet und geregelt wurd^o^S 
Btootzdem sie an der Si;hafrung des neuen Rechts , welches 
■fdr Bie gellen sollte, nicht mitgewirkt haben, die Rechts- 
Kaizungen annahmen, und ihnen Geltung und Kraft in ihrem 
Küebiete einräumten. Nun kommen wir zu der merkwtirdigea 
K^Btsactie, dasG die Türkei, trotzdem Eie am Kongresse mit- 
gewirkt und auch das ftlr sie geschaS'ene Recht gewollt hat, 
landeti) sie ihre Zustiminung gab, den im Art 62 enthaltenen 
KlechtBSätzen nie Kraft und Geltung in dem Gebiete des 
•osmanischen Reiches verschallte, und das gilt auch bezilglich 
•[der Art. 23. Wir haben in der folgenden Zeit gesehen, 
ftdass die Türkei nichts getan hat, um ihre Untertanen vor 
ftden Gesetzen des Landes gleichzustellen, und dass sie auch 
»keine Gesetze erlassen hat, welche die persönliche und 
Glaubensfreiheit garantieren sollten, trotzdem sich die Türkei 
völkerrechtlich verplliehtet hatte ihr inneres Staatsleben nach 
den Grundrechten, welche für sie auf dem Kongress prokla- 
miert wurden, zu ordnen; sie hat nichts getan, diesen Be- 
stimmungen nachzukommen."^) 

Eine lediglich völkerrechtliche Bedeutung hat auch z. B. 
der Art. 6 des internationalen Vertrags über die Behand- 
lung des Zuckers vom 5, März 1902: „Spanien, Italien und 
Schweden bleiben von den in Art, , . . festgelegten Ver- 
pllichtungen solange befreit, als sie keinen Zucker ansfithren. 
Diese Staaten verpilichten sich ein Jahr — oder womöglich 



'; Enuehe/^ die vtllkerreohtlidie Bedeutung des Berliner Vei 
i 187K, 1903, 
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lon früher Dnchdem die ständige KommissioD den Fort- 1 
bl der vorgenannlen Bedingung festgesteilt hat 
wetzgebuop; über die Behandlimg von Zui;ker mit den B&--I 
nmungea dieses Vertrags in Einklang zu bringen.''') 

Eine völkerrechtliche Verbindlichkeit ohne Staatsrecht-' 
^e Wirkung ist auch für die Zeit vorhanden, in der der 
^trag sfhon ratifiziert ist, aber das dt^n Inhalt inkraft- 
sende Gesetz noch nichl publizierl, bezüglich noch nicht 
PShtswirksam geworden ist. 

Aber auch der umgekehrte Fall ist denkbar. Der Ia-1 
tit des Staatsvertrags kann nach Innen auf dem Wegei 
1 GeBetzes wirksam vferden, obwohl die völkerrechtliche'! 

nrbindlichkeit aus irgend welchen Grilndeii z. B. wegen 
I^UDiB gar nichl eingetreten ist. Oder: „wenn die Kon- 

■henten überein kommen einen Vertrag aufzuheben, so 
^d damit seine völkerrechtliche Kraft unter Umständen 

6forC beseitigt; staalsrechtlich wird er noch mindestens 
b lange in Geltung bleiben, bis die Zurücknahme des Be- 
hgungebefelils ordnungsgemäss bekannt gegeben ist"^.) 

Es kann sogar der Fall eintreten, dass ein Staat eine 

tkerrechlliche Verbindlichkeit eingeht, deren Inhalt bei 

längst staatsrechtliche Gellung hat, so daes die neue 

bfeerrechtliche Obligation zu keinerlei staatsrechtlichen 

iHsnahmen Veranlassung gegeben wird. Denken wir z. 

wird ein internationales Abkommen dahingehend ge- 

, dass in bestimmten Industriezweigen in allen 

Ätrahierenden Staaten der Zelmstundentag eingeführt 

rde. Es wird sich kein Grund finden lassen, warum 

Kten, die diesen Zehnstundentag schon auf dem Wege 

^.Iiandesgesetzgebung eingefnhrt haben, an einem solchen 

:eBetzblatt 1903, S. 14. 



Abkommen nicht teilhaben sollten. Für diese Staaten v 

doch kein slaalsrechLlicher Akt erforclerlich sein, um i 

Verpflichtung, die sie im Hlaatsverlrag eingegangen eIdi 

jt&ch inneD wirksam werden zu lassen; denn das ist i 

ßBchon. Und weder die Tatsachen noch irgend eiue jurisliscf 
Konstruktion wird es ermöglichen zu sagen, dass der Zehn 
Btandentag nun in diesen Staaten nicht mehr kraft ( 
alten Gesetzes, sondern kraft des neuen Staa tsver träges i 
Geltung sei. Ss ergiebt sich vielmehr ganz klar, dass < 
völkerrechtliche Verbindlichkeit unabhängig von der staf 
rechtlichen entstanden ist, und dass die staatsrechtlicfl 

■Wirkung unabhängig von der völkerrechtlichen Verbioi 
pchkeit bleibt. 

So wurde 1865 von den romanischen Länderr 
teinische Mütizunion geschlossen. Spanien trat der Dnifl 
aiicht bei, ordnete aber diu-ch Dekret vom 30. OktotH 
*) sein Mlinzsystem in einer der Union durchaus em 
Bsprechenden Weise. Wenn nun Spanien später doch i 
BlTnion beigetreten wäre, so wäre es damit lediglich etfl 
TjÖlker rechtliche Verpflichtung eingegangen, die für die I 
Rührung des Inhalts der Verpflichtung keinerlei staatBrot 
iche Wirkung gezeitigt hätte. 

Aus alledem l'otgt, dass wir aul's strengste die Sd 
jpung zwischen der völkerrechtlichen Seite des Staatevertr 
;lind seiner auf Gesetzeskraft sich gründenden staatsre 
Jicheo Wirkung aufrecht erhalten müBBe. Es wird äaÄ 
Igenden die völkerrechtliche und die slaatsrechÜidj 
Lßeite" der Staatsverträge getrennt behandelt, sodass zuni 
^er völkerrechtliche Abschluss und dann die staatsrecbtluj 
iikraftsetzung , beidemale inbezug auf die Mitwirkung i 
Volksvertretung zu betrachten ist. 

'■) Tnyei, Völkerrecht und Landearecht 1899, S. loj. 



Abschluss und Ratifikation. 
ZiinächBt: auf welche Weise kotiuiit der Abs« 
.eines Staatsvertrages zustande? 

Zum Zweck der Vorbereitung des Abschluss, vor allei4 
I den Unterhandlungen werden von den beiden vertrag*^ 
Bchliessenden Teilen gewöhnlich Bevollmächtigte ernannt, 
die das Abkommen in allen Einzelheilen l'estzustellen haben, 
die den Staatsvertrag auch Bchriftlich fixieren uud alsdann 
mit ihrer Unterschrift versehen. Dieses unterschriebene 
Schriftstück ist jedoch noch kein Vertrag; zur Giltigkeit 
fehlt ihm noch die nachträgliche Genehmigung der von der 
Verfassung mit der völkerrechtlichen Vertretung der Staaten 
beauftragten Organe, für gewöhnlich also des Souveräns 
oder des Präsidenten der Republik, in der Schweiz nach 
"fielvertretener Aneicht der BundeBversammlung. Dieses 
Organ muss, nachdem die Bevollmächtigten sich geeignet 
haben, seinerseits noch sein Einverständnis mit dem Ver- 
tragsentwurf erklären: der Vertragsentwurf muss ratifi- 
ziert werden; dnrch den Akt der Ratifikation wird der 
Staatsvertrag erst abgeschlossen. 

Die Ratifikation gilt nach Ansicht der meisten heute 
als stets vorbehalten, und diese Ansicht scheint auch der 
historischen Entwiklung am ehesten zu entsprechen. Die 
älteste Anschauung billigte den Bevollmächtigten Mandatar- 
rechte zu und sab deshalb in ihrem Abschluss das ent- 
Bcheidende Moment. Sie bezeichnete deshalb die Ratifikation 
als überflüssig und nur dann anwendbar, wenn sie ausdrück- 
lich vortiehulten worden sei. „Auf diesem Standpunkt 
stehend, bezeichnet Albericm Oenlüis die Ratifikation wie 
die geheime Instruktion als Mittel den klaren Sinn der 
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'Vollmacht zu trüben*.') Hugo Grotius sagt:*) „Sed ; 
homiiiem alterum obliganiur, si constet de voluntate noe 
qua illum elfgeriinus. iit instriimentum nostrum ad 1 
spetiatim aut sub geDerali notione. Et in geoeraü praep< 
sitiOTie accidere potest, ut nos obliget qui praepositus ein 
agendo contra voluntatem aostram sibi soll signiücatam,! 
Auch Pu/endorf, Klüber und Bliintschli sind dieser Änsict^ 
Kläher bemerkt jedoch bereits, dass der Vorbehalt . 
in der Regel zu tjeschehen pflege."^) Diese Theorie 
jedoch, wie gerade Klühers Bemerkung 7.eigt, mit der 
Praxis nicht recht in Einklang zu bringen; ausBerdern 
folgerte sie aus einer nicht angängigen privatreehtlichen 
Analogie. 

Von andern wird dann die Ralifikation als essenliale 
ftlr die Vertragsgültigkeit angesehen; aber siegeben keine 
rechte Auskunft darüber, in welchem Moment (Ratifikation 
oder Ahschluss des Vertragsentwurfes durch die Bevoll- 
mächtigten oder beides zusammen) der Vertrag als abge- 
schlossen angesehen werden soll. Diese Ansicht wird nach 
Wegmann^) vertreten von Bijnkershoek, Schmäh, Vattel und 
Heffter. Sie leidet an einer beträchtlichen Unklarheit und 
wird, wie die erste den Anforderungen der Praxis zu 
wenig gerecht. 

Die dritte Anschauung stimmt mit den oben ange- 
führten Darlegungen übereiu; sie erklärt, daas der Vertrag 
erst mit der Ratifikation zustande kommt. Fast alle mo- 
dernen Schriftsteller^) stehen auf diesem Staudpunkt; die 

'1 Wegmami, Die Ratifikation ron Staats vertragen 1892, S. 5. 

•) flugo Qroinit, De jnre belli ao pacis Hb. II. cap. 11. g 12. 
8. 3B7, 1750, 

») Kläl.sT, Europäisches Völkerrecht 1661, S. 160. 

') Wegmann, S. 6- 

°) z. B. Laband, Fraehat, Oei/ksn, JeHinei, Oppenheim, Uuger, 5«iiy- 
mann, Bldjaerincq u, a. m. 
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ÜaCifikation gilt nach ihnen siets als vorbehalten. Der 
Vertragsi^hliiBs, der sicli mit der Ratifikaüon TollKieht, heisst 
solenn. Es finden sich daneben eine Anzahl MftgÜch- 
keilen, bei denen Staatsver träge ohne Ratifikation zustande 
kODimen, so zumal Verträge in Kriegszeiten, die von Feld- 
herren innerhalb ihrer Kompetenz geBChlossen werden, 
Diese nicht solenne Vertragsforin ist nur möglich, da 
wie Bulmerincq sich ausdrdkt, ') „die Ermächtigung zum 
AbschluBs für jene Personen und Ämter schon in ihrem 
allgemeinen, ihre Stellung begründenden KommiBsorium 
gewissermassen als stillschweigende Vollmacht sich be- 
findet." Die ratio für die nicht solenne Vertragsform Hegt- 
zweifellos in einer häufig erforderlichen Beschleunigung di 
Abschlusses. 



Während so die Theorie über Vorbehalt und Voll- 
zieliung der Ratifikation als geklärt angesehen werdet 
kann, hat die Wissenschaft über ein Moment, in dem viel 
leicht mancher Beitrag zur Lösung später zu crörlernder 
Streitfragen stecken könnte, bisher geschwiegen. Ich meine 
den AbschluES durch die Staatsoberhäupter selber, vorzüglich 
deu mündlichen Vertragsabschluss. 

Es steht wohl fest, dass Staatsverträge auch mündlich 
abgeschlossen werden können, wenn das auch in der Praxis 
seltener vorkommen dürfte. Immerhin gibt es eine be- 
trächtliche Anzahl von Friedensverträgen, die bei persön- 
licher Zusammenkunft von Monarchen müudlich abge- 
schlossen worden sind. Sie wurden später vielleicht schrift- 
lich fixiert; aber durch diese nachträgliche schriftliche 
Niederlegung wurde der aioment des VertragsabschlusBes 
nicht geändert, der blieb der der mündlichen Übereinkunft. 
Der Friede von Villa Franca z. B. wurde 1859 mündlich 
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zwischen den Kaisern von Österreich uod Frankreich ( 
schlössen. Auch andere als Friedensverträge sind mflodli^ 
durch die Souveräne geschlossen worden. So die 
Allianz von 1815. 

Die theoretische Zuläasigkeit des mündlichen VertrSj 
Abschlusses wird fast allgemein zugegeben, so von Moä 
Saalfeld, Ktttber, HoUzfndorJf^ Laband, Tetzner, JellinA 
Störh, Tintech, Pröhst; fiir die unbedingte Schriftlichkffl 
sprechen sich nur Schmalz und Bitlmerincq aus. 
aber auch in der Tat nicht einzusehen, welches Hinden 
einem mündlichen Vertragsabschluss entgegenstehen solid 
„Die Willenserklärung, welche wir als Ratifikation 
zeichnen, kann möglicherweise auch mündlich geschehet 
da es keinen Volk errech tssatz gibt, der die Schrit'tlichkfl| 
anbeföhle." 'j 

Wie wird sich nun, den mündlichen VertragSBCUl^ 
angenommen, die Ratifikation gestalten? Sie wird v/^ 
fallen. Denn da die Ratifikation lediglich dem Bedürft 
entspringt, den Bevollmächtigenden Einblick und Uinscbi 
darüber zu gewähren, ob der von den Unterhändlern j 
fertigte Entwurf auch wirklich im Interesse des 
liegt und ob die Bevollmächtigten bei Abschluss dea Vfl^ 
tragsentwurfes sich auch nicht ausserhalb ihrer Vollmacht« 
gestellt haben, so fallt beides beim Abschluss durch A^ 
völkerrechtlichen Vertreter des Staates (Monarch, Präsidei 
weg; und es entspricht sowohl den Tatsachen als auch d 
juristischen Formulierung, wenu wir für diesen Fall ( 
Moment des Abschlusses in die Willenseinigung der ] 
narchen legen. 

Harimann hält sogar die Ratifikation in einem ti^l 

jrgehenden Fall für überflüssig ;'^J „Erklärungen, wel(d| 
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'J Harimann, InBtitutionen des pruktiichen Völkerrechts 1878. S, l 
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I Minister des Ausgereo aiiEgesprochenermaBseQ auf Spe- 

feftlbefehl des Souveräns oder mit dessen Genehmigung in 
ler Absicht , innerhalb der TerfnEsungsmässigen Schranken 
Ben Staat dadurch zu binden, abgibt, haben, wenn sie von 
pem Staate dem sie gemacht sind, angenommen werden, 
ieu Charakter von Staats? ertragen. Sie bedürfen schwerlich 
Ratifikalion, weil sie als unmittelbar zwischen den 
touveränen getroffene Abkommen aufzuTaBsen sein dürften." 
Mit der Ratifikation ist der Staatsvertrag gültig abge- 
lossen^ seine völkerrechtliche Bedeutung ist damit fest- 
liegt. Mit ihr haben die kontrahierenden Staaten die Ver- 
ißichtung flbernommen, alles was zur Auefilhrung dieses 
Vertrages erforderlich ist, zu bewirken. Darum muss zu 
Abschlüss des Staatsvertrags der verfasBungsgem&ss 
vorzunehmende Befehl an die Staatsangehörigen treten, die 
Abmachungen des Staatsvertrages zu befolgen. 

In der absoluten Monarchie ist das sehr einfach: Der- 
Reibe Wille, der den gflltigen Staatsvertrag schatft, lässt 
||uch aeineu Inhalt bindendes Gesetz für die Untertanen 
»rdeu. Auch itn Verfassungsstaat, so grosse Beschränk- 
bgen er im (ihrigen dem Souverän beim Abschluss von 
fetaatsverträgen auferlegte, blieb von dieser Freiheit Verträge 
zu Echliessen und ihren Inhalt bindende Norm für die 
Staatsangehörigen werden zu lassen, einiges übrig. Wegen 
des Erfordernisses, „dass die Rechtssätze über die staats- 
rechtlichen Erfordernisse und Wirkungen der Staatsverträge 
in Einklang stehen müssen mit den Rechtsgrundsätzen über 
die Gesetzgebung, weil sonst die Regeln, welche (iber eine 
dieser Formen staatlicher Willensakte bestehen, durch An- 
«fliidoDg der andern Form illusorisch gemacht werden 
hipten",') sind dem Staatsoberhaupt diejenigen Gebiete, 
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^uf deneD er im übrigen fiir seine SlBBtSAiigehörigen B&; 
äHasaen katiD, auch für dun zum Gesetz werdendei 
StaatETertrag vorbehalte, d. h. er kann ohne Mitwirkitng'ifl 
Minderer StaatEOrgane BOiyohl den Vertrag sctiliessen, al^l 
buch die zu seiner Ausführung erforderlichen Befehle gebeivV 
sind daB diejenigen Verlügungen und VerordnungenJ^ 
die der Monarch (Präsident) kraft eigenen Rechts erlassei 
kann und zu deren Verwirklichung kein Gesetz erford^ 
lieh ist. 

Bei fast allen übrigen Staatsvertrftgen ist der SouverÄB 1 
an die Mitwirkung der Volksvertretung gebunden, sei eB,fl 
dasB bereits zum völkerrechtlichen Äbschluss, sei es, daes'X 
zur Ausführung im Staat die Genehmigung der Volksver-fl 
tretung erforderlich ist. Die folgende Darstellung wird niitVil 
so verfahren, dass zunächst die Frage nach der Mit^T 
Wirkung der Volksvertretung beim Abschlus &■ 
des Staa tsver tages erledigt wird. Danach wird disil 
Mitwirkung bei der staatsrechtlichen Inkraftl 
Setzung des Vertragsirhaltes betrachtet werden. 'J 
Nachdem so die Art der Mitwirkung der Volksvertretoi 
festgestellt ist, wird noch zu erördern sein, in welchftd 
Umfange Staatsverträge einer parlament^ 
ischen Mitwirkung bedürfen. Zuletzt wird noch ^ 
Beteiligung der Volksvertretung bei Aufhebuofl 
und Ausser kraftsetzu ng von S taatsvertr&goi 
zu gedenken sein. 
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Die Mitwirkung der Volksvertretung beim Ab- 
schluss der Staatsverträge. 

5 ■"'. 

Die angetiljche unbedingte Legitimation des Staatsoberhauptes] 

zum Vertragsahschluss. 

Wenn zunächst die Mitwirkung der VoliisvertretungJ 
heim Abschluss von Staa ts vertragen erörtert wird, soietdift^l 
erste Frage: wer ist denn eigentlich berechtigt, Staatsver^J 
träge abzuachliessen? 

Es Icann darüber kein Zweifel bestehen, dass im ail-Ä 
gemeinen dasjenige Staatsorgan, das zur völkerrechtlichen,! 
Vertretung des Staates berechligt ist, aucli Verhandlungeol 
llber abzuBchliessende Staatsverträge mit auswärtigen Re-J 
gierungen anknüpfen, BeTollmächtigte zu diesen Verband-' 
lungen ernennen und die Bevollni ächtigten mit Anweisungen 
und Instruktionen versehen darf. Man ist auch darüber 
8ich einig, dass dem zur völkeri'echtlichen Vertretung be- 
rufenen Organ der formelle Akt der Ratißkation zusteht 
Aber es muss das untersucht werden, ob dieses Organ die 
Ratifikaiion allein gemäss eigener Entschliessung zu erteilen 
befugt ist, oder ob es vorher der Einwilligung anderer 
Staatsorgane, TorKdglich also der Volksvertretung, bedarf. 
Es fragt sich daher: in welchem Umfang ist der vftlker- 
rechtliche Vertreter des Staates zum Abschluss legimitiertV 
Oder zunächst die Vorfrage: ist der Souverän (Pr&sident^L 



IrotK der in den Verfassungen vorgeGchriebenen Mitwirkon 
der Volkavei'tretung bei Staatsverträgen zum vßlkerrec 
liehen AlmchluBS von Verträgen un bedingt legi 

Die StaalsrechlBwisaenschafl der siebziger und achtziger 
.lahru des vergangenen .lalu'hunderts hat einen grossen Fleiss 
und viel Arbeit aufgewandt, um aus der ganzen Völker- 
reidltülitlcratur den Beweis herbeizuschafieu, dass das Völker- 
recht keinen Satz kenne, demzufolge dem Souverän das jus 
reprllHOntationis umnimodae und damit auch das unbedingte 
Recht zum Ahschhiss von Staatsvertr&ge zustehe. Diese 
Arbeit ist gewiss nutzbringend t^^^^^^iii und sie hat die 
Theorie zu weit gefördert, dass eine Behauptung des jus 
reprftttentationis omnimodae nicht gut mehr Anklang in 
der Wissenschaft 6nden wird. Und doch ist diese Mfkbe 
zum Teil unnötig gewesen, denn von den Schriftstellern 
Jener Zeit (und von den neusten auch nur Heilborn) hatte 
wohl niemand behauptet, dass das Staatsoberhaupt unbe- 
dingt zum VertragsschlusB legitimiert sei: auch Gneist^) 
und Labavd nicht, gegen die man sich dabei besonders 
wandte. Oneist hatte sich auf einen Satz der engUchen 
Staatsrechts Wissenschaft berufen : „it is also the Kings 
prerogative to make treaties, leagues and alliances with 
foreign states and princes. For it ia by the law of nations 
essential to the goodness of a league, that it be made by 
the sovereign; and then it is binding upon the whole Com- 
munity: and in England the sovereign power, quoad hoc, 
is wested in the peraon of the King; whatever cootracts 
therefore he engages in no other power in the Kingdotn, 
can legally delay, resist or anull." ^) Im Anschluss an 
diese Sätze hatte Gnetst behauptet, „dass es normaler 

'1 (?n«ui, Gutachten Über Artikel 48 der PreasBisehen VerlasEnngB- 
arkande 166^, abgedruckt bei E. Meier 3. 354 

•} BtiriMa««, CommentarieB on Ihc lawB of England 1809. 1 366. 
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ealz sei, dass der konstUutiouelle Souveräo (die Exe- 
kutivgewalt) den Staat nach Aussen hin verbindlich ver- 
pflirhte." ') Gneist halte nur behauptet , dass die unbe- 
dingte Legimitation des Staatsoberhanptes das normale 
sei; negativ war darin schon enthalten, dass auch die 
nirht unbedingte Verpflichtungsfilhigkeit möglich Bei: 
ja, Gneiüt hatte daTdr, dass auch der zweitgenannte Stand- 
punkt möglich sei, selber ein Beispiel f;ebracht, indem er 
die französische Verfassung nannte, „in der die (der unbe- 
dingten Legimitation) entgegengesetzte Anschauung durch 
die StaatBuniwäizung eine Zeitlang zur Geltung gekommen 
ist." ^) Zudem hatte Gneist ja in der Hauptsache nur das 
Sjstem Preussens kennzeichnen wollen. Er hatte nicht be- 
hauptet, dasB auf alle Falle der Souverän seinen Staat 
völkerrechtlich verpiliclite; vielmehr [ag ea in seinen Aus- 
fßhrungen nur darin, dass nach den Verfassungen der von 
ihm genannten Staaten mit der ausdrflcklichen, schon ge- 
nannten Ausnahme Frankreichs, es als normal angesehen 
werden müsse, dass der Souverän nach aussen hin völker- 
rechtliche Verpilichtungen einzui^ehen im Stande sei. Diese 
Slelhmgnahme Gnfist's wird in der Liieratnr häufig erkannt 
und einfach verallgemeinernd gesagt:') Gneist behauptet 
die unbedingte Legimitation des Staatsoberhaupts zum Ver- 
tragsabschluss. 

Noch viel weniger stelU Laband, gegen den man sich 
dieserhalb wandte, eine deiartige Theorie auf. Er hat 
allerdings die Aufiassung der unbedingten Verpllichtungs- 
fühigkeit für den deutschen Kaiser, aber niemals hat er 
einen derartigen allgemeinen Satz aufgestellt. Er sagt:') 

') Qneiit-MBier ö. 364. 
T OneäUMeier, S. 347. 

') Siehe hienu Pröltt, der ÄbBchlusa völkerrecltlichur Vertrüge 
durch (las deutsche Reich und die EinKelstaaten. 1882. S. 267 f. 
<) Laband S. Vii. 
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ist unbedingt znzugeben, «Iebs es ebe^ 

lediglich eine Frage des jiositiven Rechts i 
iDwieweit nicht nur die Vollaiehung, sondern zugleich auc]| 
die Legitnitation zum Abschluss von Staatsverträgen 
schränkenden Vorschriften uulerwori'eD ist." 

Der ganze Aufwand znr Widerlegung der angeblich^ 
Gneigt-Laband'icheti Theorie von der unbedingten Va 
pflichtungBl%higkeit des Sonveräns war somit unnötig; bci^ 
hatten in dieser Bestimmtheit und Verallgemeinerung eiiifl 
solchen Satz ftberiiaupt nicht aufgestellt. 



Das Völkerrecht und die Frage nach der Verpflichtungs- i 
fähig kelt des Staatsoberhauptes. 

Ee taucht nun die Frage auf: in welchem üoifang In 
I der Souverän, wenn er nicht unbedingt legilimiert lal 
denn (iberhaupt befngl, gllltig Verträge zu schlieseu? 
Frage kann am ehesten beantwordet werden, wenn zunäcl^ 
festgestellt wird, welchem Rechtsgebiet denn die Aufstellufii 
eines Rechtssatzes i1ber die Legitimation des Souveräns 
zusteht. 

Hierbei tauchen mehrere Anschauungen auf. Die einen, 
wie Meier weisen die Lösung dieser Frage Itidiglich Ü^m 
Staatsrecht zu :') ^^1^ Autoritäten des Völkerrecht« m'\ 
allerer und neuerer Zeit kommen darin (iberein, die Ftag^Sj^ 
vom völkerrechtlichen Gebiet auf das ätaatsrechtliche 3 
verweisen." Ähnlich äussert sich Metfer:-) „Die 
welches Organ die Befugnis besitzt, einen Staat TOntÜ 
reehtlich zu verpflichter, also Verträge l'ilr denselben absjgc 
sühliessen, ist keine völkerrechtliche sondern eine sta&t^l 
rechtliche Frage; sie kann nicht nach allgemeinen vöifcer^^ 

I) Ueia- S. 100. 
") Mayer S. 626. 
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VechtHchen GrundsäUen, sotidern nur nach dem StaalEreclil 
des fraglichen Staates entsehieden werden." 

Dieser Aiiflasaung sjegenilber, die mit GroHiis beginnend, 
bis beinahe auf die jüngste Zeil hinuuter die Theorie be-J 
herrsi^ht hat, macht eich seit einiger Zeit ein Bestrebea;! 
geltend, die Frage nach der Legitimation zum AliBchinsfl 
völkerrechtlich bindender Staats vertrage nicht aus deq 
Staatsrecht sondern aus dem Völkerrecht zn beant'^ 
Worten. 

Die ursprUDglicbe Meinung entnahm ihre Regeln fSl 
die Legitimation den Vorschriften eines Staates, bis .Se/i^ 
mann in dem Vorwort zu seinem „Staalsvertragen" schrieb:'! 
„Die Staat srech Hieben Unteisuchuiigen sind, gewohnt imm 
nur das Rerht eines konkreten Staates zu behandeln, 
den Fehler der Einseitigkeit verfallen; die hochbedeutende 
Frage, wann ein Staatsvertrag nach Anssen verbindlich sei, 
entscheiden sie ausnahmsloB nach dem Verfaesungs rechte 
Biiies einzelnen Staates; und doch ist ein Vertrag ein mehr- 
seitiges Rechtsgeschäft und kann nur zu stände kommen, 
wenn mehrere Vertragsteilnehmer einen gemeinsamen Willen ' 
betätigen. Filr die Existenz und die Fähigkeit einer jedeiil 
Vertragserklärung zu rechtlicher Wirkung ist die Ver-^ 
lasBung des betreffenden Staates massgebend. Da nun ein 
Vertrag erst durch mehrere Erklärungen zur Entstehung 
gelangt, so kann folglich seine Existeuz und seine Wirk- 
samkeit nur auf Grund der Verfassungen sämtlicher Ver- 
tragsstaaten bestimmt und erkannt werden." 

Seligmann gegenüber erklärte nuo Tezner:^) „Wir ge- 
wahren, dass Selij/tnann gleich den meisten seiner Vor- 
gänger die Antwort auf die rein völkerrechtliche Frage, 

') aaigma'in S. V. 

'I T«fier, Zur Lehre vi.n der Gültiglieit iler Staat »vertrage 1 
Zeitschrift für das private and üffcDtliche Recht Bd. 20. S. 120. 
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HInat'Hvortrag vülkt^rredttlidi gültig und wirksaflj 
RDL'liloHRCii Net, ans dem positiven Staatsrecht, aus deg 
ill.lvüii VcrrtiHHUngabesl.iiiimungen lietnimmt. Nur 
ino Korrektur nimmt Sfligmann an dieser Ableitung ^ 
Hordükdichtigung der Vert'asBungen sümtliclM 
ktttoii fordert, deren Ueteiligung au einem Genehmigung) 
lllrftigen Vurlrnge in Frage steht; 
hKh Ist mm ein ofl'enb&rer Fehlci- in der U ntersucbunj 
I man iw unternimmt., die Frage nach der Wirksau 
t, VerhinilHchkeil der Staataverträge als Verträge, 
t^e nach den Voraussetzungen fttr das ZliBtandekommed 
inri die Wfrkiamkeit eines zweiseitigen RechtsgeschäJ 
dpH Völkerrechtes schlechthin auf Grund des fiositiTSI 
Verlh(iMuii((Brecbt Jener Staaten zu lösen, um deren Vei^ 
tragNmUnsiKC Gohundenheit es sich handelt. 

^Wnl'ern man sich auf dem Standpunkt der Anerkenniq 
dei Vnlkorrcchts stellt, ist die Frage, welches die Voraui 
»etznnx f'Ur das Zustandekoinmen eines VertrageB als eintj 
rßcrlitB<irzen);enden Tatsache fOr Rechte und PlMchteri dq| 
Htaulen imter einander sind, eine ausschliesslich völkoi 
ritrhtlii-hi-." Diese Folgerung hat bis Tezner niemand { 
zoK*'ii, aiill'/illiuer Wi^iso auch diejenigen Schriftsteller Di(^ 
dl» von dur Nulwcndigkeit der Trennung von Völken 
und HtanlBrecht bei der Behandlung der StaatsvertrAo 
diiiclidrungen waren. 

Ho viel ich sehe, sind also bei der Lösuug der From 
nai-h der Legitimation des Souveräns (Präsidenten) a^ 
Abschlunm vOlkcrrechllich bindender Staat sver trüge folgei^ä 
VorBUcliü gemacht worden: 

1. Man hat versucht, die Frage aus dem Staatsrecht | 

ieantworten, indem man 
I 1. die VerfasBUDg eines Staates und 

I 2. die VerlBBGungen sämtlicher Staaten 
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IL Mail hat versucht die Frage &us dem Völker- 
[6ht zu beantworten- 

Zweif'elloB liegt io dem oben angezogenen Bemerkungen 
Ttzner's ijas richtige; ja seine Äusfdhrungeu scheinen zu 
denen zu gehören, in denen eine einfache Wahrheit auf die 
aber bis dahin niemand kam, zum evEten Male verkündet 
wurde, sodass sie aber von da ab Gemeingut wird. Man 
musB sich dabei nur immer wieder ins Gedächtnis rufen, 
dass Staats vertrage nicht nur ins Staatsrecht, sondern zu 
einem Teil, vielleicht zum grösseren ins Völkerrecht ge- 
hören. Die selbstsländige Wirkung der Staats vertrage auf 
dem Gebiete des Völkerrechts wurde oben featgestellt. Ea 
ist ganz klar, dass die Normen, unter denen diese Völker- 
reehtlicheii Wirkungen zustande kommen, lediglich vom 
Völkerrecht aufgestellt werden können, und es ist nur der i 
langen Zeil herrschenden Verquickung der beiden „Seit 
des Staatsvertrages zuzuschreiben, dass .man nicht gleich, 
als man die Scheidung zwischen staatsrechtlich und Völker- 
rechtlicli vollzog, folgerichtigt erklärte, dass das Völkerrecht 
nun auch nach seinen eigenen Vorschriften die völker- 
rechtliche Wirksamkeit und Gilltigkeit der Staats vertrage 
zu bestimmen habe- 

Tezner kommt das Verdienst zu, gewiesen zu haben, 
dass die Antwort auf unsere Frage im Völkerrecht zu 
Buchen ist, uud seine Ausführungen bestärken den Glauben, 
dass wenn es auch zur Zeit noch nicht gelänge, den Satz 
des Völkerrechts über die Legimitation des Staatsober- 
hauptes klar zu formulieren, dennoch die Lösung des Prob- 
lema nur im Völkerrecht zu finden ist. 

Teztter geht also davon aus, dass die Frage aus dem | 
Völkerrecht zu beantworten sei, dann wendet er sich gegen ] 
die von Seiismann aulgestellte Behauptung, dass dadurch,- 
dass die meisten der in Betracht kommenden Staaten von 1 
absoluten zur konstitutionellen Regierungsform übergegangen 1 
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seien, sich eine inlernatiouale RechtBöberaeuyung halie bU-*| 
ilen müssen, „dasa alle wie immer geartereii Bescitränkungeiij 
welche eine Verfassung dei RepräsentaÜonsbefugnis ä& 
Staalsoberhauptee beilflgt, für den völkerrechtlichen Verkehr, 
echieclitliin m^sgebeiid sind." ') Bei diesem Satz hat maD.I 
sich stets auf blpian gesttttzt: „qiii cum alio contrahit ve^S 
est vel debet esse non igEianis condicionis eins," als < 
ohne weiteres angenommen werden mösse, diese Ulpianscl 
Rechtsregel sei auch ein Säte des Völkerrechts. Teznet 
weist im Gegenteil nach, dass die völkerrechtliche sowie disj 
Staats recht liehe Praxis ein derartigen Satz nicht kennt, 
behauptet sodann an der Hand seines umfangreichenS 
„Kragekatelogs," dass der genannte Satz für das Völkar-jT 
recht auch weder billig noch durchführbar sei.*) 

„Da die positiven Verfassungsgesetze unter eioaDdei 
differieren, da sich somit diese Gesetze zu der Frage, wiel 
weil, dritten Staaten die Kenntnis ihres Inhalts zugemutet^ 
werden dürfte verschieden stelleu können, das eine kon-j^ 
zilianter, das andere anspruchsvoller, da endlich das Be-j 
stehen mehrfacher Auslegungen über die in Frage stehendenl 
Bestimmungen einer und derselben Verfassung wie z. ßjM 
der PreuEsischen einen Beweis für die Unklarheit derselbenl 
liefert, so sind diese positiven Gesetze eine durchaus ung^J 
eignete Grundlage für die Annahme einer allgemeinen!! 
Uechtsüberzengung der Staaten in der Frage, ob ein* 
externe Wirksamkeit innerstaatlicher Beschränkungen dei 
Repräsentationsbefugnis bestehen solle oder nicht." 

Diese negative Feststellung e'rscliöpft leider schon da) 
ganze Resultat Tezue/s; au einem positiven Nachweis, i 
denn das Völkerrecht die Legitimationsfrage bestimmt hab^ 
kommt er nicht; er schlägt nur de lege ferenda vor, 
für den völkerrechtlichen Verkehr solche interne Beschrän-^ 
') Ttsn^r S. 125, 
»] eod. S. 13ri. 
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kangen der RepräsentationsbefugniR des Staatsoberhaupts 
niasEgebend eein sollen, deren Inhalt ein ganz liquider 
ist." Testier fühlt selbst, dasa er eigentlich nur nieder- 
reigst, dafür aber vor der Hand nichts tatsächliches auf- 
bauen kann ; er erwartet von einer freien zukünftigen 
Bildung des Völkerrechts einen Ausbau der Sätze über die 
Legitimation. Er schliesBt daher seine diesbezüglichen Aus- 
fnhrungen folgendermassen: ') nUud deshalb bilden die 
vorstehenden Ausführungen ein Plaidoyer für die Notwen- 
digkeit der selhststandigen Entwicketiuig des Völkerrechts, 
eine vindicatio in liberlaleni zu Gunsten des Völkerrechts 
gegeniiber dem beengenden Abhängigkeitsverhältnis zu den 
Blaatsrecbl liehen Bestimmnngen ilher die Repräeentalions- 
befugnis des Staatsoberhauptes, in welches Seliginann das 
Völkerrecht bringen möchte." 

Einen eigenen Versuch über Testier hinaus hat Nippold^^ 
gemacht. Er baut auf den Grundlagen Tesners bezüglich ^ 
der völkerrechtlichen Legitimation auf, und nach ihm lautet 
der gesuchte 8atz des Völkerrechts über die Legitimation 
zum Abschlu&g von Verträgen: „dasjenige Staatsorgan, 
welches den Abschluss eines Vertrages tatsächlich vor- 
nimmt, wird zunächst als zu dieser Vornahme befugt an- 
gesehen." 

Das scheint ein sehr bedenklicher Rechtsgrundsatz zuj 
eein, von dem die tatsächliche Vornahme der üe- 
rechtigung dazu gleich gesetzt wird. Nach VölkerreehtJ 
wie nach jedem anderen Recht kann keine Handlung gtlltig-l 
nur vornehmen, wer dazu berechtigt ist. Wenn nun ei 
nicht Berechtigter den Abschluss eines Staatsvertrages voi 
nimmt, ho kommt kein gültiger Vertrag zustande. De 
steht ganz unumstössiich lest, Nippold behauptet aber, das 

') TezntT, S. 14]. 

*) Nippold^ Per völUerrechtlicIie Vertrag 18«4 S 116 
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auch der Nichtberethtigte, wofern er uiir tatsächlich kon- 
trahierte Kiim Berechtigten weicte oder wenigstens als der i 
BerMhtifrte angesehen werden soll. Das iet unlogisch; denn 
lUAn Icann nicht zu gleicher Keit zur gültigen Vornahme i 
eines liechtsgescbat'ts berechtigt und nichtberechtigt sein. I 
Zudem ist dieser Satz von Nippold ohne die erforderlichen ■ j 
Beweise aufgeetelt, Die „Achtung, die die Souveräne und J 
Staaten vor einander haben inflssen," fordert ihn jedenfalls 
nicht. Ebensowenig lässt sich eine ihm entsprechende j 
Völkerrechts praxiB leetstellen. 

Wir dürfen uns von dem Bestreben möglichst klai 
formulieren, in diesem Falle nicht mitreissen Uesen. EaJ 
atehl lest , dasB der Satz aber die völkerrechtliche | 
LegiLlmatlon dem Völkerrecht zu entnehmen ist. Aber 
68 ist eine ganz andere Frage, ob das Völkerrecbt diesen 
Satz heute schon klar ausgebildet, formulierbar gestaltet 
bat, oder ob es eich vorläufig begnügt auf eine andere 
Rechtsquelle zu verweisen, deren Vorschriften für jenen 
Satz gelten sollen. 

Der Staat kann nur gebunden sein, wenn sein Wille 
gebunden ist, Nur dann, wenn das Organ den Willen 
des Staates zum Ausdruck bringt, ist es legitimiert. Man 
wird jedoch nicht sagen können, dass in der Tatsache des 
Vertragsschliessens allein schon ausgedrückt sei, dass damit 
auch der Wille des Staates kund gegeben wäre, Nippold 
hat das auch selber gefühlt; er betont deshalb'): „dass ein 
staatsrechtlicher Mangel, der die Perfektion des Vertrages 
betriö't, allerdings völkerrechtlich ins Gewicht falle," Da 
nun die Satze, die bestimmen, ob ein staatsrechtlicher Mangel 
vorliegt, in den Verfassungen der einzelnen Staaten zu linden 
sind, so kehrt auch Nippolds Darstellung schliesslicli zum 



I) Nippold, s. 144, 



^^^ 



— 37 — 

Staaterecht zurück. Rieaa') bezeichnet daher mit Recht 
Nippoldn Darstellung als „eine sich hin und her windende." 
Recht interessant ist der Lösungs versuch, den TrifpeP) 
Ljnacht. Triepel geht davon aus, daas der Inhalt mehrerer 
I Kechlsordnungen ku einem Bruchteil einander gleich sein 
Lkann; die&e Gleichheit beruht erTahrungsgemäss auf einem 
I Verhältnis der beiden Rechteqiiellen ginsofern z. B. die eine 
* ßechtsquelle der anderen gegenüber verpflichtet istj gewisse 
1 Rechtssätze zu erlassen, welche den von dieser erzeugten 
[gleich sind . . . wir nennen diese Reproduktion gewöhnlich 
[ Aufnahme orter Reception fremden Rechts und zwar ohne 
[ Rücksicht darauf, ob sie mit oder ohne Kenntnis davou 
\ geschieht, dass sich RechLssatae der gleichen Art schon iu 
[einer anderen Rechtsordnung belinden." TriepeJ erörtert 
rdann die Möglichkeiten der Reception fremder Rechtssätze, 
»die ausdriicklich erfolgen kann , durch Wieder- 
rbolung der nusdrncklich formulierten Rechts- 
ts&tze der ersten Rechtsordnung , oder die ausdrück- 
lich oder stillschweigend erfolgen kann ohne 
ausdrückliche Wiederholung der Rechtssätze 
der ersten Rechtsquelle. Diese beiden letzten Formen nennt 
-Trispel Bildung „rezipierender Blankettrechtesätze." Zur 
■.Unterscheidung von den rezipierenden Rechissätzen fflhrt 
XiTriepel d\e „nicht rezipierenden Blankettsätze" an, das sind 
Tiechtssätze , „die wie jene auch auf fremdes Recht ver- 
weisen, ohne aber dessen Inhalt in sich als Bestandteil auf- 
zunehmen." ^) 

Seine Lehre von den Blan kettrech tssfttzen bringt nun 
Triepel auf den Staatsvertrag zur Anwendung. Auch er 



U Sims^ Die Mitwirkung des BuDileBratE udJ des Reichstags bei 
^feBcUuss lind Inkraftsetüunu von StHutsvertrügcn des deutGchcn Reiclis. 
VäS- 1903. 

*) Triepel, Vülkerretht und Landeareclit 1899. 8. 157, 

^ Tri&pel._ S. 162. 



gehl von dem „unzweifelhaften und doch so oft aust 
gfllftRHenen" Setz aus, dase das Völkerrecht aber die Voru 
Belziingen der völkerrechtlichen Giltigkeit des Staatsrertraf 
zu befinden habe. Das Völkerrecht hat nun ein Blank^ 
dem StantBrecht offen gelasBen, nämlich zu erklären, 
ftls VertrngBerklftrung des Staates aufzuraaGen, genauer 
Voraussetzungen festzusetzen, unter deuen die Willen»- 
erklärung eines Individuums oder einer Mehrheit von Indi- 
viduen als 8taatBwillenBerklftrung zu betrachten sei." Dieses 
Blankett hat zu den Zeiten der absoluten Monarchien schon 
bostanden, und die Erklärung des absoluten Herrschers galt 
dainftlB nicht ah Staatserklärung, weil sie von dem absoluten 
Ikirrscher kam, sondern „weil nach dem Verfassungsstaude 
Abb Staates der unbeschränkte Willen des Monarchen mit 
dem Stafttswillen gleich bedeulend war."') Mit dem Über- 
gang zu den neuen Staatsformen ist dae alte Blankett be- 
stehen gobliehen, immer noch hat das Staatsrecht auszufüllen, 
wer den Staalswillen zu erklären hat, Das ist natürlich 
beim konstitutionellen Staat mit seiner eventuellen Be- 
schränkung der Legitimation des völkerrechtlichen Vertreters 
bedeutend wichtiger und praktischer geworden, als zu den 
oben geechilderten Zeilen, wo Meinungsverschiedenheit da- 
rüber, (lass der absolute Herrscher im Staatsvertrag auch 
den SlaatBWillen zum Ausdruck bringe, nicht gut entstehen 
konnte. 

„Darum sind — und daran kann nicht gezweifelt werden — 
die Verfassungsklauseln insoweit unmittelbar von völker- 
rechtlicher Bedeutung, als sie es von heatimmlen Voraue- 
setzungen abhängen lassen , ob die nach aussen gerichtele* 
Willenserklärung eines staatlichen Organea zum Willen 
des Staates selber werde," ^) Wird daher in einer Ver- 



V Tripel, S. 237. 
») eodein. S. 138. 
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fasBiing die Mitwirkung der Volksvertretung schoo beim 
völkerrechtlichen Abschluss von Staatsverträgen verlangt, so 
kommt bei alleinigem Abscbluss des Staatsvertrags durch 
den Souverän gar kein giltiger Staatsvertrag zu stände, weil 
der Souverän dann eben nicht Staatswillen, sondern seinen 
eigenen persönlichen Willen erklärt hat. Wenn Trerner, 
der hierbei möglichen Kollision zwischen Staatsrecht und 
Völkerrecht dadurch vorbeugen will, dass de lege ferenda 
nur die ganz liquiden staatsrecbtlicheo Legitimatione- 
beschränkungen völkerrechtliche Bedeutung haben sollen, 
EO wird dadurch auch nichts gebessert, sondern wir erhalten 
eineu neuen Streit darüber, welche Bestimmungen denn 
liquid sind und welche nicht. Hervorgehoben sei auch an 
dieser Stelle, dass auch wenn das Völkerrecht durch jenen 
BlankettsalK Auskunft über die Frage der Legitimation gibt, 
es dennoch in der Hand jedes Staates liegt, ob er seinen 
Beschränkungen des Oberhauijtes beim Vertragsabschluss 
Tölkerrechtliche Wirkung beigelegt haben will; hiertiber 
wird nur die einzelne positive Verfassung Auskunft geben 
können. 

Das Ergebnis seiner Untersuchung fasst Triepel folgender- 
massen zusammen '): „Das Völkerrecht betrachtet uuzweifel- 
haft die Willenserklärung einer als Repräsentant des Staates 
auftretenden Person nicht als Erklärung des Staates, wenn 
im konkreten Fall nach dem Inhalt der Staatsverfassung 
der Wille jener Person nicht fähig ist, den Staatswillen zu 
erzeugen. Umgekehrt — wenn eine nach staatlichem Rechte 
zur Repräsentation legitimierte Person Erklärungen abgibt, 
so gelten diese nach dem allgemeinen Völkevrechtssatz immer 
als unbedingt wirksam -- auch wenn die landesrechtlichen 
Vorraussetzungen fehlen sollten, ohne die der Repräsentant 

') Triepel, 5. 242. 
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iiichL nacli auesen hin handelnti auftreten soll oder dj| 
landeegesetztiche Ausführung einer internatioDalen 
pflichtung bewirken kann-'^ 

Im Rahmen dieser Erörterung ist nunmehr noch Hn 
t^orn zu betrachten, der seiner üntersnchung nach Teener, 
lljedoch vor Triepel angestellt hat.') 

Heilborns Erörterung geht davon aus, „d&se das Völkcä 
recht dem Staatshauple eine allseitige Kompetenz gewähn 
sie wird als jus repraesentatiotiis omnimodae bezeichnet. 
Das Staatahaupt ist zuständig zur Vornahme aller Hand- 
lungen, welche filr den tjetreflenden Staat überhaupt vor- 
genommen werden können; dieselben sind Staalshandlungen, 
wenn sie vom Staatsoberhaupt vorgenommen sind." Für 
Heübom genUgt die Tatsache, dass das Oberhaupt den Ver- 
trag ratifiziert zur Anerkennung seiner Berechtigung dazu, 
eben weil nach ihm der Souverän mit seinem jus rapraesenta- 
tiouis als der berechtigte völkerrechtliche Vertreter unter 
allen Umstanden zu gelten hat. Hier zeigt sich eine Ähu- 
lichkeit der Heüborusciiea Ausführungen mit denen Nippolds, 
Nippold behauptet, das tatsächlich abschliessende Staats- 
organ sei das dazu berechtigte, Heilborn das tatsächlich 
abschliessende Staat so ber hau pt sei das berechtigte. Auch 
der Heilbornsche Salz ist in keiner Weise bewiesen. Das 
Völkerrecht kennt diesen Satz nicht, wird sich auch hOtea 
müssen ihn anzuerkennen, weil es sich auf diese W^eise { 
nicht vor Konflikten retten könnte. Wenn ein Souv^fl 
ober seine Komi'etenz hinaus Verträge schüesst, so sind \ 
null und nichtig; nach Heilborn wären sie völkerrechtÜ 
verbindlich. Ja nach Heüborn gibt es gar keine BeschränktU 
der Kompetenz des Staatsoberhauptes! Damit ist Heilpi 
der einzige, der jenen von Meier vor ihm mit so viel Schi 
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inn bekfttnpl'teu Satz — den Gneiü und Laband nicht auf- 
l^estellt haben — latBächlich behaupfet, dass das Staats- 
POberhaupt die unbedingte völkerrechlliche Legitimation 
l<beeitze. Ee genügt wohl , zur Bekämpfung der Heilhorn- 
rschen Theorie auf die yrosae Litteratur der siebziger nnd 
iBcbtziger Jahre zur Frage der völlierrethtlichen Legitimation 
iiiisuweisen. 

Wenn ein Staatsoberhaupt erklärt, dass es zum Vertrags- 
whluBS berechtigt sei, so wird eich der andere Staat damit 
Jisofrieden geben kOnnen und unter normalen Umständen 
»TCird die Loyalität solche Erklärungen den Souverän nur 
Rnnerhalb seiner Befugnisse abgeben lassen; aber die Tat- 
laache allein, dasa das Staatsoberhaupt kontrahierte, wird 
rnicht geniigen seine Berechtigung nachzuweisen. 

In keinerlei Übereinstimmung mit den Tatsächlichen 
■Verhältnissen ist der HeUbornsche Satz mit denjenigen Ver- 
Flbssungen zu bringen, die schon zum Abschluss die Mit- 
fwirkung der Volksvertretung fordern, und ein Vertrag wie 
njer Friedensvertrag vom Jahre 1871 zwischen Deutschland 
und Frankreich, indem die französische Nationalversanim- 
Hung bei der Ratifikation mitwirkte, lässt sich, wenn man 
sieh zu jener Theorie bekennt, gar nicht erklären. 

Wenn ich nun noch mit wenigen Worten meine eigene 
jjnschauung kundgeben darf, so wird sie in der Hauptsache 
jjon Tezner und Triepel bestimml. E8 scheint mir unum- 
{^OsBlich zu sein, dass das Völkerrecht zu bestimmen hat, 
Srer völkerrechtlich zum Vertragsabschluss legitimiert ist. 
man das bis Tezner verkannt hat, so gibt es dafür 
biehrere Gründe. Einmal haben nicht alle die so unbedingt 
hrforderliche Scheidung von staatsrechtlich und völker- 
Mhtlich vorgenommen, Ja noch im Jahre 1894 behauptet 
ine Greifswalder Dissertation: ,eine strenge Scheidung der 
völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Wirksamkeit der 
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Stnnleverträ|re kann Dicht als tu'htig angeEehen werdenj^ 
Feinen nndeien Beweis für seine Behauptung als den ('»^ 
seilen Satz, dass die Giltigkeit des Vertrages sich nid 
spalten lasse, als ob es sii^h l>ei der ataatsrechtlichen Sai 
um einen „Vertrag" und nicht um ein »Gesetz" bandeltii 
erbringt Berndt ') nicht. 

Aber auch diejenigen, die sich unbedingt für die S 
düng auBgeeprochen haben, sind nicht immer imstnude | 
wesen, sie auch folgerichtig durchzutVthren, und vor allem 
dem volkerrecht zu geben, was des Völkerrechts isl. Es 
kommt nämlich hinzu, dass von einer Anzahl Gelehrten 
teÜH das Völkerrecht als eine Art mindern Rechts angesehen 
wird, teils seine Existenz überhaupt bestritten wird. So 
konnte man sich nicht dazu entschliessen, dem Völkerrecht 
die ihm zustehende Berechtigung einzuräumen, niimHch zu 
fordern, dass wer nach Völkerrecht kontrahieren wolle, ßich 
dann aui^h nach Völkerrechtsnormen zu richten habe. Es 
ist ausserdem zu bedenken, dass manche, die selbst das 
Volkerrecht als gleichwertig betrachteten, dennoch zu keinem 
Resultat kamen, weil die sich dabei ergebenden Normen 
ihnen nicht klar und fomnlierbar genug erschienen. Allen 
diesen Gründen ist es zuzuschreiben, dass die von Tezner 
gebrachten Folgerungen nicht schon früher gezogen worden 
waren, und dass sie auch nach Bekanntgabe trotz ihrer 
Klarheit nicht sofort von allen angenommen wurden. Gleicl 
wohl sind sie heule • yon den Völkerrechtslehrern nat 
lieh — auch von einem Teil der Staatsrechtslehrer 
Bcblilssig anerkannt worden. So folgt auch Laband die 
neuen Theorie, wenn auch etwas zOgernd^): „Seligmtn 



') Bertidl, Der rechtliche SchuU völkerrechtlicher S 
dentBchen Beichereubte S 2». lüül. 

<) Laband , S. 133. Übrigens bat Scliffmann diese 
nicht aufgestellt. 
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, Tesner und HeÜborn halien den Gesithtspunkt zur Geltung 
\ gebracht, daBB die Frage nach der völkerrechllichen (iiltig- 
Lkeit der Staats vertrüge nicht einseitig nai'h dem StaatErecht 
I jedes einzelnen der beteiligten Staaten beurteilt werden 
\ dilrlle, sondern dasü darüber nur die Grundsätze des Völker- 
I rechts massgebend sein können. Dieser Gesichtspunkt hat 
I unzweifelhait Berechtij^ung, wenn er nicht zu starr durch- 
I geführt wird." 

Die Frage nach der Legitimation soll also aus detn 
[Völkerrecht beantwortet werden. Schriftlich niedergelegtes 
r Völkerrecht finden wir bis jetzt nur im geringen Umfang. 
L Allerdings geht die Tendenz, zumal der Friedensentwickelung 
r darauf hinaus, an die Stelle der der Praxis und Gewohnheit 
entspringenden Überlieferungen des Völkerrechts klar um- 
rissene Vorschriften zu setzen. Filr das Vertragsrecht haben 
wir nur wenig schriftlich fixierte Regeln, _es haben sich dort 
r nur ggewohnheitsmässige Normen gebildet, die, gleich Ge- 
l-.Betzen, der Willkür des Einzelnen entrückt, bestimmte Vor- 
\ Schriften für den völkerrechtlichen Verkehr statuieren." 'J 
cEb wird natürlich unter Umständen schwer halten diese 
LVorschriften zu abstrahieren , ja sie werden bisweilen so 
■flüssig sein, daBS sie sich gar nicht klar auBdrücken lassen, 
dass man sie nur mit Beziehung auf eine andere 
JchtBquelle wird festlegen können. Damit — und das ist 
s wichtige — verlieren sie jedoch keineswegs ihren Charak- 
f ier als Regeln des Völkerrechts ; dem Völkerrecht ent- 
springen sie, selbst wenn sie inhaltlich mit irgend einem 
[■anderen Rechlsgebiet, z. B. dem Staatsrecht vollkommen 
\ übereinstimmen. 

In einer solchen Lage befinden sich die Vorschriften 
IE die Legitimation zum Abschluss von Staatsverträgen, 
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„Die Tendenz der völkerrechtlichen EnCwikelung ist I 
zweifelhaft darauf gerichtet, die formelle LegitiDiattoti i 
wirksamen Ahschluss von Slaatsverträgen durch 
BEftndige, sicher su erkennende Merkmale 7.u best 

K und Bie von den verfaBsungerechtiicheo Kompeteazabg^ 
ungen der einzelnen Staaten unabhängig /u machen, 
unabweisbaren Bedilrfnieae des InternationaleD Verla 

, fuhren mit ebenso unwiderstehlicher Kraft hierzu wi^ 
Rttcksicht auf die Sicherheit des Frivatverkehrs zu , 
gleichen Erscheinung auf dem Gebiete des Privatrechts fl 
So wie das Mandat dnrch die Vollmacht, eben so wirdf 
konstitutionelle Znstündigkeit durch die Völkerrecht 
Legitimation nach aussen verdeckt," ') Solche Vorsehen 
positiver Natur für die Legitimation, wie sie Lahand^ 
die Zukunft in Aussicht stellt, scheinen bis jetzt noch ^ 
vorhanden zu sein; wenigstens haben die Versuche . 
borns und Nippolds^ die schon oben zurückgewiesen i 
nicht zu einem anuehmbareu Ergebnis geführt, 

E i n Satz wird jedoch heute sich schon aus dem Voll 
recht entnehmen lassen, schon aus dem Grunde, 
allen Rechtsgebieten angehört: legitimiert ist nicht, . 
tatsächlich kontrahiert (so Nippold), sondern wer di^ 
rechtigung zum kontrahieren hat. Man offeriert nun i 
Vertragsabschluss oder acceptiert eine Offerte, in 

6 Willenserklärung abgibt; gleichermassen bat i 
f Souverän ^Präsident) wenn er kontrahieren will eine Wig 
r erklärung abzugeben. Wessen Willenserklärung? 
I eigene? Nein; denn er kontrahiert nicht für sich, Boqj 
für seinen Staat ; also bat er die Willenserklärungj 
' Staates abzugeben. Damit eine solche zustande koifl 
I genügt unter ümslänilen der Wille des Souveräns, Dan 



•■) Labafid, S. 134. 
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p"Bichei- in der Verordnungssphäre, die seinem eigenen 
zur Regelung ilberlassen ist. Sind jedoch zur Bil- 
des Willens des Staaten noch andere Erfordernisee 
so müssen diese erfüllt werden, sonst kooimt 
fWille des Staates zustande; dann kann der Souverän 
, keine Erklärung des Willens des Staates abgeben 
l:j«de trotzdem verkündete Erklärung bedeutet nicht 
pwillen, sondern persönlichen Willen des Souveräns. 
stellt das Völkerrecht einen Satz auf. Zum 
lohliiES von Staatsvert ragen ist legitimiert, 
wine gültige W illenserklärung eiaesStaates 
ägeben im Stande ist. Das ist ein „rezipierender 
j^eltrevhlsBatz;" denn befugt zu bestimmen, wer die 
Willenserklärung für ihn abgeben kann, ist ledig- 
l^er Staat und er tut das in seiner Verfassung. Das 
Sit des Völkerrechts wird also von den Verfassungen 
^Dzelnen Staaten ausgeffitlt: damit bleibt aber — das 
1 wichtige! — dieser Blankettrechtssatz, der mit der 
Fächer eine allgemein übereinstimmende Ausfüllung 
rird und dann aufhört Tiblank," zu sein doch 
des Völkerrechts. Schon deshalb, weil, wenn 
iDtwickelUDg zu einer bestimmt erkennbaren Legiti- 
fahrt, die Regeln (iber diese Legitimation doch 
plÖtKÜch Sätze des Völkerrechts werden könnten, 
leo) sie auf dem ganzen Entwickelungsgang Sätze des 
brecbts gewesen wären. 

j Blankett über die Legitimation wird also vorläufig 
^em einzelnen Verfassungen ausgefüllt; das Völker- 
^beruft die Verfassungen dazu, auszusagen, wer zum 
pluBS von Staatsver trägen legitimiert sein soll, 

komme ich also auch vor der Hand dazu, dem 

recht einen massgebenden Eintluss in der Frage der 

mation zuzuweisen, so sehr auch die Gefahr der Ver- 

Kting dadurch nahe kommt. Aber ich betone nochmals, 



- 46 - 

A ich das nicht tue, weil das Staaterecht zu besti 
, wer vülkerrechtlirh legitimiert sei« soll, sondern weil 
Völkerrecht zur Ausfüllung eines Blankettsatzes auf 
'das Staatsrecht verweist. Die Quelle der Lßsungsversuche 
l)Ieiht dtis Völkerrecht; das Staatsrecht bildet hierzu 
hnchntens das Mittel. Diese ganze Deduktion kommt 
Hcheiulmr nahe einem circulus viliosus; aber dieser Schein 
wird aufgehüben werden, sobald das Völkerret-ht ans sich 
sellmt heraus den Satz über die Legilimatiou wird auf- 
Btellen, und unser Sland^iunkt muss daher schon im Hin- 
blick auf die Möglichkeit der Bildung eines klar uoirissenen 
Völkerrechlssatzes, die sich ja, wie auch Laband annimmt, 
sicher vollziehen und zu dem die gerade gegenwärtig im FJuss 
befindliche Bewegung zur KodiGkation des Völkerrechts 
zweifellos beitragen wird, genährt werden. 

§ 7. 

Die prinzipiellen Möglichkeiten der Mitwirkung der Volks- 
vertretung beim Abschluss des Vertrags. 
Wenn so die r^'rage nach der Legitimation des völker- 
rechtlichen Vertreters zum Verlragsabschluss abhängig von 
den Vorsoliriften der Verfassung des einzelnen Staates ist, 
so muss dassellm auch bezüglich der Mitwirkung der Volks- 
verlrelung beim völkerrechtlichen Abechluss gesagt werden. 
Die positiveu Bestimmungen der Verfassungen geben allein 
darüber Auskunft, welche Rolle der Volksvertretung beim 
Vertragsabschluss zukommt. Prinzipiell sind dabei zwei 
Möglichkeiten gegeben: 

1. Der Souverän (Präsident) kann zum Abschluss 
unbedingt legitimiert sein, dann bat die Volks- 
vertretung keinerlei Mitwirkung beim Abschluss. 
. Der Souverän kann im völkerrechtlichen Ab- 
schluss beschränkt sein; dann bat die Volk». 
Vertretung beim Abschluss mitzuwirken. 
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Es wurde schon betont, dass die Verfassungen dafilr 
massgebend sind, ob die Legitimation des Souveräns unbe- 
scliräulit ist, oder nicht. Die Theorie der nnbedingtea 
völkerrefhtiichen Verpflichtlingefähigkeit, die Heilborn auf- 
stellt, wurde abgelehnt. Ja seU>8t, wenn wir zu dem Er- 
gebais kämen, dass bei allen Staaten, deren Verfassung uns 
zu^änglii-h ist, der Souverän die unbedingte Legitimation 
autn AbschlusG von St aatsverl ragen besitzt, so würden wir 
dennoch nicht jenen Satz von der unbedingten Verpflich- 
lungsfähigkL'it aufstellen dtirfen; denn die prinzipielle 
Möglichkeit bliebe nach wie vor bestehen, dass einmal bei 
irgend einem Staate der Vertreter nach aussen hin nicht die 
unbediniijte Legitimation besässe. Ebenso umgekehrt: anch 
wenn bei allen bekannt gewordenen Konstitutionen die 
Volksvertretung durch ihre vorgeschriebene Mitwirkung den 
Souverän im Recht völkerrechtlich verpflichtende Staatsver- 
träge zu Bchliessen beschränkte, so würde damit an der 
prinzipiellen MtJglichkeit, dass auch ein Herrscher seinen 
Staat unbedingt verpflichten kann, nichts geändert. 

Diese Feststellung ergibt, dass ein endgültiger Satz 
ober die Mitwirkung der Volksvertretung beim AbschlusE 
Ton Staatsverträgen nicht aufgestellt werden kann. Prinzi- 
piell ist sowohl die ilitwirkung als die Nichtmitwirkung 
uiöglicb. Wenn selbst alle Verfassungen heute sich für die 
eine Möglichkeit entschieden, so wHrde die prinzipi>-lle 
andere Möglichkeit schon deswegen nicht aufgehoben, weil 
morgen irgend ein Staat in einer neuen Verfassung sich 
zti einer anderen Möglichkeit bekennen könnte. Die Frage 
nach der völkerrechtlichen Mitwirkung der Parlamente be- 
ruht in den Verfassungen; da aber die sämtlichen Ver- 
fassungen ständig weder einander noch sich selber gleich 
bleiben, vielmehr ein fortwährender gewisser Wechsel unter 
dem Drucke der veränderten politischen Anschauungen der 
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Völker sich featstellen läBst, so lässt sich eine endgültig 
allgemeine Tlieorie über die Mitwirknng der Vol kevertretung 
beim Abschluss der Staatsvertrage überhaupt nicht atd 
stellen. Damit ist auch der Wert der Tielfftltigen Eoatr 
Versen (iber diesen Punkt äuf sein wirkliches herabgedrilckj 
Fitr die Verfassung eines einzelnen Staates oder der Staates 
die eine in diesem Punkte übereinstimmende Veri'asBUD| 
haben, sind sie wichtig; sobald sie aber zu verallgemeini 
beginnen, verlieren sie an Wert. Deshalb hat in d^ 
dreissigjährigen Fehde: hie Gneist- Laband^ hie Meief 
niemand den Sieg davontragen können; deshalb war auG| 
eine Einigung unmüglieh. Man konnte TUr das deutsct 
Reich streiten, ob die völkerrechtiirhe Legitimation dfij 
Kaisers zum Abschluss von Staatsvertragen uobesdiränld 
sei, oder nicht; für die Theorie des Völkerrechts bli« 
dieser Streit ohne altgemeine Bedeutung. In der Allgemeiii 
heit gibt es hier nur ein Resultat: die Volksvertretn^ 
kann gerade so gut ja wie nicht an dem völkevrechtlid 
Abschluss beteiligt sein. Ich schliesse die theoretiscld 
Erörterung; über diu Mitwirknng der Volksvertretung heia 
Verlragsabsi'hluss ab, indem ich noch einmal zusammenj 
fasse: 



Das Völkerrecht gibt AufschluBS, wer zum völkerrec)^ 
lieben Abschluss von Staals vertragen legitimiert ist. 
jedocli der VölkerrechtssatK betreffend der Legitimation des 
Souveräns sich noch nicht klar und einheitlich entwickelt 
hat, so begnilgt sich das Völkeprecht damit, allgemein a«(- 
austellen; völkerrechtlich legitimieit ist, wer eine gültige^ 
StaatEwillenserktärung abgibt. Dieser Satz ist ein Blankett, 
indem er die Bestimmung darilber, wer gültig ftir den 
Staat Willenseiklärung aubzugeben befugt ist, der Ver- 
fassung des einzelnen Staates Qberlässt. Diese hat also zu 
entscheiden, inwieweit der Souverfin zum gültigen Vertrags- 
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abscluss berufen ist, und inwieweit der Volksvertretung da- ' 
bei eine Mitwirltung zukommt. Prinzipiell ist sowohl der 
Fall der Mitwirkunj^ als der der Nichtuiilwirkung denkbar. 
Eine allgemeine Regel über die Mitwirkung der Volksver- 
tretung beim völkerrechtlichen Abschluss Ton StaatBver- 
trägen lässt sich dem^emäss nicht aurstellen. 



Die Mitwirkung der Volksvertretung nacti dem Stande der . 
gegenwärtigen Verfassungen. 

Wir werden nun eine Anzahl Verfassungen da- , 
raufhin ansehen, wie sie in der Praxis die hier erörterten t 
Fragen geregelt haben. Bei einer Übersieht über die Ter- | 
schiedenen VerfaBBungsj'Bteme können iobezug hierauf drei 
Arten unterschrieben werden. 

1. Verfassungen, die ausdräcklich dem Souverän 
das unbeschränkte Vertragsrecht belassen (Eng- 
land, .lapanl; oder die ilberhanpt keine Vor- 
schriften bezüglich der Mitwirkung der Volks- 
vertretung machen (zehn deutsche BundeBfitaateo). 
Bei ihnen kann kein Zweifel sein, dass der Volks- 
vertretung beim Abschluss keine Mitwirkung zu- 
kommt. 

2. Verfassungen, die vorschreiben, dass der Volks- 
vertretung Mitwirkung beim Abschluss zukommt 
(Koburg-Gotha, Lübeck, Hamburg); hier ist es 
klar, dass die Mitwirkung des Parlaments völker- 
rechtliche Bedeutung hat. 

3. Verfassungen, die dem Staatsoberhaupt das Ver- 
tragsHChliesBungsrecht zubilligen, aber den „Eß'et" 
des Staatsvertrags von einer Mitwirkung der 
Volksvertretung abhängig machen. tBelgien, 
Italien, Preussen, Deutsches ReichJ. 
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Bei dieser dritten Kategorie sfeigt die bedeuLsame 
auf, ob diesen Be&cliränkungen völkerrechtliche oder staats- 
rechtliche Wirkung zukommt, d. h. ob die Volkeverlretung 
schon beim Äbschluss oder erst bei der Ausfährung des 
Vertrages mitzuwirken habe. 

Gerade mit diesem Problem bat sich die Wissenschaft 
Pftufs eifrigste beschäftigt, und es sind in der Hauptsache 
fyjer Theorieen zu unterscheiden : 

I. Qneist-Lahand. Nach dieser Theorie ist es') „ledig- 
!kich eine Frage des positiven Rechts, inwieweit nicht nur 
SJie Vollziehung, sondern zugleich auch die Legitimation 
Abschlnss von Staatsverträgen beschrankenden Vor- 
ichriften unterworfen ist," In dieser Formulierung hat zu- 
hahand, eigentlich weniger Gneiat die Theorie zum 
EAusdi'uck gebracht, und es werden ausdrücklich diejenigen 
■Interpreten abgelehnt, die behaupten, Gneist-Laband stellten 
Fdie Theorie der unbedingten Verpflichtungsi'ftliigkeit auf. 
■ Das hat wie schon Seite 28 f. f. dargelegt, weder Gwetsf noch 
f viel weniger Laband gewollt und die dort gebrachten Be- 
ilege weisen das jedem Unbefangenen nach. Schon Kloeppel 
I wies 1883 darauf hin, dass „von einem solchen völkerreeht- 
^Hchen Satz in dem Gneist sehen Gutachten nicht zu finden"^) 
aber nichts desto weniger hat man Gneist und auch 
Ijaband immer wieder die Behauptung der unbedingten 
Verpflichtungsfähigkeit zugeschrieben. Genau betrachtet 
Utellt Laband zwei Theorien auf: 

a) das positive Staatsrecht entscheidet über die Le- 
gitimation. Mit der oben ausführlich dargelegten 
Abweichung, dass unserer Meinung nach das 
Volkerrecht über die Legitimation zu entscheiden 



') Laband, S, 154. 

■} Klooppel, Der ITundelä vertrug mit Spanien i 
faSEUng S. 94. Freiissische JubrbQcLer Ild. Ö2. ItiSS. 



i(! lue Reichs ver- 



— 51 - 

hat, kommen wir im ResulJat mit Laband zu- 
sammen, 
b) Beim deiitsclien Reiche hat die Beschränkung 
der Vertragsfreiheit des EaiEers nur staalsreeht- 
licihe Bedeutung; hierüber wird später noch kurz 
zu Gprechen seiu. 
Allerdings geht durch dieee genaue f'eBtelellung der wirk- 
lichen Anschauung Labands der zwischen ihm und der gleich 
zu nennenden zweiten Theorie (Meter) so schön konstruierte 
Gegensatz zum beträchtlichen Teil verloren. Zuzugeben 
bleibt, dass die AuÜ'assung zu b) von der Meiers abweicht. 
Im ührigeu kann das jedoch nur sehr beschränkt einge- 
räumt werden. 

II. Ernst Meier. Diese Theorie ist den Versuchen ent- 
sprungen die Möglichkeit des Konllikts (casus bellil), die 
nach Gneists Zugeständnis bei seiner Theorie vorhanden war, 
zu vermeiden und, so viel angängig, eine Übereinstimmung 
zwischen den zum ÄbsohlnsB und zur Ausführung legiti- 
mierlen Organen herbeizuführen. Meier glaubt dies er- 
reichen zu können, indem er dem Parlament eine völker- 
rechtliche Mitwirkung schon beim Vertragsabschluss 
schreibt. Auf diese Weise schliessen König und Parlamenl 
zusammen den Vertrag, sie führen ihn auch gemeinsam 
aus, also seien Schwierigkeiten nicht vorhanden ! 

Ich sehe ganz davon ab, dass bei dieser Lösung die 
Konflikte, die bei Gneifit bei der Ausführung auftauchen 
können, einfach verschoben sind, indem sie sich jetzt beim 
ÄbschluBs breit machen. Vor allem ist gegen diese Theorie 
einzuwenden, dass sie auf Verfassungen wie die englische 
nnd japanische (ibdrhaupt nicht anwendbar ist, Meier gibt 
das für die Staaten des ^englichen" Systems auch selbst zu. 
Es wird zu untersuchen sein, ob sie für die Staaten des 
dritten obengenannten VerJassungssysteme zu gebrauchen 
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istf sie wird es sein, wenn die bei jenen Staaten in dd 
Verfassungen fesligelegten Beschränkungen dor Vertragafrd 
heit des Herrschers völkerrechtliche Bedeulung habi 
Richtig wird sie unter allen Umständen fUr die zweite d^ 
üben genannten Staatengruppen sein. 

III. Zorn. Eine besondere Theorie hat Zorn aufgeatellt. 
von der man jedoch sagen kann, dass sie allgemein abge- 
lehnt wird. Das Völkerrecht bildet nach Zorn keine Dis- 
ziplin des Rechts, weil ihm die Erzwingbarkeit fehlt, Zorn 
1 weist, das Völkerrecht dem äusseren Staatsrecht zu. Die 
I internationalen Verträgen begründen nach ihm keine ob- 
! sind „Bestandteile des Moralgebietes und führen 
fzu Unrecht die juristische Bezeichnung Vertrag." ') An 
^anderer Stelle sagt er ähnlich:^) „Ein zwischenstaatlit^her 
Vertrag schafft niclit ipso jure Recht. Er trägt zunächst 
gar keinen juristischen — auch keinen „völkerrechtlichen" 
Charakter — , sondern ledighch den einer des Rechtsschutzes 
völlig ermangelnden taktischen Verabredung auf Treu und 
Glauben zwischen den Vertretern zweier oder mehrerer 
Staaten." Juristischen Charakter bekommt der Vertrag erst 
durch die Ratifikation. „Sie ist der Imperativ an die 
Staatsangehörigen den Vertrag zu beobachten." ') FOr 
Zorn ist somit jeder Wiederspruch gelöst, da juristisch der 
Staatsvertrag fUr ihn nur eine Seite hat, die staastrecht- 
liche. 

Zorns ganze Theorie fällt, wenn man die Zwangstheorie 
leugnet und damit das Völkerrecht als eigene Rechtsdiziplin 
anerkennt. Es kann nicht im Rahmen dieser Abhandlung 
liegen, sich ausfürlich mit der Zwangstheorie zu beschäf- 
tigen; es sei in dieser Hinsicht nur auf die Ausfahrungen 

1] Zorn, Staatsrecht des deutschen lleichea. II. S 422. 
'] Zorn, Die deutschen Staatsverträge S. !) in der Zeitschrift tür 
die geeamte Staats wissen schalt Bd. 36. 
•) eod. S. 36. 
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von Bcrgbohm und JeUinek vcrwieBen; ea genttgt festzu- 
stellen, dass wir das Völkerrecht als «in Hecht so gut wie 
das bürgerliche oder das Staatsrecht anerkeDneu und dasB 
gemäBs wie scbon ausgefdhrt eine zweiseitige Natur des 
Staa tsver tragB begründet ist. Übrigens ist ja Zorn selbst 
gar nicht imstande, seine Theorie von der ermangelnden 
juristischen Natur des Staatsverliags konseiiuent durchzu- 
frihren (siehe Seile 12). 

IV, Condicio juris. Eine vierte Theorie ist die d 
condicio juris. Auch sie entspringt der Befürchtung, da 
bei der veral ige mein erten Gneist-Lahand sehen Theoriejj 
Konflikte zwischen Staatsoberhaupt und Parlament odaiJ 
zwischer den beiden kontrahierenden Staaten entstehen^ 
möchten. So sagt Predele:^) „Indessen ergibt sich, wenn' 
eio vom Staatsoijerhaupt abgeschlossener Vertrag mit der 
Ratilikalion völkerrechtlicher GüUi<;keit erlangt hat, ein 
eigenttimliches Verhältnis : trachtet die Volksvertretung die 
frei Übung ihrer Rechte zu wahren, und weijiert sie 
in der Überzeugung, dass die Ausführung des Vertrages 
uachleilige Folgen haben könnte, so macht sie hierdurcbll 
dem Staatsoberhaupt den Vollzug des Vertrages unmöglichyT 
und die Folge kann sein, dass der mitkontrahierende StaatS 
den Vorwurf des Vertragsbruchs erhebt und möglich erweise J 
die Diirchfflhrung mit Waöengewalt erzwingt. Stimmt dar-' 
gegen die Volksvertretung im Binblick auf diesn Even- 
toallität, den ihr vorgelegten Gesetzen tw II rfen rttckhaltlos 
zu, so eulsleht die Gefahr, dass von Seiten des Staatsober- 
hauptes die Hepräsentativgewalt dazu tnissbraucht wird, auf 
dem Umweg des Vertragsschhisses die Schrauken zu durch- 
brechen, welche seiner gesetzgebenden Gewalt durch die 
StaatEverfassung gezogen sind." Hier sei nur kurz ange- 



') iV.., 



1 Abschlass TÖlkerrechtlicher Vorträge. 



— M - 

führt, dass die Prämisse mit der Presteles ÄuefUhruii) 
beginnen und die er bekämpfen zu wollen scheint, 
nämlich der StaatsTertrag mit der Ratifikation völkerr« 
liehe Gültigkeit bekomme, doch wohl als allgem 
kannt betrachtet werden darf. Übrigens setzt Prestele i 
fort zu seinem oben zitierten ÄusBerungen hinzu, 
Gefahr dieses Kofliktes „allerdings nur höchst selten" i 
treten wird, und nicht irgend ein juristischer Mangel i 
bisherigen Konstruktion, sondern „schon die Möglic 
des Eintritts der einen oder der anderen Folge ruft I 
Wunsch wach, einen Ausweg zu finden. Dieser besil 
darin, der Volksvertretung inbezug auf den Äbscbl 
völkerrechtlicher Verträge einen solchen Einfluss zu 
wAhren, dass letztere nur mit ihrer Zustimmung völU 
rechtliche Gültigkeit erlangen." „Wie der Abschluss 
Ehe durch die Nupturienten erfolgt, die Giiltigkeit dei 
geschlossenen Ehe aber nach gewissen Rechtssjatemen unj 
gewissen Voraussetzungen von der Zustimmung der Eltjl 
des einen oder beider Nupturienten abhängig ist, so ist 9 
Rechtsstellung des Staalsoberhauples und der Volksi 
tretiing gegenüber abzuschliessenden völkerrechtlichen Vj 
trägen in der Art zu denken, dass der Abschluss der ' 
träge durch das Staatsoberhaupt erfolgt, die Gültigkeit .] 
abgeschlossenen Verträge aber von der Zustimmung j 
Volksvertretung abhängig ist." ') 

An Prestele schliesst sich Leoni an:^) „Es scheiaf^ 
Schlugs berechtigt, dass in denjenigen Fällen, in deneiL^ 
Zustimmung der gesetzgebenden Körper vorgeschrieben 'j 



(U dieselbe privaCrechtliche An&L 
S Jabre vor Pteittle schon üng^ 



') Preilile, S- 44. Anm. 
die durchaus unzuläesig ist, 
bracht. 

') teom', Ein Beitrag zur Lehre von der Galtigkeit der Std 
vertrage 8. 500. Archiv (. gffentUchea Recht. Bd. I. 1886. 
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i rechtsverbindlicher Vertrag erst vorliegt, wenn neben 
den übrigen Voraussetzungen auch jene Zuatimmung ge- 
gegeben ist, und dass solange dies nicht zutrißt, von einem 
rechtsverbindlichen Vertrage überhaupt nicht geredet werden 
könne," 

Die in diesen Sätzen aufgestellte Theorie miBst der 
Zustimmung der Volksvertretung ebenso wie Meier und 
seine Anhänger völkerrechtliche Bedeutung bei. Die Meier- 
sche Theorie steht mit der grössteu Zahl der Verfassungen 
in Widerspruch, für eine kleinere Zahl hat sie Anspruch 
auf Geltung; ebenso ist jede Theorie, die der Mitwirkung 
der Volksvertretung beim Abschlues von Staataverträgen 
unbedingt völkei-rechllichen Charakter zuschreibt, mindestens 
teilweise unrichtig. Die hier besprochene Theorie unter- 
scheidet sich aber von der Meiers dadurch, dass nach ihr 
die Mitwirkung der Kammer die Bedeutung einer condicio 
juris besitzt, von deren Erfüllung auch die völkerrechtliche 
Gditigkeit des Vertrages abhängen soll. Weder Leoni noch 
Prestele sprechen sich jedoch darüber aus, ob ihre condicio 
resolutiv oder suspensiv wirkt. 



Zur Theorie der condicio juris bekennt sich auch Unger. 
Er stützt sich dabei auf die schon oben erwähnte privat- 
rechtliche Analogie. „iMit Hülfe dieser Analogie lässt sich 
das staatsrechtliche Problem leicht lösen. Da zur „Gültig- 
keit" gewisser Staatsverträge die Zustimmung der Kammern 
erforderlich ist, so ist zur gültigen Abachliessung derselben 
ihre Mitwirkung nötig. Es ist also regelmässig vor dar 
definitiven Abschliessnng (Ratifikation) des Vertrages die 
Einwilligung der Kammern einzuholen. Ist ohne Einholung 
und Erteilung derselben der Staatsvertrag ratifiziert worden, 
so ist derselbe relativ ungültig. Erteilt das Parlament 
nachträglich seine Zustimmung, so ist der Vertrag gültig; 
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Terweigerl es dieselbe, so ist er ungöltig und daber Dach 

■ allea Seiten hin unverbindlich.'") 
Ganz abgesehen von der wohl kaum angebrachten Aaa- 

I logie des Privatrechts sind gegen Unger wie gegen Prestele 
gewichtige Einwände zu erheben. Es geht zunächst 
L durchaus nicht an, das Parlament als dritten in dem Sinne 
k^flu bezeichnen, wie der Vater den Nupturienteu gegentiber 
L der dritte ist; sondern Parlament und Herrscher sind beide 
I kordinierte Organe desselben Staates. Zweitens wurde schon 
nmal hervorgehoben, dass gar nicht daran gezweifelt. 
erden kann, daas mit der Ratifikation der Vertrag völker- 
I rechtlich zustande gekommen ist; hat dabei das kontra- 
hierende Organ seine Befugnisse überBchritten, so ist der 
I Vertrag eben null und nichtig. Damit eine gültige Willens- 
[ erklftrung abgegeben werde, niuss der Wille des Staates 
erklärt worden sein ; entweder wurde dieser Wille erklärt, 
[ dann kam der Vertrag zustande; oder er wurde z. B. in- 
k folge fehlender Kompetenz nicht gültig erklärt: dann kam 
rgar keine Willenserklärung des Staates zustande und es 

■ konnte gar kein Vertrag entstehen. Auch kein bedingter. 
I Die Erklärung war als Staatserklärung belraclitet nichtig, 
[unheilbar nichtig, sodass keine spätere Genehmigung sie 
[ mehr zu rechtlicher Wirksamkeit zurückrufen konnte. 

Am überzeugendsten hat Tezncr nachgewiesen, dasB 
y die Theorie der condicio juris mit den positiven Verfassungen 
pin Widerspruch steht. ^) „Infolgedessen leiden sie selbst 
[an einem Innern Widerspruch. Einerseits wurzeln sie aaf 
\ dem Boden der Auffassung, dass für die völkerrechtliche 
L Legitimation des Slaalsoberhaupts zum Abschluss von 
■Staatsverträgen die Verfassungsgesetze der einzelnen Staaten 
;über die staatsrechtliche Gültigkeit des Abschlusses massi- 
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gebend seien, anderseits suchen sie zu prinzipiellen, all^e- 
aieinen o;nUigen Völkerrecht liehen Rechtasätzen fiber die 
Galligkeit des Abschlusses von genehm! guiigsbedOrftigeD 
Staatsv er trägen zu gelangen, was doch bei der Verschieden- 
heit der VerföBsiingBgesetzgebung nur unter Ignorierung 
derselben oder im Wege einer zwangsweisen Auslegung mög- 
lich ist. . . . Und wie will man es zu wege bringe», dasB 
die Ratifikation eines Staatsvertrags denselben unter allen 
Umständen formell d, i. in seinem äusseren -Bestände pcr- 
fiziere, welche, wie jene von Spanien, Reues j. L., Hamburg, 
in unzweideutigen Worten für die Gültigkeit des Äb- 
echluBses bestimmter Staatsverträge die vorher eingeholte 
Zustimmung der Legislative fordern. 

„Desgleichen steht die Theorie von der bedingten Wirk- 
samkeit genehm igungsbedflrftiger und ohne Genehmigung 
abgegebener Vertragserklärungen im entachiedenen Wider- 
spruch mit jenen Veriassungeu, welche in Anlehnung an 
die belgische Verfassung von diesen Erklärungen sagen, 
dass sie n'ont d'effet, qu'apres avoir re^u l'assentiment des 
chambres. Denn auch die bedingte Wirksamkeit ist eine 
Wirksamkeit und wie die Konsequenzen der Jellinek sehen 
und Seligmann sehen Theorie beweisen eine Wirksamkeit 
von weittragender Bedeutung." — 

Wir betrachten jetzt die verschiedenen VerfassungB- 
tjpen. Sehen wir uns zunächst einmal als erste Kategorie 
diejenigen Verfassungen an, die „auBdrIU'klieh dem Souverän 
(PräsidentenJ das unbeschränkte Vertragsrecht lassen, oder 
die überhaupt keine Voischiiften bezüglich der Mitwirkung 
der Volksvertretung machen' (siehe Seile 49). Dass in dem 
ersten der hier genannten Fälle das Staatsoberhaupt in der 
Tat die unbedingte völkerrechlliche Legitimation besitzt, 
kann nicht wohl bezweifelt werden; die Verfassungen 
sagen es mit wünschenswerter Klarheit. Der Volksvertretung 



kommt bei diesen Staaten demgem&Bs beim Äbschluss des 
Staalsvertrags keinerlei Mitwirkung zu. Von deutschen Ver- 
fsBSungen ist hier vor allem die von BrauuBchweig zu nennen. 
In der Neuen Landschaftsordnung für das Herzogtum Braun- 
schweig Tom li). Oktober 1832 heisst es:') 

g 7, Der Landesfdrst vertritt den Staat in allen Ver- 
häUniBsen zum deutEchen Bunde und zu anderen 
Staaten. 

Er ordnet die GesandtBChaflen und Missionen an, 
echlieset Staatsverträge und erwirbt dadurch 
Rechte für das Herzogtum so wie er dasselbe 
zur Erfüllung der Vertrags massigen Verbindlich- 
keiten verpflichtet. 
§ 8. Die Ständeversammlung wird sobald es die Um- 
stände zulassen, von solchen Verträgen in Kennt- 
nis gesetzt. Die zur AusfOhrung derselben er- 
forderliche Mittel bedürfen der ständischen Be- 
willigung und sollen in deren Folgen neue 
Landesgesetze erlassen oder die besiehenden auf- 
gehoben oder abgeändert werden, so ist hierzu 
die verfassungsmässige ständische Mitwirkung 
erforderlich. 
Hierzu sagt Otlo:^) «Nur in der Hand des Landes- 
r ftlrslen liegt der völkerrechtlich bindende Abschlusa von 
StaatST ertragen." 

Ebenso klar nnd in gleichem Sinne sprach sich die 
[ Verfassung des ehemaligen Königreichs Hannover aus. 

Es ist wohl mit üechfc von Meier darauf hingewiesen 
I worden,*) dass die überaus klare Formulierung der unbe- 
[ dingten Legitimation des Forsten gerade in Braunschweig und 

■~J Diese so wie andere VerfaseiingeD zitiert nacli Btörk, Handbucli 
I der deutschen VerfasBungcn. 1884- 

*| Otto^ Diis Stuatsrecht des Herzogtums 6 raun schweig. S. 106. 
3 im Hamibucli des öffcBtIichen Rechts. III. 2. 
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.nnover in gewissem ZuaammeDhang mit England gebracht 
werdea könne. Deun gerade England iat derjenige Staat, 
auf den man sich in unserem Falle als typisches Beispiel 
, stets beruft. 

Die Praxis mehrerer Jahrhunderte hat sich dort in Ein- 
ftlclang mit der Theorie der unbedinglen Verpflichlnngsfähig- 
I keit des Königs zu setzen gewusst. Eine engliche Verfassungs- 
P Urkunde gibt es bekanntlich nicht. Aber die Tradition, die 
L Anforderung der Praxis und die juristische Konstruktion, die 
Mn England allein dafür massgebend sind, was verfassungs- 
[ gemäss ist, haben sich deutlich genug frir die unbedingte 
I Legitimation des Königs ausgesprochen. Eb sei auf das 
r früher gebrachte Zitat yon Blackstone (siehe Seite 28} hin- 
L.gewiesen, so sagt auch Todd:') „It is a peculiar funetion 
L of Bovereignty to make treaties, leagues, and alliances with 
(foreign states or princes; and by the law of natious it is 
easential to the validity of a treatie that it be made by 
the sovereign pover, for then it binds Ihe whole cominonity. 
In England the sovereign power is weated exclusively in 
the crown. Whatewer engagemenls or contracts the sover- 
eign enters into, no other power within the Kingdom can 
legally delay, resist or annul." Es darf wohl schon hier 
darauf hingewiesen werden, dass der konstitutionelle Ver- 
fasBungsgedanke an uud für sich nicht unbedingt Einbusse da- 
durch zu erleiden braucht, dass bei den hier genannten Staaten 
der Herrscher selbständig Staatever träge eingeht; es sind 
selbstverständlich auch in diesen Staaten Garanlieen dafür 
geboten, dass der Inhalt des Staat svertrags nicht ohne Mit- 
wirkung der Volksvertretung fiir die Slaatsangehörigen 
zwingendes Recht wird. Dass vor der Hand hiervon nicht 



') Meier, S. 107. 
"^] Todd, On Parliamentary Qo?ernineDt in England 1 
9, zitiert bei Ueier S. 116- 
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gesprochen wird, beruht in der schon oft hervorgehobene! 
Trennung zwischen dem völkerrechtlichen Abachluss un^E 
der staalsrechtlichen Inkraftsetzung der Staatsverti 

Auch die Verfassung von Japan liat das englischtf' 
SjBteui angenommen. Dort lautet § 13: ^Der Kaiser er- 
klärt Krieg, schliesst Frieden und gehl Verträge ein." 

Hier ist mit dem BegrilY Vertrag natürlich in der Haupt- 
sache Staats vertrage gemeint. „Der Kaiser (ibt das Recht 
aus, um die nationale Würde des Staates nach aussen zu 
wahren. Er schliesst mit den auswärtigen Regierungen 
Vertr&ge über Handel und Schiffahrt oder über Abtretung 
und Austausch von Gebietsteilen im Interesse der nationalen 
Wohlfahrt ... Er ist der Vertreter das Reiches gegenüber 
dem Ausland." 'j 

Auf den gleichen „englischen" Standpunkt wie die hier 
genannten Verfassungen stehen ferner nach Meier die Vor- 
fassung der vereinigten Staaten von Nordamerika, die fran- 
zösischen Verfassungen vom 4, Juni 1814, vom 7. August 
1830, vom 14 Januar 1852 und vom 26, Dezember 1852; 
die niederländische Verfassung vom 24. August 1815, die 
portugieeiache Verfassung vom 19. April 1826, 

Zehn deutsche Verfassungen treffen keine Bestimmungen 
über die Mitwirkung ilirer Volksvertretung bei Staatsver- 
trägen, nämlich : 
die VerfasBungsurkunde des Königreichs Bayern vom 26. 

Mai 1818, 
die Verfassungsurkunde des Königreichs Sachsen vom 4. 

September 1831, 
die VerfassungBurkunde des Grossherzogtums Baden vom 2. 

August 1818, 

fe die Verfassungsurkunde des Grossherzogtums Hessen vom 

I 17. Dezember 1820, 



, ÜAB Staatsrecht von Japan S. 46. 1892. 
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1 revidierte Grundgeselz über die VeifassuDg des Gross- 

herzogtiims Sachsen-Weimar vom 15. Olitober 1850, 
rundgesetz filr die vereinigte landschaniiche Ver- 

fasaungs des Herzogtums Sachsen Meinigen vom 

23. August 1829, 
das Grundgesetz fiir das Herzogtum Sachsen-Allenbiirg vom , 

29. April 1831, 
das Grundgesetz für das FUratentiiin Schwarzburg-Rudola-B 

Stadt vom 21. Dezember 1854, 
das Verfassungsgesetz für das Fflratentum Reuss, ä. L. vom] 

28. März 1867, 
das LaiidesverlasGungsgesetz für das Flirstentum Schauin 

burg-Lippe vom 17. November 1868 und 
das Verfassungsgesetz für das Pürslentum Lippe vom 6^ 

Juli 1836. 
Es kann als zweifellos betrachtet werden, dass in dieseir 
Verl'assnngen, in denen eich keine Bestimmungen Über Be-^ 
sthränkungen der Legitimation des Fürsten befinden, dema 
Staatsoberhaupt der Vertragsabschluss selbständig zuzuweisenj 
ist. Schon gemäss des Entwickelungsgangs, den die Ver^ 
faasungen genommen haben. Denn zur Zeit der ahsoluteul 
Regierungsformen stand dem Selbstherrscher das Vertrag»^« 
recht unbedingt zu; die Verfassungen besclirnnkten di«^ 
Bel'ugnisee des Herrschers und haben ihm einen Teil e 
Gewalt genommen. Aber die Tatsache, dass die Verfassungen ' 
dort, wo sie aus absoluten Staatsl'ormen hervorgegangen 
Bind, nur eine Einengung der Macht des absoluten 
Fürsten wurdeu, zwingt zur Annahme, dass alle Hoheits- 
rechte, die dem Herrscher nicht ausdrücklich durch die 
Verfassung geuommen sind, ihm verbleiben ; es sei denn, 
dass in der Verfassung wie in der belgischen ausdrücklicbj 
ausgesprochen ist, dass dem König nur die Rechte zustehenj| 
die ihm die Verfassung besonders zuschreibt. So belasserf" 



auch die genannten zehn deutschen VerfaBBungen, dienichtal 
tiber die Mitwirkung der Volksverlretung; bei StaatsTerträy;en 1 
aussagen, daB Recht die Verträge zu schlieBBen, zweifellos! 
dem Souverän. 

Bei den Verfassungen des engliehen Systems hat also dis- A 
Volksvertretung kein Recht darauf vor der Ratifikation ge-J 
hört zu werden ; dass es politisch zumeist ratsam sein wird, I 
sich vor der Ratifikation üher die Gesinnnng des ParlamentBi'J 
zu unterrichten, ist seltistverstöndiich, hat aber für diej 
juristische Konstruktion vorläufig keine Bedeutung. 

Im Gegensatz zu dem behandelten System steht eine~4 
zweite Ordnung von Staaten, deren Verfassnagen vor- 1 
schreiben, dass schon beim Abschluss der Volksvertretung-! 
eine Beteiligung zukommen soll. 

Es fragt sich nun, ob bei den Staaten dieses System»! 
in der Tat an eine Mitwirkung in der Art gedacht werdeoT 
kann, dass die Volkevertretung am Abschluss selbst handelnd! 
teilnimmt, sodass also Krone und Parlament gemeinsam als 1 
völkerrechtliche Vertreter auftreten und gemeinsam den j 
Staatsvertrag ratifizieren. Denkbar ist dieser Kall recht i 
wohl. So hiess es in der französischen Verfassung von I 
1791: „II apparlient au Corps legislatif de ratifier les trait^J 
de paix, d'alliance et de commerce," Man wird jedoch imj 
allgemeinen nicht an diese formelle Mitwirkung 7.u d 
haben; dass sie möglich ist, zeigt das schon genai 
spiel, das zeigt auch der Friedensvertrag vom Jahre 1871, 
den die französißche Nationalversammlung ratifizierte. . 
Aber in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle, Ueilbom^ 
nimmt sogar an, dass es gegenwärtig bei allen Staaten 80 ^ 
sei, wird nur eine materielle Mitwirkung in der Art vor* 
liegen, dass die Staatsverträge der Vertretung zu Genehmi-1 
gung vorgelegt werden mtlssen, bevor das Staatsoberhaupt I 
sie ratifiziert. Im Gegensatz zu Hciliorn wird von 
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Anzalil SchriftBleller angenommen'), daBs fnr die Schweiz 
gemäss der eidgenöesischen Bundesverfassung vom 29. Mai 
1874 die Ratilikation bei der BundesTerBamuilung' liege, 
80 dass also hier auch heute ein Staat gegehen sei, 
dem die Volksvertretung forraell beim vftlkerreohllicheD 
Abschluss der Staatsvertrftge mitwirke. Jedenfalls aber 
Iftsst sich im »llgetneinen wenigstens eine Vermutung 
dahingehend aufstellen, dass auch bei den Staaten ] 
des völkerrechtlichen Systems — bei denen die Mit- 
wirkung der Volksvertretung völkerrechtliche Bedeutung 
hat — die Ratifikation beim Staatsoberhaupt liegt, dass 
also das Parlament nur eine materielle völkerrechtliche Be- 
teiligung hat. Das ist auch der Fall f(lr die deutschen 
Staaten des völkerrechtlichen Systems, wo ja in allen Bundes- 
staaten die Ratifikation beim Staatsoberhaupt liegt. 
Zu diesen Staaten gehört ReuBs j. L.: 
§ 70. Es kann jedoch durch Verirfige mit anderen 
Staaten kein Teil des Staatsgebiets und des Staats- 
eigentums veräussert, keine Last auT das Land 
oder dessen Angehörige Übernommen und kein 
Landesges^tz abgeändert oder aufgehoben, auch 
keine Verplliehtung, welche den Rechten der 
StaatsbOrgev Eintrag tun wurde, eingegangen 
werden, ohne dass die Zustimmung der Volks- 
vertretung vor dem Abschlnss eingeholt und er- 
teilt worden ist.^ 
Ähnlich wenn auch nicht so klar schreiben der Mit- 
wirkung noch völkerrechtliche Bedeutung zu, die Verfassungen 
von Koburg-Gotha, Anhalt, zweifellos auch die der drei 
freien Städte Hamburg, Bremen und Lübeck, von denen, 

') Z. B von Nlppotd, 8. 136, JeUinei, Gesetz und Verordnung S. 3*3, 
AffoUtr, Der D euts ch- seh wcizeri sehe Nicdertaasungs vertrag 8, 400 im 
Archiv för öffeallicheB Recht Bd. VI. 1892. 
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da sie revidiert 1879 in Ansehung der StaatsveHräge schoff 
die Theorien der neuen Siaatsrechts Wissenschaft leilweise ver- 
wertethal^ die Hamburger noch Plalz finden mag. Dort lautet 
Artikel 22: „Der Senat vertritt den Staat in seinen 
VerhältnisBen zum Deutsclien Reiche und zu dem 
Ausland. Er leitet die reichs- und auswärtigen 
Angelegenheiten des haoi burgischen Staates, Tührt 
die auf dieselben bezüglichen Verhandlungen, er- 
nennt die Bevoll mächligleu bei anderen Staaten 
und zum Bundesrat des Deutschen Keichea. Er 
schliesBt die Staatsverlrftge ab, hat aber vor der 
Ratifizierung derselben die Zustimmung det- 
Bürgerschaft einzuholen." 
Nicht richtig versieht Wolffsokn diese Bestimmung, wenn 
er schreibt'): „Der Senat schliesst TOrkommenden Falles 
die Staalsver träge ab, bei denen der hauiburgische Staat 
als Kontrahent auftritt, hat aber zu allen Staatsverl ragen 
die Ratifikation der Bürgerschaft vorzubehalten." Danach 
wftrde die Bürgerschaft auch formell mitratifizieren. Das 
ist jedoch nachdem klaren Wortlaut des letzten Halbsatzes 
der zitierten Verfassuui;sbestimmung nicht der Fall, sondera 
der Senat ratifiziert, nachdem die Bürgerschaft dem Ab- 
Echluss des Slaatsvertrags zugestimmt hat. 

Es ist nun zu untersuchen, in welcher Weise sich die 
Mitwirkung der Volksvertretung beim Abschluss der Staats- 
verträge dieser Staaten vollzieht. Anscheinend liegt hier 
ein zweifaches vor: einmal hat die Vertretung deu Vertrag 
zu genehmigen, dann aber hat sie seinen Inhalt zum Gesetz 
zu machen. Diese beiden Aktionen des Parlaments werden 
im folgenden wegen der Schwierigkeit, sie auseinander- 
zureissen, ausnahmsweise zusammen behandelt. 



') Wotfiohn, Das Staat 6 recht der freien und Hansestadt Iliiinliiir"-, 
1 im Bandbiicb bes fiflentlichen Rechts lU. 2. 1888. 



Die Volkeverlretunj; haf aleo den Vertrag zii ge- 
nehmigen ; daliei wird ilir natürlich der ganze Vertrag, 
der bis dahin eigenllii^h nur Verlragsentwiirl' ist, vorgelegt. Sie 
kann an diesem Entwurf Änderungen vornehmen, beliut's 
deren dann die Verhandlungen unter den bontraliierenden 
Staaten wieder eröflnet werden nitlssen. Ist das Parlament 
U]it dein vorliegenden Vertragsentwurf einveralanden, so tio- 
nehmigt es ihn. Es entsteht hierbei die Frage, ob diese 
Genehmigung sich nur auf den vfilkerret'htlichen Absfhlusa 
des Vertrags bezieht, oder ob ihn ihr schon zu gleicher Zeit 
der Befehl an die Staatsangehörigen zur Befolgung dea 
Vertragsinhalts gegeben wird. Jedenlalls ist der Vertrag 
nach diesen Verfassungen erst hergestellt, perfekt, wenn 1. 
die Volksvertretung ihn genehmigt und 2. das Staalsober- 
hanpl ihn ratittziert hat. Dabei nimmt man allgemein an, 
dass auch nach eingeholler Genehmigung des Parlaments 
die Reiifikation in Belieben des Herrschers steht, sodass fr 
sie nach aeiuem Willen vollziehen kann oder nioth. So 
schreibt fUr die Reichsverfassnng Heilborn:') „Deutecher- 
BGils erfolgt die Ratifikation dee Staatsvertrags durch den 
Kaiser und zwar steht dieselbe gänzlich in seinem Belieben; 
das ist soweit ich sehe, unbestrilten. Auch nachdem Bun- 
desrat und Reichstag dem Entwurf ihre Zustimmung erteilt 
haben, kann der Kaiser die Ratifikation verweigern." Jeden- 
falls aber liegt der Staatsvertrag in seinem JuriBli^chcn Be- 
stände mit der Genehmigung der Volksvertretung noch 
nicht vor. Wenn nun in dem Besrhluss der Volksvertretung 
zu gleicher Zeit der Befohl an die Staatsangehörigen zur 
Befolgung des Inhalts des Vertrags gegeben sein soll, so 
mnss entweder der Inhalt des Vertrags schon Gesetz sein, 
ehe der Vertrag selbst noch entstanden ist, oder er wird 
Gesetz unter der aufschiebenden Bedingung der Ratifikation 
oder erat von einem bestimmten Termin au, 

'} Js/Ihirk, GQfPtx und VprorilmiDg, S. 360. ItffiT. 
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^^ Bei liier gleich eines Einwandes gedacht, der ron 
Bed^iilung fllr die ganze folgende BeweiBfiihrung tst, d«ss 
nämlich ein (it-aetz nicht schon uiil der ('enebuiiguug des 
I'arlainenis, Hondern erat mit der Publikation rechlsrer- 
hindlich werde. FOr die Staaten, in denen der SoaTermn 
Heltiiil hni der Gesetzgebung als Faktor mitwirkl und die 
Vollziehung der I'iihlikaLion daher in seinem Willen steht, 
kann die folgende I<>örterung nicht unbedingte Göltigkeil 
verlangen; ftlr die Staaten dagegen, in denen der Souverän 
keine Mitwirkung bei der Gesetzgebung hat, sondern zur 
Publikation verpflichtet int (daB ist ja z. B. im deutschen 
Reich d(T Kall, dass aber im übrigen nicht zu den hier 
behandelten Staaten des völkerrechtlichen Sjstems gehört), 
tfilt das Folgende unbedingt. Bei ihnen kann nicht angenommen 
werden, dass das Parlament dem Staatsoberhaupt die Verkün- 
digung llberlUESl, bis es den Vertrag ratifizier! hat; denn ein- 
mal iä)<e ja dann wie die Ratifikation auch die Pulilikation 
im Reiche «eines Rechts, Das widerspricht den hierher 
gehörigen Verragsungen. Anderseits kann es unter üm- 
Btänden sehr lange dauern, bie der Vertrag von beiden 
Seiten ratifiziort iet, ja es kann solange danern. wie der 
Herrscher des eigenen Staates einfach nicht ratifizieren will; 
auf diese Weise wäre ftlr das Staatsoberhaupt, das ja be- 
liebig lang nicht zu publizieren brauchte, ein Weg ge- 
schalten, durch den es sich indirekt eine Mitwirkung bei 
der Gesetzgebung verschafl'en könnte. Wenn diese Konse- 
quenzen in dcrPraxisnichlgezogen werden, so mag die Schuld 
hieran der noch nicht gekl&rlen Theorie und des in der Praxis 
beliebten Weges der mittleren Linie zugeschrieben werden. 
Für alle Verfassungen gilt als eicher jedenfalls dass, 
wenn der Slaatsvertrag genehmigt wird, und es soll in 
dieser Genehmigung zu gleicher Zeit der Gesetzes be fehl 
liegen, logisch der ganze Vertrag als zum formellen 
Gesetz geworden angesehen werden mflsste. Das geht 
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lelbstredeod nicht; denn in den Slaatsverträgen Btecken 
viele BeEtimmungen , die sich lediglich auf die 
kontrahierenden Regierungen oder auf die Angehörigen 
dee fremden Staates tiezielien, dass es ganz unsinnig 
wäre, dass nun alles auch zum Gesetz zu machen. 
Der Gesetzeeiiefehl bedeutet also schon eine Auslese, näm- 
lich desjenigen Vertragsin halte, der sich auf die eigenen 
Staatsangehörigen beziehen soll, und zwar von diesem In- 
halt wiederum nur derjenigen Teile, die um Gesetz zu 
werden der Mitwirkung der Volksvertretung bedürfen, da 
gewisse Bestimmungen das Staatsoberhaupt ja aus eigenem 
_Rechte zur Rechlsverbindliehkeit erheben kann. Man sieht, 
lie sehr man eine eigentlich in nichts gerechtfertigte Inter- 
)n vornehmen muss, um nur Sinn in die gegen- 
irtige Methode bringen zu können. 

Wenn man trotz alledem, wie es die Praxis doch tut, 

{jtQnehmen will , dass im GenehmigungsbeBchluss zum 

taatsvertrag schon der OeeetzeBberehl stecken soll, so 

e ich nur drei MöglichkeiteD unter denen man dies 

I kann: 

1. Man kann annehmen, dass der Inhalt des Ver- 
tr^s mit dem BeschluBS der Volksvertretung 
und nach vollzogener Publikation Gesetz wird, 
oder dass 

2. der Inhalt des Vertrags Gesetz unter der auf- 
schiebenden Bedingung der Ratifikation oder 

3. erst von einem bestimmten Termin an, nämlich 
der Ratifikation an, Gesetz werden soll. 

1. Der erste Fall kommt, wie schon oben festgestellt, 
fOr allem für die Staaten in Betracht, in denen der Herr- 
ilier die Pilicht hat, ein Gesetz, dass das Parlament be- 
!lilo88en bat, zu publizieren. Dann würde der Inhalt des 
jj&rtrags durch den Beschluss des Parlaments und die nach 
ler Verfassung notwendig darauf folgende Publikation Ge- 



getK sein uoO die 8ti:iatgangehöngen bindeu elie und selbBt 
wenn der Sonverän überhaupt nicht ratifiziert. Nehmen 
wir äas schon einmal behandelte Bespiel eines Zollgesetzes. 
Die Vorverhaniilnngen sind gänillieh erledigt, die Volkever- 
trelung hat den Verlragsentwurr genehmigt und der 
Souverän hat — Pubükattün und Ralifikatioti Bind %wei 
•ganz verschiedene Handlungen des Souveräne ! — den 
^ertrageinhalt. das Vertragsgesetz publiziert. Dann 
Fsind die Zolleinnehuier verpflichtet, die Zölle zu erheben, 
die Staatsangehörigen sie zu bezahlen, der Richter des Zollgc- 
setz als geltendes Recht anzuwenden, alles das ehe der 
Souverän den Staatsvertrag ratifiziert hat, ebenso ehe der 
andere Kontrahent ratifiziert hat. -fa es ist die Möglichkeit 
vorhanden, dass entweder der eigene Souverän oder der 
andere Kontrahent gar nicht ratifizieren will und wird; 
dann waren den Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt, 
die keinerlei rechtliche Grundlage hatten, und die was das 
schlimmste ist, wenn man diesen Gedankengang weiter ver- 
folgt, nicht in dem Augenblick erlöschen werden, wo es ofTen- 
kundig wird, dass die Ratifikation nicht vollzogen werden 
wird, sondern erst dann, wenn das Parlament seinen Beschluss 
wieder aufhebt. Man denke nun, die Session ist abge- 
schlossen, das Parlament muss erst wieder einberufen wer- 
den, und es erhellt, dass der Grundsatz, das in der Ge- 
nehmigung des Vertrages eo ipso der Befehl an die ötaalß- 
angehörigen liegen soll, und wenn, wie es den Verfassungen 
entspräche, die Publikation gleich auf den Pailanientsbe- 
schluss folgte, eine heillose Verwirrung hervorzurufen ge- 
eignet ist. 

2. Man könnte annehmen, dass der Gesetzesbefehl unter 
einer Bedingung gellen soll. Hier wäre zunächst zu fragen, 
ob unter einer Resolutivbedingung oder unter einer Suspen- 
Bivbedingung, Ein Gesetzesbefehl unter einer Resolutivbe- 
dingung lässt sich wohl denken; dafür ist ein Beispiel das 



ffesetz vom 25. Juni 1873 liefreffend die Einführung der 
tcrfsEBting (iea deutschen Reichs in Etsass-Lolhringen, dessen 
^'8 lautet; „Auch nach Einfiihriing der VerlasBung und 
nis SU aiiderweiler gesetzlicher Regelung kann der Kaiser 
pinter Zustimmung des Bundesrats während der Reichstag 
Dicht versammelt ist, Verordnungen mit gesetzlicher Kraft 
SrIaBBen. . , . Auf Grund dieser Ermächtigung erlassende 
Verordnungen Bind dem Reichetage bei dessen nächsten 
hiEanimentritt zur Genehmigung vorzulegen. Sie treten 
^iifiser Kraft, sobald die Genehmigung versagt wird." Laband 
tdiarakterisiert diese Verordnungen l'olgendermassen.') pDie 
jttrisliBche Charakterisierung besteht darin, dasB der Ge- 
lOtzesbefehl unter einer Reeolutivbedinguug erlassen wird; 
diese Resolutivbedingung eintritt, d. h. wenn der 
leichstag die Genehmigung versagt, so lÄlU des Gesetzes- 
►efehl ex nunc fort." Von einer Resolutivbedingung ist in 
[SieBem Fall jedoch keine Rede, es handelt sich um eine 
aufschiebende Bedingung; die Ratißkaticn ist die Bedingung 
nit deren Einlreten erst der Gesetzesbefehl wirksam werden 
föU. Ist es angängig, einen Gesetzesbefehl unter einer Sus- 
BCnsivbedingung anzunehmen; meiner Meinung nach nicht. 
Beilborn begnügt sich im Anschluss an Lahandn obige 
Darlegung zu sagen :^) „Was hier vom resolutiv bedingten 
Gesetz gesagt wird, dass muss mutatis mutandis auch fflr 
das suspensiv bedingte Vertragsgesetz angenommen werden." 
Aber das ist nicht richtig. Ein Gesetzesbefehl zeichnet sich 
doch dadurch aus, dass er klar und deullich seine Befolgung 
fordert, ohne irgend eine Bedingung zu erlauben; daBs, 
nachdem er einmal in Geltung war durch das Einlreten 
einer Bedingung seine Geltung aufhört, ist möglich; dass 
er aber erst von dem Zeitpunkt des Eintretens einer Be- 



') Laband, 

3) Heilborn, Der Staats vertrug als Staatsgesetz. S. 
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dingung Hn Geltung haben soll, das widerspricht 
Weeen. Inkrafttreten kann das Gesetz nicht, unter einer 
Bedingung, sein Ausserkralllren durch das Eintreten einer 
Bedingung ist zulässig. Somit kann der Gesetzesbefehl 
auch in unserem Fall nicht unter einer Bedingung gegeben 
sein. Und dann: wer soll kompetent sein, zu erklären, 

Fdass die Bedingung eingetreten ist, das Parlament oder das 
taatsoberhaupt? Und welches ist die Bedingung? Doch 

Pwohl die Vollziehung der Ratifikation. Die Ratifikation ist 
unbestritten ein völkerrechtlicher Akt; dann ist ein Rpchtg- 
geschäft des Vttlkerrechls also Bedingung fflr eine staats- 

, rechtliche Aktion, Nimmt man aber an, dass die Erfüllung 
Bedingung, das ist die Ratifikation gänzlich im Belieben 
ides Herrschers steht, so ist der Herrscher belügt, nach 
seinem Willen die Gültigkeit eines Gesetzes hervorzubringen 
oder zu verhindern, was gerade den hier in Betracht 
kommenden Verfassungen, die dem Staatshaupt gar keine 
Milwirkung bei der Gesetzgebung einräumen, sonderu ihm 
nur die Pflicht der Publikation auferlegen, direkt wider- 
spricht. 

Ferner: Gesetze gelten nach den jeweiligen Ver- 
fassungen von einem bestimmten Termin nach der Ver- 
ÖÜtintlichung an oder von einem Gesetz selbst bestimmten 
Termin. Sollte also wirklich der Gesetzesbefehl von der 
Ratißkation an als Bedingung genommen, Geltung haben, 
so müesle das zum mindesten ausdrücklich ausgesprochen 
werden, weil sonst fim deutschen Reich z, B. nach 14 Tagen) 
eine bestimmte, verfassungsmässige Zeit nach der Veröflent- 
Hebung, zu der ja in den hier gemeinten Staaten das Staats- 
oberhaupt verpflichtet ist, der Gesetzes befehl wirksam würde. 
Es müsste dann also in den Staatsvertrag aufgenommen 
werden, dass der Gesetzesbefehl für die Staatsangehörigen 
nur Kraft haben soll, wenn die Ratifikation vollzogen wird. 
Eine derartige Bestimmung gehört aber vriederum gar nicht 



— 71 - 

bn den StaatBvertrag hiucin. In derselben Richtung scheint 
■mir die Beuierkuof' Jellineks sich zu bewegen.') „Der An- 
ifangs der materiellen Wirkung des GeseUes kann im Ge- 
ielze BeU'St von dem Eintritt zukiinftiger Ereignisse ab- 
Ifa&ngig gemacht werden. Die Wirksamkeit der formellen 
Geselzeskrafl niemals," 

3, Auch von einem Termin an (dies) kann der Staats- 

l^ertrag als Gesetz nicht gelten, da ein dies nur vorliegt, 

■%enn es gewiss ist, dass der Termin eintritt. Das ist beim 

Btaatsvertrag wo das Eintreten der Ratilikation vom Willen 

■4es Monarchen oder Präsidenten abhängt, nicht der Fall. 

Sobald es ungewiss wird, o b das Ereignis überhaupt ein- 

iritt, wird aus dem dies wieder die condicio, „M'enn auch 

!das ob des Eintritts ungewisB ist, (dies incertus an), so liegt 

F^ein Termin, sondern eine Bedingung vor."-) 

Aub diesen Schwierigkeiten scheint es mir einen zwei- 
U&cheu Ausweg zu geben. 

Entweder: Es liegt in der Genehmigung 
jSca StaatBvertrags eine Ermächtigung an das 
Btaatsober hau pt nach erfolgter Ratifikation 
ihalt des Staatsvertrags als Gesetz zu 
[riihlizieren. 

Oder; Das Parlament muss zweimal in At- 

Bfjon treten, einmal indem es den Vertrag ge- 

behmigt, und zweitens indem es den Vertrag s- 

^nhalt, soweit erforderlich zum .Staalsgesetz 

nacht. 

Die erste Möglichkeit wird nicht (dr alle Fälle ange- 
pommen werden können, denn ausdnicküch wird ja diese 
Srinfichtigung, so viel sich llterBehen lässt, von keinem der 
Aten des völkerrechtlichen Systems, von denen wir an- 



'3 JeUinek, Gesetz and Verordnung, 8 332. 

') Sohm, Instilutlooen des römischen Reclite, S, 210. 190t. 
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dauernd handeln, erteilt Gegen eine slillechweigendu Er- 
niächHgniig Bjirii'ht ein gewichtiges Bedenken. Altgesehen 
[ÖBVon, dass auch in diesem Fall der Souverän noch Be- 
' Heben ratifizieren kann, und ao, wenn er nicht rarifiziert, 
die Ermächtigung überhaupt überflässig wird, würde durch 
eine solche Ennächtigung die Gesetzgebungsniaschine 
f^wiederum erheblich verschoben werden; und zwar aowuhl 
I den Staaten, in denen dem Oberhaupt eine Mitwirkung 
der Gesetzgebung zukommt, als auch bei denen, die 
Sem Oberhaupt nur die Pflicht zur Publikation zuweisen. 
I ersten Falle wflrde der Souverän alleiniger Gesetzgeber 
'werden; wenn er auch inhaltlich nur das, was die Volks- 
vertretung schon genehmigt hat, zum Gesetze machen würde, 
formell würde er allein über Zustandekommen oder nicht 
des Gesetzes zu entscheiden haben, und das widerspricht 
den betreffenden Verfassungen. Und in den Staaten, 
denen das Staatshaupt gar nicht an der Gesetzesgebu 
beteiligt ist, würde es in diesem Falle werden, wo in seine;) 
Willen die Ratifikation, also hier Gesetz oder nicht, liegj 

Dass eine Ermächtigung zur Inkraftsetzung von < 
setzen ergehen kann, beweist das Beispiel Englands; abi 
es ist doch sehr fraglieh, ob eine solche Delegation 1 
EliJle Verfassungen ohne weiteres als möglich angesehei^ 
arden darf. 

Wenn dagegen die Volksvertretung zweimal in Aktion 
itritt, so bleibt sowohl dem Völkerrecht wie dem Staatsrecht 
per entsprechende Spielraum gewahrt. Die Volksvertretung 
jOHte also in den Fällen des völkerrechtlichen Systems 
birstens beim Äbechluss des Vertrags durch ihre Zustimmung 
mitwirken und zweitens nach erfolgter Ratifikation den In- 
lialt des Staats vertrage soweit erforderlich, in Gesetz ura- 
jrandeln. Wie nötig das ist, zeigt auch die Betrachtung 
^nes Staatsverlrags, dessen Ausführung zum Teil der Ver- 
Stirdnungsgewalt des Oberhaupts angehört, der also nur zum 
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Teil um (leselz zu werden dei' Milwirkiinf; ilei' VulksTer- 
trotiiit'^ bedarf. Lä^fe dann iiii (ietiulniiigungsbescIilLiEs zu 
(gleicher 'Ami der Geselzetibefehl, so nillssle enlwctfer ange- 
Dominen werden, dnsa dieser Befehl nur filr den Teil des 
Vertrags erlaeseii sei, der der Mitwirkung der Volksver- 
Ireluiig bedarf, um Gesetz zu werden, — und man wird 
das nicht ohne irgend einen Hinweis darauf, sei es im Ver- 
(rag, sei es im Geuehmigungsbeschluss tun können — oder 
das Verordnungsreclit des öouveräus wird illusoriseh ge- 
inai-hl, indem die Volksvertretung dadurch, dass sie den 
gao/.en Vertragsinhalt zum Gesetz gemacht hat, auch in- 
bezug auf den Teil, der gar nicht ihrer Befugnis unter- 
stand, den Gcselzesbefehl erlassen hätte. Hierzu schreibt 
PrfBtfle für das deutsche Reicli ganz richtig:') „Die Befiig- 
nieee des Bundesrats und des Reichstags können sich nur 
soweit erstrecken, dass das Verordnungsrecht des Kaisers 
unberührt bleibt." Gerade die Peinlichkeit, mit der wir 
bemiliit sind, die Mitwirkungstiefugnis der Volksvertretung 
abzugrenzen, verlangt auf der andern Seite, dass wir auch 
dea Kaisers geben, was des Kaisers ist. 

Wenn Seligmann schreibt ; ^) „Es ist aber kein Er- 
fordernis der staatsrechtlichen Gültigkeit, dass die parla- 
mentarische Genehmigung eines Staates sich stets auf c 
Gesamtheit von dessen ÄusfUhrungsnormen erstreckt, i 
bandelt ein Vertrag rieben solchen Gegenständen, welchu 
zu ihrer Regelung die parlamentarische Mitwirkung nöti^ 
machen, auch solche, welclie für sich allein der unb&; 
schränkten Verordnungsgew alt des Oberhauptes uoterliegf 
wUrdeu, so muss das Parlament nur die Vorschriften dei 
ersteren, nicht auch der zweiten Kategorie zustimmen," 
ist das ganz richtig. Aber man dürfte doch wenigstens v 
langen, dass das auch irgendwie zum Ausdruck käme; < 
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durch, <Us8 das Pailamenl den pausen Verlrag zum Ge- 

|_ietz macht, wird eine holi-he, wie schon oben ausgeflllirt, 

»■forderliche Scheidung sicher nicht kund gegeben. Auch 

verlangen eine Bolche Scheidun;;. „Wenn eine Ver- 

^flissunt; anordnet, daBB die LandeBvertretuug zaslimmeo 

(tndsse, damit der „Vertrag" staatsrechtlich gUllig sei, so 

dies genauer : die parlamentarische Genehmigung 

erforderlich sein, um die Normen, deren der Vertrag 

( Bflioer AiisfUhning bedarf, in Kraft zu setzen." ') 

Eine solche Interpretation geht zu weit; sie wird al 1er- 
■dings der Praxis gerecht, aber wir wollen ja gerade die 
TAn fechtbar keil der gegenwärtigen Praxis zeigen. 

In einigen (''allen wird heule schon notgedrungen das 
vorgeschlagene Verfahren eingeschlagen, nämlich in den 
Fftlle-n, wo durch den Slaatavertrag Ausgaben bedingt 
werden, die jedes Jahr wiederkehren, deren Höhe sich aber 
tieim AbschlusB des Vertrags noch nicht übersehen lies; 
in solchen Fällen wird zunächst ganz richtig der Vertrag 
genehmigt und dann jäbriich die entsprechende Summe ins 
Budget gestellt und jedes Jahr mit dem Budget von neuem 
als Ausgabe beschlosBen; so wirkt dsB Parlament folge- 
richtig in diesem Fall zunäctist völkerrechtlich beim Ab- 
Bcliluss und dann staatsrechtlich bei der Inkraftsetzung des 
I "Vertragsinhalts mit. Auch bei Gebiet^änderungen wird 
I wenn bei solchen die Volksvertretung mitzuwirken hat, eine 
■ zweifache Aktion auch in der Praxis häufig jetzt schon vor- 
I genommen. Auf der einen Seile wird der Staatgvertrag 
über z. B, eine Gebietserwerbung geselilossen, während auf 
Ider anderen Seite durch ein Staatsgesetz die Einverleibung 
rdes von dem anderen Staate abgetretenen Gebietes be- 
rschlossen werden muss. So verfuhr z, B. auch das preus- 
I siehe Abgeordnetenbaus in mehreren Fällen die JtfeiVr au8- 
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flthrlii^li bericlitet. ') Dabei ist es nicht erforderlich zu 
untersuchen, oli Preussen den völkerreditlicheni Syalem 
foi^t, bei dessen Behand]uo}i; wir noch sind, da in den be- 
trelTenden Verträgen wie z. B. in dem den Krwerb der 
tiohenzollerij sehen Filrslentfimer belretlend, „die Ratilikalioa 
von der Torgängigeo verfassungsmässigen Zustimniung der 
preiissischen Ständekammern abhängi;^ geuiacht war." 

Die Art der Hehandlung in deu prcussischen Kammern, 
die Meier in ausBürordenllich klarer und ausführlicher 
Weise berii'hlel., ist jedenfalls dem vorzuziehen, uno aclu 
Vertrag und Gesetz zu genehmigen, aber man kaun auch 
bierin noch einen Mangel erblicken, trotzdem ja Gesetz und 
Vertrag sehr schön geschieden sind. Die beiden Akte 
durfttu nicht zu gleicher Zeit erfolgen; der Veilrag mussLe 
genehmigt, ralilizieit und dann erst sein Inhalt zum Geselz 
gemacht werden, es sei denn, da^s das Reclit zur Gesetz- 
gebung ausdrucklich an den König delegiert worden wäre, 
wovon hier aber keine Hede ist. WahrBcheinlich hat man 
stillschweigend eine Delegation erleill. Zugegeben muss 
werden, dass gerade fctr Preussen dieses Bedenken nicht 
viel Folgen hat, weil Preussen zu den Staaten gehört, bei 
denen der König ohnehin bei der Gesetzgebung [nitwirkt. 

Es sei auch auf die itbrigen Beispiele aus der preus- 
sischen Praxis bei Meier verwiesen, die dartun, dass das 
Verfuhren nicht einmal im obigen Sinne immer korrekt 
war. 

Eiess weifist darauf hin, dass man in der preussischen 
StaalBpraxis zwei Perioden unterscheiden könne, von denen 
man bei der ersten bei Oebietsverträgen ganz willkllrlich 
verfahren habe, während seit dem .lahre I8'J7 stets Vertrag 
und Geselz getrennt vorgelegt wurden. „Die neuere preus- 
sische Praxis entspricht daher insofern dem gesetzlichen 
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ße»timDiiiiig;eit als die Verträge genehmij;t und die Vei 
äiiderutigen in Geeetzesrorin und iinler Erwähnuog der Ge- 
iiehmigutig des Landtags publiziert sind." Seine Bemerk- 
nngen treft'eii ungefähr dif Sachlage:^) „dass auch bei dem 
Systeme, das die Kompetenz der gesetzgebenden Körper- 
schaften als Mitwirkung beim Vertrage normiert, natltrlii-h 
eine Mitwirkung zur Erzeugung des dem Vertrage parallelen 
Gesetzes staatsrechtlich notwendig ist, meist wird dies aber 
uno actu mit dem völkerrechtlich bedeutsamen Beschinsse 
geschehen; aus besonderen, geselztechnischen Gründen 
kann aber auch die Gesetzeserzeugung von der Vertragser- 
ledigiin^ sieb loslösen und durcli Annahme eines besonderen 
Gesetzes neben dem Vertrage vorsichgehen. Gerade dieses 
Zusamaienfallen der beiden Beschlilsse hat die in den Ver- 
fasGungsurkunden vorhandenen Unklarbeilen erzeugt. Sie 
nnterscheiden sehr genau zwischen englichem und nicht- 
englischem Systeme — Hbersehen aber, dass wenn anch nicht 
gesondert, so doch immerhin auch bei den letzteren ein 
GeselzesbeachluBs vorliegt." 

Biess begnügt aicb leider mit dieser Darstellung; hätte 
i er daraus Konsequeuzen gezogen, so hätte er zu demselben 
rResultat wie diese Abhandlung kommen müssen. £s wird 
rja eben bekämpft, dass die beiden Beschlüsse uno aclu ge- 
■'fosst werden, und es ist wohl gezeigt worden, zu welch un- 
'haltbaren Verhältniesen man käme, wenn man die logiechu 

und verJassungsgemässen Folgerungen aus der 
Iw&rtigen Praxis ziehen würde. 

Nicht nur aus gesetzestechnischen Gründen, 
r.&UB innrrer Notwendigkeit mdssen der staatsrechtliche V 
lÄer völkerrecbtliche Beschlnss der Kammern auseinandj 
ferisBen werden, gerade so gut wie ja. auch die Ralifikatü 
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und Publikation fol<rerii'litig iu den meisten Htaaten (Deutsdl- 
laod und PreuBseti leider ausgeiiomnieii) getrennt von einfl 
ander vorgeDouimea werden. 

Ein Angatz zu unserer Anechaiiong liegt auch in den 
folgende!] Ausjilhrtingen Trippels:^) ... „Geueliniigung des 
Vertragsschi nsses und die erforderliclie Aliänderung des 
Landesrectils sind, trenn echon in einem Beschlüsse ausge- 
sprochen, doch immer Zustimmung zur Vornahme zweier, 
innerlich verschiedener Staatsakte, die gleichfalls regel- 
mässig (?) äusserlich auch in verschi edenerweise zu 
Tage tritt." 

Das Parlament sollte also zweimal einen Iteschluss 
fassen, und zwar möglichst einmal vor und einmal narh 
der Ratifikation. Die verschiedene Zeit der beiden Ge- 
nehmigungshandlungen kann nicht gut ein Bedenken nach 
der Richtung bilden, als ob dadurch die Gel'ahr entstünde, 
dasB die Kammer beim zweiten Mal einen anderen Be- 
schluss Tasse als beim Verlragsalischluss. Denn durch die 
Einwilligung zur Ratifikation gewährt das Parlament [jo- 
liliscii und moralisch einen Anspruch auf die Genehmigung 
des Inhalts. Ja man kann sogar mit einer Analogie des 
Budgetiechts erörtern, ob hier nicht sogar ein Rechtsan- 
spruch der Regierung auf Inkraftsetzung des Verlragsinhalts 
als Gesetz vorliegt. Übrigens können auch bei der jetzigen 
Praxis sehr wohl ähnliche Misshelligkeilen entstehen, wenn 
z. B. bei der Einstellung eines durch einen SlaalBverlrafie 
bedingten Postens ins Budget Regierung und Volksver- , 
Iretung über die Beschaffung der erforderlichen Mittel un-^ 
eins sind. Inwieweit der Wortlaut der Veri'asaungen miti 
der zweimaligen Aktion des Parlaments in Einklang zu 
bringen ist, wird später dargelegt werden. 
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Aus dei'Ertirl.eruog erhellt auch, dass alle Verfassungen 
die lediglich von der Genehmigung des Vertrags reden, eich 
ungienau ausdrücken; darauf hat schon SelUpnntin hinge- 
wiesen:') ,,Der Wortlaut der Verl'as8ungen erwähnt nur 
die Genehmigung des „Vertrags." Dieses Wort „Vertrag" 
ist nicht genau, wenn man von den Wirkungen gegenüber 
der staatlichen Gewalt unterworfen, d. h. von der slaats- 
rechtüchen Wirksamkeit redet. „Vertrag" bedeutet genau 
genommen, nur so viel als Rechtsgeschäft, Das internatio- 
nale Geschäft hat keine staatsrechtliche Wirksamkeit und 
kann keine haben. . . . Wo von Wirkungen des Vertrages 
gegenüber den Behörden und Untertanen die Rede ist, da 
ist das Wort „Vertrag" im Sinne von Ausführungsnormen 
zu verstehen." 

Diese zweimalige Aktion der Volksvertretung mag ,)a 
der jetzigen Praxis gegenüber etwas unbequem sein; aber 
sie ist die natürliche Folge der Meier sehen Theorie. Die 
Volksvertretung hat ja schon nach Gneist das Recht der 
Mitwirkung bei der Inkraftsetzung des Staatsvertrags als 
Gesetz; iVJeiV will ihr dazu noch mehr geben, ein plus ein- 
räumen ; so lässt er die staatsrechttiche Mitwirkung be- 
stehen und fügt noch die völkerrechtliche hinzu. Es ist 
eine billige Forderung, dass diese, da sie sich materiell, 
formell und zeitlich auf ein anderes bezieht, auch gesondert 
vorgenommen werde. Von einer Vereinfachung wie sie die 
Anhänger der Meiersehen Theorie behaupten, kann also 
keine Rede sein. 

Zu einer sehr unangenehmen Konsequenz weiden die 
Staaten, bei denen der Vertragsabschluss sich in Überein- 
stimmung mit der Meierschen Theorie voltzieht, fernerhin 
geführt, wenn der Herrscher seihet den Vertrag abschliessL 
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Der Vertrag kommt d»nn wie oben resigestellt ohne Rati- 
fikation zustande. 

In den Staaten des völkerrechtlichen Systems soll nun 
die Voiksvertretuog heim Abschluss des Slaalevertrags mit- 
wirken; sie tut das indem sie den Vertrag vor der Ha tili* 
kation genehmigt. Nun findet beim Vertrageabschlusse 
durch die Staalsoberhäupter keine Ratifikation statt; das 
Recht der Volksvertretung fällt also eigenllieh weg und 
doch ist es TerfasBiingsgemäss. Die Volksvertretung be- 
steht auf ihrem Schein, dass sie beim Absrhluss mitzu- 
wirken habe, und der Souverän »uf dem seinen das es bei 
persönlichen Vertragsschi üssen keiner Ratifikation bedürfe, 
also gar kein Raum fllr den Beschluss der Volksvertretung 
vorhanden sei. Juristisch sehe ich keinen Ausweg aus 
diesem Dilemna. Polilisch wird sich die Sache so gestalten, 
dass der Fürst sich doch auf eine Ratifikation einlässt und 
in die Zeit zwischen dem Abschluss der Verhandlungen durch 
den FUrsfen und der Ratifikation wiederum durch den 
Frirsten der Beschlusa der Volksvertretung fällt. Dann wird 
der Souverän bezüglich seiner Befugnisse um keinen Deut 
mehr Rechle haben wie seine Bevollmächtigten ; aiich er 
kann nur die Verhandlungen fuhren, aber nicht sofort end- 
gültig abschliessen. 

Wenn das die Konsequenzen der Theorie Meiers sind, 
dann kann man in den Staaten, in denen sie Geltung hat, 
dem Staatsoberhaupt nur dringend abraten, auch nur denj 
Versuch zu machen, persönlich und mündlich einen Ver-J^ 
trag abzuEchliessen. Damit ist die Darstellung des völker- 
rechtlichen Systems beendigt. Der Anordnung wegen musa 
jedoch bemerkt werden, dass wir dem Prinziii entgegen bei 
diesen Staaten gezwungen waren, die staatsrechtliche Inkraft- J 
Setzung milzubehandeln, Bodass diese später bei der eigent-T 
liehen Erörterung der slaatsrechtlichen Wirksamkeit der-1 
Staat svert rage im wesentlichen wegfallen wird. 
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Als letzte (ier Verfassnngstypen ist. noch diejenige z« 

behandeln, bei der dein Oberhauj)! das Recht der Vertrags- 

Schliessung zugebilligt wird, die aber (Jen „Eflet," die 

gGiiUigkeit" von der Zustimmnng der Volksveitrelung ab- 

bftngig machen. Hier ist zu erörtern, ob die Vulksver- 

tretuiig völkerrechtlich oder nur slaatsrechtlich mitzuwirken 

bat, d. b. ob sie von den bisher behandeilen Staaten zu 

I denen des ersten oder des zweiten Systems zu rechnen sind. 

I Es zeigt sieb allerdings so, dass die Einteilung nicht ganz 

1 Ticbti^ ist, vrenn diesen Staaten eine besondere Rubrik zu- 

I gewiesen wird, da sie im Hesnltat ja doch zu einer der 

beiden genannten Gruppen gehören werden; dennoch mÜEGen 

sie tiesondert bebandell werden, weil bei ihnen eben zuerst 

untersucht werden muss, wohin sie eigentlich geboren. 

Wegmann^) bat zuerst darauf hingewiesen, dass bei 
den hier in Betracht kommenden Staaten , gemeinbin deren 
Tölkerreehlliehe Vertretung speziell die Kompetenz zur Ab- 
scbliessung von internationalen Übereinkommen, zunächst 
dem Staatsoberhaupt zugewiesen iet, worauf ein folgender 
Absatz oder g der Verfassung lör gewisse Arten von Ver- 
trägen Zustimmung oder Genehmigung der Kammer als 
erforderlich erklärt." 

So lautet die belgische VerfasBungsurkunde vom 25, 
li'ebruar 1831, Artikel 68: 

„Le roi commande les forces de terre et de mer, d^clare 
la guerre, fait les fraiti^s de paix, d'altiance et de commerce. 
[ H en donne connaissance aux cbambres aussitöt que l'int^rfit 
t et la surel^ de l'Etat le permettent, en y joignant les com- 
' municafions couvenables. — Lea trait^s de commerce et 
ceux qui pourraienl grgver l'Etat on lier individuellement 
f dea Beiges, nont d'effet qu'aprüs avoir reiju Tassen timent 
I des cbambres." 
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Offeubar der belgischen entnoinmeii, da sie feilweise 
vOrtlich mit ihr übereiiisIimDit, ist die ilalieuisclie. Dort 
lautet Artikel b: 

„AI Re solo ajipartiene il potere esecutivo. Egli ü il 
Capo Supremo dello Slato: . . . fa i trattati di pace, d'alH- 
anza, di couimercio ed altri, dandoue ootizia alle Camere 
tosto ehe KiatereBse e la sicurezza delio Stato il permeltano, 
ed unedovi le coinmuDicazioni opportune. 1 tratlati che 
importassero mi onere alle (inanze, o variaziODe dj territorio 
dello Stato, non arramo elTetto se non dopo otteiiuto raaseiiso 
delle camere," 

Ebenso stammt in der Verfassung Pieussens Artikel 48 
von der belgischen her. „Der König hat das Recht, Krieg 
KU erklären und Frieden zu schtiessen, anch andere Verträge 
mit fremden Regieruügeri zu errichten. Letztere bedilrl'en 
2u ihrer Gültigkeit der Znstimniuiig der Kammern, sofern 
es UaodelsYerträ^e sind, oder wenn dadurch dem Staate 
Lasten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen .iiifer- 
!egt werden." 

Aus der preuseischen Verfassung ist diese Bestimmung 
dann ähnlich auf dem Wege über den Norddeutschen Bund 
in der Heicheverfassung übergegangen, Artikel 11: „Das 
F'räsidium des Bundes steht dem Könige von Preuasen zu, 
welcher den Namen deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat 
das Reirh völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des 
Reichs Krieg zu erklören und Frieden zu schliessen. Bünd- 
nisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen' 
Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen, . . . 

, Insoweit die Vettrftge mit fremden Staaten sich auf 
solche Hegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 in den 
Bereich der Reichsgesetzgebiing gehören, ist zu ihrem Ab- 
sohluss die Zustiminung des Biindesrals und zu ihrer (iül- 
tigheit die Genehmigung des Reichstags erforderlich." 



Enlaprechend lautet die Verfassung vou Serbien Ar- 
tikel 52:') ^Le Roi represente le p&ys dans toutes ses ' 
relalioas ext^rieureE. II d6clare Is guerre, falt les trait^ 
de paix, d'alliance ft de toutü autre espöce en lea commuui- 
quant k la Slcoupschtina nationale ausBiti^t que les interSIs 
du pays te permettent, — Mais les traitt'ia de commerce, 
aussi que tous leg autres traites dont l'^x^culion entralne, 
aoit une döpeiise ä. la rliarge du tr^sor public, soit iine 
inodificatioD des lois existantea et de oiSme leg trait^s qui 
porteraient atteinte aus droits publice ou prives des citoyens 
serbes, n'ont de valeur qu'avec l'asseatiment de 1a Skoupsch- 
tina Dationale. " 

AIb letztes Beispiel sei noch Rumänien herangezogen,^) 
Artikel 93: ^11 (le Roi) conclut avec leg Etats etrangers 
les Conventions de commerce, de navigation et autres de 
niöme nature; niais pour que ces actes aient force obliga- 
toire, ils doivent ätre pi-^alablement soumis au pouToir 
lögislatif et approuv^s par celui-ci." 

Gemäss den früheren auBfilhrlichen Erörterungen ist 
zum Abschluss von Staatsverträgen völkerrechtlich legitimiert, 
wer imstande ist eine gültige Staatswillenserklärung abzu- 
geben. Die Verfassungen geben darüber Auskunft, wer be- 
fugt ist^ solchermassen den Willen des Staates zu erklären. 
Die Verfassungen sind es also, die zu bestimmen haben, ob 
sie durch die Beschränkungen, die sie dem Vertragsrecht 
des Souveräns auferlegen, erklären wollen, dass ohne die 
Zustimmung der Hammern eine völkerrechtlich gültige 
StaatswUlenserklärung Überhaupt nicht zu Stande kommen 
kann, oder ob das Staatsoberhaupt wohl völkerrechtlich 
legitimiert ist Willenserklärungen in der Form von Staats- 
yerträgen für den Staat abzugeben, aber die Inkraftsetzung 

') ZJareifa, Les conatitntioris modernes II. S. 246, 1801, 
•l Darette^ II. 228. 



der Slaatgverlräge von der Mitwirkung iler Volkavertrelung 
abhängig ist. 

Über diese Krage kann nstarlich nur jede Verfassung 
einzeln und fQr sich Auskunft geben, eine allgetnein gültige 
Antwort, welchem System, dem englischen oder dem völker- 
rechtlichen die hier behandelten Staaten zuzuweisen sind 
lässt eich nicht geben und dcEhalb haben Eiörterunj^en 
hierüber nur insofern Werl, als sie sich mit den siieziellea 1 
Verfassungen der einzelnen Staaten befassen, höchstens auch i 
noch insoweit, als es gelingen könnte aus den überein- 
Btimntenden Verftssungen mehrerer oder aller dieser Staaten 
eine Vermutung nach der einen oder andern Richtung hin 
aufzustellen. Wegmann hat au der früher zitierten Stelle J 
ganz richtig darauf hiugewieseu, dase bei allen hier in Be- i 
tracht kommenden Staaten die Vertrelungsbefugnis zunächst 1 
unbedingt dem Staatsoberhaupt zugewiesen wird. Eine 
Einschränkung kommt dann gewöhnlich erst in einem 
späteren Absatz oder Nachsatz, in dem dann zum „Effet" 
^eEfetto" „Goltigkeit" „valeur" „l'orce obligatoire" des Slaats- 
vertrf^s die Zustimmung der Volksvertretung verlangt wird. 

Es steht also zunächst fest, dass gar nicht für alle 
StaatsvertrSge die Mitwirkung der Volksvertretung erfordert 
wird, sondern nur für diejenigen, die in dem späteren Ab- 
satz über die Staatsverträge dies besonders aufgestellt haben, 
fOr die übrigen ist der Souverän CPräsident) zweifellos 
unbedingt dispositionsfähig. 

Es darf wohl auch als feststehend angesehen werden, - 
dasE die Verfassung dadurch, dass sie die Mitwirkung der 
Volksvertretung zum „Vertrag'* verlangt, nicht notwendig 
und unter allen Umständen hierdurch die völkerrechtliche 
Legitimation des Vertreters aufheben niuss. ^^tss das Ge- 
setz immer beides zu gleicher Zeit wollen müsse, dass es 
niit sich selbst im Widerspruch treten würde, wenn es für 
die völkerrechtliche Gültigkeit der Verträge andere Voraus- 
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Setzungen aufstellen würde, als für ihre slaaterechtliclie Voll- 
ziehbai-keit, ist unrichl.ig. Die Le<^itimatiou zur Vertretung 
betrifft ein ganz anderes RechtsveihältniB, wie die Befugnis, 
Untertanen und Behörden rechtsgültige Refehle erteilen zu 
dürfen." ') 

Die Staaten des en;^iiselien Systems beweisen die Rich- 
tigkeit der Labandschen Auseinandersetzung. 

Aus^:erden:l liegt der Gedanke sehr nähe, dass die iu 
dem ersten Abschnitt der hier in Betracht konmnenden Ver- 
. fassungsbestimmungen dem Souverän erteilte vOi kerrecht- 
\ liehe Legitimation das ganze völkerrechtliche Verhältnis er- 
, schöpfend darstellen soll, während die nachfolgenden Be- 
I Stimmungen nur die staatsrechtlichen Erfordernisse regeln, 
I um die Inkraftsetzung des Inhalts des Staatsvertrags als 
I Gesetz zu ermöglichen. Die äussere Anordnung der Ver- 
[ fasBungen spricht dafür, und in der belgischen druckt auch 
wohl das Wort „eifet" nur aus, dass die staatsrechtliche 
Vollziehbarkeit von der Zustimmung der Kammern al>- 
hängig gemacht wird. Es ist natürlich unangftngig, diese 
Untersuchung für die einzelnen Staaten, die so oft angestellt 
worden ist, hier ausdrücklich zu wiederholen; es wird 
geniigen festzustellen, dass die belgische Verfassung die 
Legitimation des Königs nicht zu beschränken scheint, 
sondern dass lediglich zur staatsrechtlichen Wirksamkeit, 
das ist Inkraftsetzung des Inhalts des SCaatsvcrtrags , die 
Genehmigung der Kammern erforderlich ist Da also die 
belgische Verfassung liezilglich der völkerrechtlichen Erfor- 
dernisse zum Abschluss der Verträge den Staaten des 
englischen Systems gleichsteht, so wird es dem staatsrecht- 
lichen Teil der Abhandlung (iberlassen bleiben, festzuBtellen, 
ob diese Gleichstellung auch bezüglich der Etaatsrechtlicheu 
Vorschriften der Verfassungen vorhanden ist. 
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si- Sl.reit ülier diese ^anze Frage ist aufgerolU worden 
durch das bekannte Gutachten von Gneisl^ das sich mit der 
Auslegung des Artikels 48 der preussischen Verfassung 
beschäftigt. Oneist wies dort auf die Entsteh uugsgeschichte 
des Artikels hin, dass derselbe nämlich eine fast wörtliche 
Wiedergabe der belgischen Verfassung sei. „Die zahlreichen 
aus der belgischen Verfassung iibertragenen Artikel, 
begleitenden Umstände und Erklärungen ergeben, dass inj 
jener Zeit die belgische Verfassung als ein Muster konsti- I 
lutionellen Staatsrechts und als besonders anwendbar auf 
deutsche Verhältnisse angesehen wurde." 'J Wir nehmen 
daher mit einer Anzahl Schriftsteller^) an, dass auch die 
preussiche Verfassung lediglich zur staatsrechtlichen Voll- 
ziehbarkeit der StaatsTcrträge die Zustimmung des Landtags 
braucht. Ebenso steht es liezüglich der italienischen Ver- 
fassung: ja gerade dort ist die Prägung des ganzen 
Artikels so deutlicli, dass für die Annahme, dass dem 
assenso delle camere völkerrechtliche Wirkung zuzuschreiben 
sei, wenig Raum bleibt. 

Dagegen dürften die Verfassungen von Serbien und 
Rumänien mit dem Erfordernis der valeur oder der force 
obligatoire wohl eine längere Auseinandersetzung benötigen, 
für die hier jedoch kein Kaum ist. 

Bezüglich der Reich sverfassung ist die Frage ausser- i 
ordentlich strittig; wenn man bedenkt, dass eben so viel'* 
oder noch mehr Schriftsteller der einschränkeuden Bestimm 
ung des Absatz 3 in Artikel 11 der Reichsverfassung 1 
völkerrechtliche wie staatsrechtliche Wirkung zu8chreiben,ä)1 

1) OncKt-Meisr S. 340. 

'l Siehe hierzu den Literaturnachweis bei Laband^ S. 124, Anm. 2. 
ferner bei Brie, S. 36, im Archiv fQi' uffenlliches Recht Ui. i und hei 
ileyef S. 632, Anm. 9. 

'J Laianrf, S. lai, Anm. 1. 
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"so l&sat sich aus der opino doctornm, die in dieBem Falle 
alleB eher wie eine vomuiunia ist, nichts entnehmen; der 
Text selber aber leidet an einer solchen Unbestimniheit 
der Fsssuüg, dass Laband sagt;') ,ob nun in der Tat die 
KeichsverfasBung bei denjenigen SlaalsTerträgen , zu deren 
Vollziehung die Mitwirkung von Bundesrat und Reichstag 
erforderlich ist, nicht blos diese BefugniBsc sicher stellen, 
sondern die Vollmacht des Kaisers nach aussen beschränken 
und die völkerrechtliche Gültigkeit von der Zustimmung 
des Bundesrats und R«ichstags abhängig machen wollte, ist 
bei der Unklarheit des Ausdrucks mit Bestimmtheit nicht 
zu entscheiden." 

Wenn aber mit dem betreffenden Artikel der Reichs- 
TerfasBung nach der Erklärung des Abgeürdneten Lette 
n wesentlichen nichts anders gemeint ist, als das, was 
' auch in der prenasischeo Verfassung bestimmt ist",*) so 
werden wir, ganz abgesehen von allgemein politischen 
Erwägungen, auch die Reichsverfassung der belgischen und 
preussischen angliedern dürfen und für sie zum Resuliat 
kommen, dass der Kaiser völkerrechtlich legitimiert ist, 
Staatsverträge für das Reich zu schliessen, dass jedoch fOr 
ihre staatsrechtliche Gültigkeit die Mitwirkung des Reichs- 
tags erforderlich ist (die Stellung des Bundesrats bleibt im 
Rahmen dieser Arbeit unberücksichtigt!. Dass hierbei 
' Konllikte eintreten können, ist zuzugeben. Sie werden aber 
fTermieden werden können, wenn der Kaiser sich schon vor 
F der Ratifikation über die Meinung des Parlaments infor- 
miert. Ausserdem wurde schon früher darauf hinge- 
wiesen , dass Zwiespältigkeiten auch bei den Staaten des 
' Tölkerrechtlichen Systems recht wohl vorkommen können. 



') eod. B. 181. 

*) In der Literatur öfters zitiert, ; 
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QKe Praxis sucht sich Ja in beiden Fällen 8o einzuvichteti, 
i Konfliklu nach Möglichkeit vermieden werden. 

Nach den Erörteruntien scheint also eine Vermutung der- 
; erlaubt zu sein, dass eine Reihe von Verfassungen, 
die von der tjelgischen zum Teil direkt ausgehen, (Italien, 
PreuBsenl zum Teil auf Umwegen wie die Reichsverfassung 
ober die preussiGclie zum gleichen Resultat kommen, nur 
den „Eftet" d.i. die etaatsreclitliche Inkraftsetzung von der 
Mitwirkung des Parlaments abltäugig machen. Durch diese 
Annahme, mit der sehr vorsichtig umgegangen werden 
niuss, wird natürlich für keine Verfassung die Mühe 
erspart, jedes Mal genau zu prüfen, wie gerade sie sich 
im besondern zu dieser Frage stellt. 

Bei den Staaten, von denen wir annahmen, dass sie 
dem engliechen System zuzuweisen seien, wird ebenso wie 
bei den eigentlichen Staaten des englischen Systems, die 
Frage, die bei den Staaten des Völkerrechts sich als 
unlösbar erwies, nämlich die nach dem persönlichen und 
mOndlichen Vertragsschluss durch das Staatsoberhaupt sehr 
vereinfacht Der Souverän schliesst den Vertrag, eine 
Ratißkation ist nicht erforderlich. Der Vertrag ist in 
seinen juristischen, völkerrechtlichem Bestände mit dem 
mündlichen Abschluss der Souveräne entstanden; was 
danach kommt, liegt ausschliesslich in der Sphäre des 
Staatsrechts, betriÖt nur die staatsrechtliche Inkraftsetzung 
des Verlragsinhalts. Damit ist dann auch zu gleicher Zeit 
diu Würde des Staatsoberhaupts in eutsprecheuder Weise 
gewahrt. 

Hiermit wird die Erörterung über den Abschluss der 
StaatBverträge beendigt. 



Me Mitwirkung der Vol ksver tr e tung bei der 
Inkraftsetzung der Staatsverträge. 



Der Staattvertrag onrf s«iBe UnwiorflMif ia dn GMefee 

odsr dta 1 



D«r swetle Haupttei) wird sieb mit der staaisrecti (liehen 
tnknttaettaag der Stuüsrerträg« ItesrhäfligeD. Wenn 
Alfter Teii dem ersten an Ctnfaae oacbstebi, so lie^ das 
daran, dam sich hier silgemeine Sätxe noch weniger auf- 
Ktcllcf) Iftii^n als bei 'len Erörterungen ober den Abscbliise. 
,Bei aller Ähnlichkeit differieren die einzelnen Gesetz- 
gebnnfcen doch zn stark als daas sich die aaftauebenilea 
Kragen mit f^icherbeit prinzipiell behandeln tieesen." >) 
/(idem ifll im ersten Teile wegen des Zasainmenbangs die 
■taarMri<fhlIirhe Wirksamkeit teilweise schon mit en^rtert 
worden. 

I>«r Btaalsrertrag ist in seinem Bestände hergestellt, 
■nbald mil oder ohne die gegetienen falls erforderliche 
Mitwirkuni; der Vülkarertretung der Abscbluse (Ratifikation) 
»rfol|t( int. Aber er ist mit dem Abscbluse in der R^e) 
noch nicht inistando seine ei[;entliche Wirkung auszuüben, 
htrrch den AbM-bliias sind die kontrahierenden Regierungen 
«ine Verpllichtung singegangen, deren Durchführbarkeit 
ilufl^ noch von anderen Staatsorganen als ihnen selbst 



•) Tttn«' 8. US. 




abhängig isl. Es gibt allerdinge Fälle, iu det]{:ii nni' die 
kontrahierenden Regierungen Yerpilichlet sind. „...Verträge, 
deren Inhalt sich nur nn die Staatsgewalt wendet, die nur 
die Staatsgewalt binden können, so dass ein Imperativ an 
die Staatsangehörigen gar nicht einmal nötig ist," ') Als 
Beispiel hierfilr nennt Jedinek sowie ein grosser Teil der 
Schrirtsteller die in der Literatur anscheinend sehr beliebte 
Reblauskonvention. 

Meistens wird sieh aber die Katfaltung des Inhalts 
der Staatsverträge erst mit Hilfe anderer Staatsorgane durch- 
fuhren lassen ; diese Organe sind in den konstilutionell re- 
gierten Staaten neben den etwa vorhandenen Oberhäusern 
gewöhnlich die Unterhäuser, die Volksvertretungen. Ihre 
Hilfe ist auch iu dem Falle, in dem die Volksvertretung schon 
beim Absehluss mitgewirkt hat, ist, llieoietisch zum wenig- 
sten, noch einmal (uno ai:tu) erforderlich, um die inner- 
staatliche Wirkung des Staatsvertrages herbei zu führen. 

Die Notwendigkeit der Mitwirkung der Volksvertret- 
ung bei der Inkraftsetzung berubt darauf, dass der Staats- 
vertrag um im Innern wirksam zu werden, zum Befehl an 
die Untertanen und Behörden wird. Die Form in der die- 
ser Befehl des Staates erfolgen kann, ist die des Gesetzes 
oder der Verordnung.*) 

„Die Befehle staatlicher Organe an imdere Organe und 
an die Rechtsgenossen bedürfen bestimmter Formen zu 
ihrem Erlass. Nach der Art des Zuslandekcimmens nnter- 
Bcheidet man zwischen lormellen Gesetzen und formellen 
Verordnungen .... Die Staatsverträge erhalten .... ihre 
volle interne Giltigkeit erst durch die Sanktion. Diese Ver- 
tragsanktion kann wie jede andere organische Willenser- 



') Jellmek,, Die rechtliche Natur der Stauten vertrage 1H80, S. B6- 
') Die RechlasetBimg durch GewuhnheitBrecht bleibt Lier selbst- 
redend ausser Erw.igung. 
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Ikläriing sowohl tlie Form des Gesetzes als der Verordnung 
krzuiigeii". ') « ■ - auch hezü^lich iles Inhalts der SLaals- 
berträge ninss die Unterscheiduni^ nach Malerien, bezüglich 
' <teren nur in der Form des Geselzes Recht geschaffen wer- 
den kann und solchen, bezüglich deren die Rechlserzeu- 
gung in der Form der Verordnung zulässig ist, dnrchge- 
fflhrt werden. Denigemäsa muss jeder Ötaatsvertrag, soll 
er die Untertanen binden, mit dem staallichen Befehle, ent- 
weder in der Form des Gesetzes oder in der Form der 
-Verordnung ausgestaltet werdt^n".^) 

Bei der Schaffung der Gesetze ist in den Staaten des 
konstitutionellen S^ysteuis die Volksvertretung zum wenig- 
sten mitbeteiligt, und so bedarf es also auch hier, wenn der 
Staatsvertrag wirksam werden will, ihrer Zustimmung eben 
so wie dort, wo sie sonst bei der Schaffung des Gesetzes 
mitwirkt. Daraus sondern sich von selbst diejenigen Fälle 
ab, in denen eine Beteiligung der Volksvertretung fiber- 
lUtssig erscheinen muss: es sind das diejenigen Gebiete, die 
der Verordnungsgewalt des Souveräns (Präsidenten') vorbe- 
halten sind, und bei denen zur Ausführung der Staatsvpr- 
trfkge also kein Gesetz, sondern nur eine Verordnung er- 
forderlich ist. 

Diese Verordnutigsgewalt ist jedoch nicht mit der Zu- 
Btitndigkeit auf dem Gebiete der Verwaltung identisch, die - 
allerdings meist dem Staatsoberhaupt allein zukommt. Nach 
der B«ichs Verfassung ist z. B. die Regelung der Verwal- 
tungstnassnahmen teilweise dem Kaiser, teilweise dem Bun- 
desrat und Reichstag zusammen, teilweise dem Bundesrat 
alleiu zugewiesen, „Greifen nun völkerrechtliche Verträge 
in Massnahmen der Verwaltung ein, welche im Wege der 
Gesetzgebung zu treffen sind und ist gleichzeitig in einem 

'J StUgman»^ S. 268. 

•} Zvfu.^ Die deutschen Staatsvertrage S. 14. 
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kate zum Abschliiss von Verträgen, insoweit sie sich HUf 
rensfäude beziehen^ hinsiclitlich deren Massnahmen nur 
Ige der Geselzgebnng getroffen weiden Itönnen, die 
Zustimmung der Volksvertretung erforderlich, so folgt, daas 
auch zu Verträgen, welche in Massnahmen der Verwaltung 
eingreifen, die Zustitninung der Volkevertrelung notwen- 
dig ist.* ') 

Das Wesen vor allem der konstitutionellen Monarchie 
beruht auf einer Machtverteilung zwischen Krone und Par- 
lament., und die Form der Inkral'ttretung der SlaatBvertragc 
mus8 so beschaffen sein, dass die Harmonie in der Gesetz- 
gebung dadurch keine Störung erleidet. Auf jeden Fall 
wird keine Verfassung so weit gehen, auch die der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika nicht, dass sie die Mög- 
lichkeit offen Hesse, dass durch Staafsverlräge ohne Mit- 
wirkung der VolbsverLretung Gesetze geändert oder aufge- 
hoben werden könnten; und wenn die Verfassungen nicht 
eine direkt entgegenlautende Bestimmung enthalten, so 
wird man aus dem Wesen des konstitutionellen Slaats ohne 
weiteres annehmen dürfen, daas ohne Mitwirkung der Volks- 
vertretung keine Änderung der Gesetze eintreten darf. Nach 
richtiger Anschauung hat auch die Behandl ung des Ver- 
tragsinhalls, soweit er zum Gesetz werden soll, ebenso zu 
erfolgen wie die Behandlung eines Gesetzentwurfs. Dieser 
Ansicht ist z. B. Heilborn für das deutsche Reich. ^) ,Wie 
allgemein angenommen wird, kommt das Vertragsgesetz 
auf dem nämlichen Wege zustande wie jedes andere Reichs- 
gesetz. — Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den 
Bundesrat und den Reichstag. Die Übereinstimmung der 
Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungen ist zu einem 
R.eich8gesetz erforderlich und ausreichend. — Das soll auch 

'} PresteZfl, 8. 78. 

') Beilborn^ Der 8 tftatsv ertrag als Staatsgesetz S. 142 f. 
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vom VertragBgesctze gelten; freilich mit einer Einech 
ung: Voi-auBsetziing seine ICatetehiing; ist das Kiietande- 
kommen des Vertrages selbst. * , Insoweit für Verträge 
ausdrückliche Vorsciiriften nicht bestehen, was auch im 
deutschen Reich und in Preussen der Fall ist, werden all- 
gemein die für die Beratung von Gesetzen twtlrlen masa- 
gebendeo Regeln stillschweigend auf Verträge angewendet." '] 

Damit stimmt auch Oberein die geschäftsordoungs- 
uiässige Behandlung, die der Staatsrertrag zu erfahren 
fliegt, und die in den meisten B'allen ebenso zu Werke 
lit, wie mit einem Gesetzentwurf; wenn auch z, B. für 
Preussen Meier") festatellt, dass nicht immer in diesem ord- 
nungsmässigen Sinne verfahren worden ist, so bemerkt er 
doch selbst dazu, dasa die Praxis des preussiechen Landtags 
zum grossen Teil richtig verfährt, und daas „die Regel zu 
allen Zeiten die gewesen ist, dass Se[jaratabBtimmungen 
liher die einzelueu Artikel erfolgt, und dass auch Amen- 
dements zur förmlichen Abstimmung gebracht sind." Das 
Verfahren bei der Inkraftsetzung ist auch für Deutschland 
dasselbe wie bei Gesetzentwürfen, „insofern nun ein Ge- 
setzbefehl erforderlich ist, um einem Staatevertrage staals- 
rechtliche Erfüllbarkeit zu verschaüen, ist zum Erlass und 
zur Wirksamkeit dieses Befehls alles erforderlich, was zum 
Zustandekommen eines gewöhnlichen Gesetzes gehört". ^J 
Auch die Publikation des Staatsvertrags wird von den mei- 
sten als unumgänglich nötig angesehen. 

Die erste Folge der oben erwähnten Teilung im Ver- 
ordnungs- und Gesetzesphäre ist die, dass niclit alle Be- 
stimmungen des Staats Vertrags einer Genehmigung der 
Volksvertretung bedürfen, ja es scheint sogar korrekter ver- 



') Frestele, 3. 89. 
") Msier, 3. 222 f. 
>} Laba'id, S. H7. 



fahren za werden, wenn lediglich der Inhalt des Staatsver- 
trags, dei' Ui das Bereicli der Oeselzgebnnf; gehftri, der 
parlamentarisi'.hen Behandlung unterworren wird. Dass er 
dies wird, ist aber dann auch für alle Fälle zu loidern. 
Auch in den Fällen, in denen der [^esanite Slaatsvertr^ 
beim Abschluse der Volksvertretung bereits vorgelegen hat, 
braucht bei der nach früher gegebenen Ausfilhruiigeii etwa 
erfolgenden zweiten Vorlage an das Parlament nur der- 
jenige Inhalt zum Gesetz gemacht zu werden, der der Ver- 
fügung des Parlamenis nnterateht. Dass die Volkavertret- 
iing nicht den ganzen Vertrag „genehmigt", scheint schon 
aus dem früher gebrachten Grunde wichtig, damit nämlich 
auf diese Weise Kollisionen mit der Verordnungsgewall des 
Staatsoberhaupts vermieden werden. Mit dem Ahschluss 
des Staatsvertrags geht die Regierung die Verpflichtung 
ein, die verfassungsmässigen Organe zu veranlassen, daas 
sie zur Inkraftsetzung des Vertrags! nhalts Stellung 
uehmeo. Da nun der Souverän selber den Vertrag schliesst, 
80 ergibt sich für ihn die unbedingte Pflicht, soweit die 
betreffende Materie seiner Macht untersteht den Slaatsver- 
trag nach innen wirksam weiden zu lassen. Soweit die 
Ausführung eines Vertrages nur der Verordnnngsphäre des 
Souveräns angehört, ist der Souverän verpflichtet, die be- 
treffenden Verordnungeil zu erlassen. ^Eb würde als ein 
Vertragsbruch empfunden werden, wenn der höchste Re- 
isenlauL die von ihm selbst gescliaflene Verbindlichkeit J 
rar anerkennen, aber dennoch ohne Grund es unterlasset^ 
nbllte, dieselbe zu erfüllen".') 

Bei den Verträgen, die der Mitwirkung derVolksvertretiing 
terliegen, hat das Staatsoberhaupt gleichfalls die Pflicht, den 
uptrag oder seinen Inhalt an die Volksvertretung zur Ent- a 
^liesBung gelangen zulassen, und allgemeine konstitutionell 
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EGi'uixlsäUe fordern dann vom Parlament, Hass ee auch in die 
tehandlun^ der 8ta(ilsverlräge einlriir. Wenn Berndt der An- 
seht ist, dass es sich jOhneweiteresergibt, dasszurstaalBrecht- 
Kjichen Giltigkeit der Staalsverlräge ein besonderer Gesetaesbe- 
pfehl nicht erforderlich ist",') bo steht er mit dieser Ansicht ganz 
f Vereinzelt da. Sie beruht darauf, dasa Berndt eine Scheidung 
I dem vHlkerrechtlichen Abscliluss und die staatsrei^htliche 
loliraftBetzung nicht anerkennt. Seine Anschauung ist in 
ÜbereiuBtimniung mit wohl der gesamten Literatur ohna 
; weiteres abzuletiuea. 



(Lielunigl" 



§ 10. 

Die Verfahren zur Umwandlung des Vertrags in das Gesetz. 

Dem Slaatavertrage kann die Btaatsrechtliche Wirksam- 
keit auf drei Arten gegelien werden, genauer: es gibt drei 
Verfahren (zwei davon sind hauptEächiich im Gebrauch und 
das dritte wird daher zumeist übersehen^, um die parla- 
mentarische Genehmignng zur Befehlewerdimg des Staats- 
I Vertrags einzuholen. 
Es kann 
: 



1. der Vertrag selber vorgelegt i 
werden, 

2. der Inhalt des Verlrags mit oder ohne ausdnick- 
licher Verl ragsvor läge, soweit er der Mitwirkung 
des Parlaments bedarf, zum Befehl erhoben 
werden, 

3. eine Ermächtigung^ von Seiten des Parlaments 
an den Souverän ergehen, znm Erlass der in 
dem Staätsvertrag elei'kenden Rechlsvorschriften. 



') Berndt^ Der rcchllicbe Schutz vülkpiTPciitliche Nor 
uiBühetn RcichErcchC, 1»!)4, S, 41. 
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Seligmann sagl hierilbei Folgendes:') ^Es kommen i 
wesenllichen zwei Verfahren zur Anwendung, um eineQ.9 
Vertrag Btaalsrechtlich einznlOhreii. Das eine besteht darin 
dass die Vorschriften, welche zur Erftillung der getroffenen ' 
Vereinbarung erforderlich sind, in einer besonderen Ur- 
kunde zusammengestellt werden und sodann als formelle 
Verordnung oder als formelles Gesetz verkündet werden 
. . . .; nach dem anderen Verfahren, welches sich durch 
eine grössere Einfachheit auszeichnet, und am häutigsten 
zur Anwendung kommt, wird dem Vertragswortlaut die 
Sanktion erleilt, d. h, der ganze Wortlaut dur Übereinkunft 
wird wie ein Gesetz oder eine Verordnung publiziert; bei 
einer derartigen Kundmachung ist der Imperativ entweder 
ausdrücklich ausgesprochen, oder er ist, da der Vertrag 
zur Nachachtung bekannt gemacht wird, als ein stummer | 
Imperativ darin enthalten." 

Heilborn scheidet folgendermassen:^) „Es ergeht ent» 
weder eine Ausfllhrungsverordnung, bezOglieh eiu Ausfilhr-l 
ungsgesetz, welche formell von dem Vertrage gänzlich los-B 
gelöst sind, oder der Vertragstext selbst wird als Gesetz, 
bezüglich Verordnung verkündet. " 

Beide, öeligman» und Heilborn, laseen also die dritte 
Möglichkeit, die des Ermächtigungsgesetzes, unberücksich- 
tigt. Über dessen Wert ist schon einmal gesprochen 
worden. In der Praxis ist es, soweit ich (iberBehen kann, 
hauptsächlich England, das von ausdrücklichen Ermächti- 
gungen reichlich Gebrauch macht. Zur Möglichkeit einer 
solchen Ermächtigung gehört vor allem die Delegierbarkeit 
der gesetzgebenden Gewalt, die keineswegs von vorneherein 
anzunehmen ist, sondern erst für Jede Verfassung tatsäch- i 
lieh festgestellt werden muss. 
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Es ist ja fdr die Reichsverfaseung laoge Zeil 
Btritlig gewesen, ob eine Delegalion der Gesetzgebuug 
überhaupt möglich ist, und um eine eolcUe von der Volks- 
vertretung an den Monarchen wurde es sich hier handeln. 
Da«s eine solche BtattGnden kann^ wird heute allgemein 
angenoDim^n. Auch Laband steht auf dem gleichen Stand- 
punkl, aber er weist auch zu gleicher Zeit nach, „daas 
hierbei der Kaiser völlig ungehinderl ist die Sanktion xh 
vereagen .... in keinem Falle aber kann gegen oder 
uuch nur ohne den Willen des KaiBera eine solche Verord- 
■nung zustande kommen und es ist wenigstens denkbar und 
firtaalsrechllicli zulässig, dass der Kaiser den Krlass der Ver- 
f Ordnung nachträglich ablehnt, obgleich die preussischen 
I Stimmen im Bundesrat für die Erteilung der Zustimmung 
■»bgegelien worden sind." ') Damit ist für die Reichsver- 
Pjbssung das Bedenken gerechtfertigt, dass ich oben theo- 
Kretisch erörtert habe. Dem Kaiser würde eine aber seine 

■ flonstigen Befugnisse hinausgehende in der Reichsverfassung 
^uieht vorgesehene Gewalt gewährt. Das gleiche gilt ent- 
sprechend auch fUr andere Staaten. 

■ Die Praxis bedient sich in den meisten Fällen 
'einfach der Genehmi<^ung des Vertrags. In manchen 

Staaten kommt auch dieses Verfahren nur unvollsländig, 
wenigstens bei der Publikation zur Anwendung; so in 
Preussen und dem deutschen Reich, Trotzdem ist das 
zweite Vorgehen, das nur den Vertrags-Inhatt genehmigl, 
hei weileni vorzuziehen. Zunächst hat es für die Theorie 
den Vorteil, dass dadurch die ungemein wichtige Schei- 
dung zwischen den völkerrechtlichen und staalsrechllirhen 
Kiementen im StaalFverlrag aufrecht erhallen wird. Dann 
aber wird dadurch auch vermieden, dass die Volksvertret- 
ung erstens Dinge genehmigt, die der Veroidnungs 



Sphäre des StaafBoberhanplee 

<) Laband, Jl S. 91. 
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zweitens diu VolksvertretuDg aucli über die Verpflichtungen 
tler Biirger des anderen kontrahierenden Staates, die ja in 
dem StaatsverLrag miCenthaiten sind, befindet. Es hat ge- 
nau bel.rachtet keinen Sinn, dass die Volksvertretung den 
ganzen Vertrag genehmigt. Seligmaiin bemerkt hierzu sehr 
richtig:') „Wer erklärt, das» der ganze Vertrag Cormelle 
Geseizeskraft erhält, der behauptet auch, dass dieser Be- 
folgungsbei'ehl sicli den ganzen Vertragsinhalt aneignet, 
(laes er alle Verlragsbestimuiungen materiell in Kraft setzt. 

Dies beruht aber auf einem Irrtum Die Befehle 

der verBchiedeuen Vertragsstaaten sind zunäehat aus dem 
Grunde nicht idenlisch, weil jeder seinen besonderen Ctel- 
tungsbereich hat, d. h, sich an andere Personen richtet 
Die Die Befehle, welche die verschiedenen Ver- 
tragsstaaten erlassen, sind daher dadurch verschieden, dass 
sie sich an andere Personen (Organe, Untertanen) wenden. 
Hieraus sowie a.uB dem Umstand, dass jede Sanktion sich 
nur anf die von dem anordnenden Staate im Vertrage über- 
nommenen Ver[i(liclitungen bezielit, ergibt sich der Unter- 
ECbied im Inhalt der von den mehreren Kontrahenten er- 
teilten Befehle". 

Ebenso fithrt Triepel treö'end aus;'^) «... welche 
staatlichen Rechtssätze durch die blosse Publikation eines 
Staats Vertrags entstanden sind. Es ist keineswegs von 
vorneherein gewiss, däss durch dieses Verfahren alles zu 
Landesrecht geworden ist, was nach dem Vertragstext dazuj 
werden durfte. Ja, oft genug ist das Gegenteil selbstverJ 
Btändlich. Wollte man mit der Redensart, der „Vertrag''r 
werde durch seine Veröfl'entlichung zu staatlichem Rechte,! 
wirklich ernst machen, so käme man manchmal zu wundei 
baren Ergebnissen. Ein Handelsvertrag des dentscheöf 
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Reichs Leatimint z. B, : „Ks «Uirfeii in den Städten Actbe- 
gebiiliren t'flr den Gebrancli auBläudischer Getränke und 
Esswaren u. 8, w. erhoben werden". Wird dieser Sat» zu 
einer reiehsrechtlichen „Erlaubnis" an die deulschen Ge- 
nieiniien zur Besteuerung der fraglichen Waren? Wäre es 
der Fall, so worden dadurch alle Landeegesetze, die solches 
Steuerrecht den Gemeinden versagen, aufgehoben, der künf- 
tige Krlass entsprechender Verbotsgesetze nichtig sein! Man 
braucht die Frage nur aufzuwerfen, um sie zu verneinen 
, . ■ Unser Reichskansularrecht, um ein besonders wichtiges 
Beispiel zu geben, lasst Konsulargerichtsbarkeit bestehen, 
wo ihre Ausiibung durch Herkommen oder durch Staats- 
verl.rag gestattet ist; der einzelne Eonsul aber ist hierzu 
nur kraft spezieller Ermächtigung des Reichskanzlers be- 
fugt. Wenn nun ein späterer Konsul arvertrag schleuhthin 
uusern Konsul in bestimmtem Lande die Gerichtsbarkeit 
zuspricht, soll da wirklich die Publikation des Vertrages 
bewirken, dass die allgemeine Regel des älteren Reichsge- 
setzes durch die spezielle des Vertrage aus der Welt ge- 
schafft wird? Ich glaube es nicht?" 

Eine hierher gehörige sehr richtige Bemerkung machte im 
deutschen Reichatagbei Gelegenheit der Beratung des deutsch- 
österreichischen Handelsvertrags 1879 der Abgeordnete Dr. 
Hammacker. Er sagte; ') „Noch auf einen anderen Umstand 
will ich aufmerksam machen. Das unglückliche System der 

Refaktien wird nach dem Vertrage nicht allein untersagt, 

sondern auch unter Strafe gestellt. Wie kann das bei uns 
und iu Oesterreich irgend welche Bedeutung haben, so 
lange nicht ein Sttafrecht mit den Regierungen vereinbart 
ist?" Und ebenso sagte derselbe Äbgeordnote zwei Tage 
später:'} „Nach der Bestimmung des § 15 sollen die . . . 
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hervorgehobenen Tatsachen \mtcx Strafe gestellt werden. 
Ich mochte mir die Frage gestatten, oh die verbündeten 
Regierungen dem Reichetag alsbald ein Strafgesetz, ohne 
das die Durchführung dieser Paragraphen unmöglich ist, 
»orzulcgeu gesonnen sind und hezw. ob die kaiserlich- 
Österreich ißche Regierung nach ihren zweifellos bereits ab- 
gegebenen Erklärungen damit umgeht, ein Strafgesetz fOr 
das Kaiserreich Oesterreich vorzubereiten." Der Präsident 
lies Reichskanzleramla Staatsmintster Holfmann antwortete 
darauf u. a.: „ich zweifle nicht, dass in diesem Gesetzent- 
wurf auch eine Bestimmung aufgenommen wird, welche 
uuserseits den Artikel 15 des Vertrags soweit er sich auf 
das strafrechtliche Verbot der Refaktien bezieht, zur Aus- 
führung gelangen lässt. Mit der kaiserlich-österreich-un- 
garischeu Regierung ist über die dortseitige Ausführung 
dieses Artikels eine Korresjiondenz im Gange", 

Die logische Konsequenz aus der Genehmigung des 
ganzen Vertrags wäre die, dass der Staat A auch den An- 
gehörigen des Staates B Vorschriften gäbe; natilrlich er- 
streckt sich die Genehmigung nach dem Willen der Ver- 
fassungen und der Parlamente gar nicht auf diese Ver- 
pflichtungen der Angehörigen des anderen Staates; aber 
die konsequente Folge der Genehmigung des ganzen Ver- 
trags bleibt sie doch. Verfährt man nach unserem Vor- 
schlage, so unterscheidet sich die Inkraftsetzung des Staats- 
vertrags in nichts von der eines Gesetzes, und das ist doch 
sicher das wünschenswerte; denn der Inhalt der Staatsver- 
tr&ge wirkt ja aucli gesetzgebend und -nehmend. Es ist 
daher vorzuziehen, wenn die Qesetzwerdung des Staatsver- 
trags sich in denselben Formen vollzieht, wie die der 
eigentlichen Gesetze. 

Ein ganz unlogiBches Verfahren ist das des deutschen 
Reichs und Preussens, auf dessen Mftngel schon oft hinge- 
wiesen worden ist. Hier wird nur der V.ertragstext im 
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Bselzitialt verÖffenUicht mit dem Zusalze, dass 
Vertrag ratifiziert worden sei, dagegen kein Befolgungsl>efch1 
hinaugefilgl ; Lahand nennt dieses Verfahren „durchaus 
verwernich" und sagt dazu:') „da diese Art der Verkiin- 
digung den Anordnungen im Artikel 2 und Artikel 17 der 
Reichsverfassung zweiflfellos nicht entspricht, ein Rechtssatz 
aber, das der blosse Abdruck eines Staalsvertrags im 
ReicliBgesetzblatt dieselben staatsrechtlichen Wirkunjfen 
hat)e, wie eine ordniingsmässige Verkündigung, weder in 
der Reicheverfassung noch in einem anderen Reichsgeselz 
anerkannt ist, so lässt sich mit Grund in Zweifel ziehen 
ob die bisher nbliche Art der Verkündigung in denjenigen 
Fällen, in denen der Inhalt des Vertrags in den Bereich 
der Gesetzgebiing eingreift, rechtliche Kraft und Wirksam- 
keit hat,'' 

Die Praxis erreicht allerdings durch beide Verfahre! 
Genehmigung des Vertrags oder Gesetzwerdung des Vö 
tragsinhaUs, dasselbe; aber das geschieht um den Prell 
der Konsequenz. Würde man logisch verfahren wollen 
müBste man die Genehmigung des ganzen Vertrags aH 
nicht in den Bereich nur eines Kontrahenten gehöri 
abweisen. Anderer Ansicht scheint hier Sdigmann 
sein. Er schreibt i^^J ^Der Befolgungsbefehl, welcher d« 
Vertragswortiaut erteilt wird, umfasst alle Bestimmungei 
welche zur Ausführung der Abmachungen nötig wären uiä 
unterscheidet sich seinem Inhalt nach nicht von einen 
besonderen und vollständigen Auefilhrungsgeselze, bezÜgUg 
Verordnung. Der Unterschied zwischen den beiden V^ 
fahren — die in einer getrennten Urkunde zusamm j 
gestellten Aueführungsnormen anzuordnen oder den | 
Vertragswortlaut zur Nachachtung btikannt zu machen - 



l 
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ist ein rein äueserliclier ; duB letztere Verfahren ist Jedoch 
einfacher und ausserdem von grösserer Sicherheit; es ist 
i^war bei beiden ein Irrtum im Sinne der zu erlassenden 
Vorstihrift insofern möglich, als die anordnenden Orgi 
den Vertrag irrtümlich interpretieren und den Belehl iDjj 
einer Bedeutung erlassen, welche der Parteiabsicht nicht^ 
entspricht; dagegen ist. eine Auslassung oder ein Vergeh 
eiuer Vorschrilt bei der verbindlichen Publikation 
ganzen VertragswortlatilG gänzlich auBgescblossen, währeod^ 
eine derartige Unaclitsamkeit bei andern Verfahren vor- 
kommen kann," Die praktische Erwägung, die Seligmann 
hier anstellt, vermag in keiner Weise dia Richtigkeit der 
gebrachten juristischen nnd logischen Argumente zu ent- 
kräften. Man darf deswegen, weil einmal eine Ausfilhrungs- 
bestinimnng vergessen werden könnte, einen Modus nicht 
gutheissen, der wie gezeigt, bisweilen eine Menge Unsinns 
stillBchweigend sanktioniert. 



Einlluss die gegenwärtige 

zeigt auch das Beispiel 

e Verfassungen von der ■ 

sprechen, zu der Aunahmeg 



Von wie irreleitendem 
Praxis und Terminologie 
Leotiis, der dadurch, dasf 
„Genehmigung des Vertrags'' 

verleitet wird, dass Staalsverträge schon an sich Innec-^ 
Blaalliches Recht schüfen. So schreibt er:') „die Ansicht, 
dass nur Gesetz und Verordnung Recht begninden, steht 
filirigens im formellen Widerspruch mit dem Wortlaut der 
Verfassungen, soweit dieselben ausdrücklich den Abschlusa'J 
der Staats vertrüge regeln. Denn dadurch ist ausdrdcklichJ 
erklärt, dass der Wille des Staates auch in der Form desj 
Vertrags zum Ausdruck gelangt." 

Nun stellt Testier folgenden Einwand entgegen:'][J 
„insofern eine Verfassung die Genehmigung des Inhi 



'] Leimi, 8 506. 
'J Tejuier, S. IBft. 
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'Unes Vertrage« in d«r Form des V«rtrmges fordert, 
i)ie»es Erfordernis durch die Oenehmigung der Amrtlbni 
bestimmuDgen nichl ersetzt werden, veoa dem Psria 
der VertragBentwurf nicht Torgelegt wird. In änem s 
'alle besteht eben eine Pflicht des Staatsoberhaaples zur 
litteilntyg des Venraggiabalts vor dessen Aaefohramr. 
welcher durch die Vorlage der AusfQhraogsbestimmangeii 
nicht genügt wird, eine Pflicht, welche einzelne VarfaGsungen 
inbelretr aller Verträge festsetzen, soweit ihre Erfiillan^ die 
tiieherheit des Staates nicht gefährdet." 

In dieser Allgemeinheit iBt der Satz Tezntrs sieber 
nicht richtig. Die Praxis zeigt ja auch Fälle, wo unter 
Geheimhaltung des Verlragstextes nnr die ADsfilbrnoge- 
bestimroungen dem Parlament Tot^elegt wurden. Die 
Schlüsse Teeners beruhen auf der geltenden Terminolo|^e, 
aber di^e Terminologie bleibt unrichtig, selbst wenn sie 
in die Verfassungsurkunden übergegangen ist. Es ist 
durchaus unrichtig von der „Genehmiguug des Vertrags" 
in dem Sinne zu reden, wie es Temtr tut; bei den Staaten, 
die beim Äbschluss des StaalBveitrags nicht die Volba- 
vertretung zulassen, bedeutet Genehmigung des Vertrages 
lediglich Inkraftsetzung des Inhalts des Vertrags, soweit er 
der VolksTertretung untersteht. Ans dem g^enwärtigeu 
Text der einschlägigen Verfassungebestimmungen sind also 
SchUlsae nur mit Vorsicht zu ziehen. Übrigens ist Tezner 
selbst auch über die Fehler der gegenwärligen Ausdrurks- 
weiae eich ganz klar. „Wenn man Ton staatsrechtlicher 

IQilltigkeit eines völkerrechtlichen Staatsvertrags spricht, m 
muHs man sich über Folgendes klar sein: Da der Vertrag 
Mn Kechtsgeschäft des Völkerrechts ist, welches nur durch 
ple Obereinstimmetiden Parteienerklärungen von wenigstGos 
fcwei Staaten zustande kommt, und jeder Staat nur Beding- 
hingen fdr die gallige Entstehung seines Willens aui'zustelleo 
vermag, so ist der Ausdruck staalarechciiche Giltigkeit eines 
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FerlragfiB ein ungenauer und vom Standpunkt einer juri- 
Bligi'h Borgfältigen Termiuologie abzulehnen." ') Ebenso 
erkenn! auch Setigmann die Ungenauigkeit dieser Aus- 
drucksweiae ausdrücklicii au. 2) 

Laband wendel eich gleichfalls gegen die hier vertretene 
Auffassung:'*) »Die äussere Trennung des Vertrages, der 
unter den Staaten abge-schlossen ist, und der von den 
konlrahierendon Staaten zur Durchführung desselben 
erlassenen Befehle ist aber in vielen Fällen un zweck massig 
und mit grossen Schwierigkeiten verbunden. Die Verträge 
enthalten regelmässig gegenseitige Zusicherung, die nicht 
aus deuj Zusammenhang gerissen werden können . . . der 
Staat vereinfacht und erleichtert sich dies, indem er den 
allgemeinen Befehl erlässl, den von ihm abgeschlossenen 
Vertrag zu beobachten, ihm gemäss zu verwalten, zu 
urteilen u. s. w. Dies ist die gewöhnliche und in der 
weitaus grOssten Mehrzahl der Fälle zur Anwendung 
komaiende Form." 

Daas bisweilen Schwierigkeiten damit verbunden sind, 
dasjenige aus dem Vertrage loszulösen, was des Gesetzes- 
befehls bedarf, mag zugegeben werden; aber es werden 
noch ganz andere Aufgaben vom Gesetzgeber gelöst werden 
miissen, als diese lediglich redaktionellen Schwierigkeiten. 
Und wenn Laband in einer Anmevkung zugibt, dass es 
„in manchen Fällen gar nicht zu umgehen sei,' dass 
Staatsvertrag und der mit dem Gesetzesbefehl zu begleitende 
Inhalt von einander losgelöst werden, so tiberwindet die 
Gesetzgebung ja auch für diese Fälle die Schwierigkeiten. 
Unzweckmässig wird aber dieses Verfahren in keinem 
Falle sein; die Rechtssprechung wird ihre Aufgabe viel 

') T^,^er, 3. 141, 
") S^/ismotJ'i, 8, 8. 
ä) Laband, S. 1 18, 
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leiuhtor erlUllen köonen, wenn ihr die Rechtssätze bereit 
formuliert flbergeben werden, als wenn sie eich erst auB 
dem Vertrag heraiisleseti muBS, uud die Schwierigkeiten, die 
Lahand dem grossen Apparat ron Staatsmännern und 
Parlamenlariern nicht anfbflrden will, wird dann unter 
Umständen ein einzelner Amtsrichter auf sich nehmen müssen. 
Gerade der Umstand, dass die Staatevertrfige gegen- 
seitige Versprechen enthalten, macht ja, wie schon 
betont, die Genehmigung des ganzen Vertrags so unlogiscli; 
denn es hat keinen Sinn, dass in einem deutsch- französischen 
Zollvertrag der Reichstag „genehmigt", dass auch die 
französischen Staatsangehörigen Zoll zu zahlen haben. 
Der ganze folgende Satz Labands: „Sie enthalten ferner 
Verabredungen, welche teils nur die Verwaitnng betreflen, 
teils in die Rechtsordnung eingreifen und hier handelt 4^ 
sich wieder teils um die Einführung neuer Verwaltun) 
Vorschriften oder neuer Rechtsregeln , teils nur um 
Aul'rechterhaltung und die Fortdauer der bestehenden 
Anordnungen. Es würde deshalb eine keineswegs leichte 
und einfache Aufgabe sein, wenn der Staat im ^nschluss 
1 den Staatsverlrag diejenigen Verfdgungen, Verordnuugen 
und Gesetze formulieren und erlassen sollte, welche zur 
Durchführung des Vertrags erforderlich sind", dieser ganze 
Satz scheint mir sogar ein Beleg dafür zu sein, wie über- 
ilüssig es ist, dass die Volksvertretung den gauzen Vertrag 
l.-genehmigl. Laband fuhrt ja auch selbst eine Anzahl 
Beispiele für die deutsche Praxis an, wie vor ihm Meitr 
für die preusaische, in denen tolgeriehlig vorgegangen 
worden ist, und zu denen neuerdings eine Anzahl Gebiets- 
verträge mit Osterreich und Dänemark (veröffentlicht im 
Reichsgesetzblatt 1902) sowie z. B, eine Verordnung zur 
Ansführung des Gesetzes betreffend die Freu ndschafts vertrage 
mit Tonga und Samoa vom 26. Juni 1902 gekommen 
sind. Allerdings: meistens „erleichtert und vereinfacht der 
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jBtual" Bii'h die Sache; über er Int das um den Preis der 

^iHrlii-it und der Logik. „Dass mit der Annahme des 

pölkerrechtlirhen Systems in der Mehrzahl der Fälle die 

mnandlung des Vertragsinhalla in staatsrechtlich ver- 

lodlichen Geselzesinhalt uno aetu mit der Koasenserleilun^ 

I dem Vertrage selbst vor sich geht, haben ... die theo- 

^tischen Erörterungen ergeben. Auch für das deutsche 

Leich ist die Form des Ausftlhrungsgesetzes nur eine 

nrereiuzelte Erscbeinuiig . . . Dass indessen die theoretische 

{Bcheidung des einheitlichen Aktes der BeschhissfasBung Ton 

lundesrat und Reichstag, wie auch der Landtage in 

[euehmigung des Vcrlrages und Gesetzesbeschluss berech- 

pjgt ist, lehrt gerade das Roichsrecht." ') 

In der vorgeschlagcneü Richtung bewegt sich trotz 

ainer sonst entgegengesetzten Stellung Labanii in den 

[den Ausführungen:^) „Gemäss der in Preussen ausge- 

imdeten und vom norddeutschen Bunde und dem deutschen 

^iche festgehaltenen Praxis findet eine Ausfertigung des 

[esetzes, welches den Untertanen und Behörden die Beob- 

^tüung oder Vollziehung eines Staatsvertrages anbeiiehlt, 

^\tt Btatt. Wenn man das völkerrechtliche Geschäft und 

etaattichen Befehl äusserlich so auseinander halten 

tlrde, wie es die juristische Natur der Sache verlangt, und 

es in der überwiegendeu Mehrzahl aller Staaten lat- 

tehlich geschtehl, so müssle jeder Staatsvertrag zweimal 

«^gefertigt werden; einmal für den Staat, mit welchem er 

ÖJgeschlossen worden ist (Ratifikation) und t'lberdies für 

1 eigenen Staat behufs der Gesetzgebung (Promulgation!." 

i was Laband hier l'iir die Ausfertigung verlaugt, uinss 

i für die BeschlussfasBung gefordert werden. 

1 noch einmal an einem Beispiel die ganze Unge- 
it des gegenwärtigen Modus klar zu machen, sei 

!, Die Mitwirkung der yesetzgebondcnKorperBcbatten bei Stiiats- 
»trägen nach deiitsclierH Staatsrecht. «. 60, IfH}4. '} Laliand, S. 150. 
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das lieispiel der inlernationalen Konvenlioii vom 5, März 
1902 (iber die Behandlung von Zucker gewählt. Wenn 
dort die Einsetzung einer internationalen KümuiiBsioii in 
Brftssel beschlosfien wird, und dann die Pflichten sfimtUcher 
Delegierten abgehandeU werden (Artikel 7), wenti be- 
schlossen wird, dass sämilicbe Staaten ihre Gesetze und 
Verordnungen dieser Kommission mitteilen sollen, so hat 
eine Genehmigung des Vertrags durcli den Reichstag doch 
hdchstens den 81un, dass Deutschland das seiner PIlicht 
entsprechende tun wird; wenn aber gar der Reichstag 
„genehmigen" soll, dass Spanien, Italien und Schweden 
sich verpflichten, binnen einem Jahr ihre Gesetzgebung mit 
den Bestimmungen des Vertrags in Einklang zu bringen 
(Artikel 6), so ist es einfach unbegreiflich, was hierbei der 
Reichstag zu suchen hat; ebenso hat es keinerlei Sinn, dass 
der Reichstag genehmigt, dasa „die Ausführungen der Ver- 
pllichtungen durch die Erfüllung der in der Verfassung 
eines jeden VertragBstaates festgesetzten Förmlichkeiten und 
Vorschriften bedingt"* sei. 

Die Erörterung hat also bis jetzt folgendes Resultat 
ergeben; Es ist nicht angängig, dass die Volksvertretung 
einfach den Vertrag „genehmigt", es ist vielmehr zu fordern, 
dass sie auf dem Wege der Gesetzgebung denjenigen Inhalt 
des Staatsvertrags , der zum Befehl an die Behörden und 
Staatsaugehörigen werden muss und „soweit er ihrer 
Kompetenz unterelcht" in Wirksamkeit setzt. Möglich ist 
ai^cb in einzelnen Fällen, eine Genehmigung des Vertrags- 
inhalls mit einer Delegation an das Staatsoberhaupt den 
Inhalt nach Innen Gesetz werden zu lassen. 

Bis hierher wurden ganz allgemein die Möglichkeiteu 
untersucht, unter denen der Inhalt des Staatsvertrags mit 
der gegebenenfalls erforderlichen Mitwirkung der Volks- 
vertretung ziun Befehl an die Behörden und Untertanen 
wird, und wir haben festgestellt, dass diese Möglichkeiten 
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pich in <Agr Genehmigung des Vertrags oder des Vertrags- 
unhalt.s oder einer speziellen Ernmi^htigutig zur IiikraUselztiiig 
'JäsB Vertragflinhalts ersi'höpfen. Wir haben ferner miter- 
icht, welche Nachteile sich an die verschiedenen Verfahren 
knaplen. Dabei hat sich herausgestellt, dass die fienehmi- 
yung des Inhalts des Vertrajis ein durchaus richtiges Ver- 
fahren darstellt, dessen Anwendbarkeitsich überall empfiehlt, 
wo es irgendwie mit der Verfassung in Kiuklang zu 
bringen ist. 

Nunmehr ist nai;h diesen theoretischen Erörterungen 
die Geptlo^eiiheil der Praxis festzustellen, wobei eine 
Behandlung der Staaten nach den beiden im Laufe der 
Arbeit, oft genannten S^ystemea dem völkerrechtlichen und 
deD\ englischen vorgenommen werden soll. Zugleich ist, 
sofern sich die Praxis des als verwerflich bezoichnetea 
Modus bedient, an untersuchen, ob das vorgeschlagene 
Verfahren den positiven VerfassunjisbeslimDiungen sich mit 
in Einklang brin^'en lasst. 



§ n. 

Die Inkraftsetzung des Sfaatsvertrags und die gegenwärtigen 
Verfassungen. 

Bei den Staaten des englischen Systems findet sich zu- 
nächst eine Gruppe von Staaten, in deren Verfassungen 
keiireriei Aufschluss über StaatBvertrftge gegeben wird. Bei 
' diesen Staaten liegt die völkerrechtliche Verpflichtungsfähig- 
keit, das Recht zum Abschluss der Staatsvertr&ge unbe- 
dingt in der Hand des Souveräns; hier ist jedoch nun zu 
l'rageu, ob und wann bei der Inkraftsetzung des Vertrags- 
inhalts eine Mitwirkung der Volksvertretung erforderlich 
ist, Die Antwort tautet: bei diesen Staaten ist die Volks- 
vertretung stets dann zu betragen, wenn ihre Mitwirkung 
auch ini Übrigen erforderlich wäre, d. b. wenn der Inhalt 
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des Staalsver trage nicht als der e'mes Staatsvertiags, son- 
dern a!s dor eines Gesetzentwurfes voiläge. Überall also 
dort, wo eine Mitwirkung der Volksvertretung zur Schafl- 
ung oder Änderung von Gesetzen vorgeschrieben ist, ist sie 
es, wenn die Verfassung keine Bestiiiiuiungen ilber Staats- 
Terträge anlVeisl, anch dann, wenn diese Gesetzgebungs- 
tätigkeit durch einen Staatsvertrag vermittelt werden soll. 
Zu den Staaten dieser Gruppen gehört das Königreich 
Bayern, für das Sryiiel die Verhältnisse folgend erinassen 
darstellt:') »Da die bayerischen VerfasBungBurkundeii der 
Staatsverträge tlberliaupt nicht gedenkt, so enthält sie auch 
keine Bestimmung über ein Mitwirkiingsrecht des Laud- 
I tags. Eb hat also hier im allgemeinen der Grundsatz An- 
I Wendung zu finden, der aus Titel VII der Verfassungsur- 
kunde sich ergibt, dass uämlich die Zuständigkeit des 
Landtags nur soweit begründet ist, als eine ausdrückliche 
Gesetz best im mung hierfür angeführt werden kann. 

„Indessen haben Staatsverträge regelmässig den Zweck, 
[ dftss auf Grund der hierin enthaltenen Abreden innerhalb 
[•der beteiligten Staaten etwas geschehen, dass die Staatsge- 
f gewalt in Tätigkeit treten soll. Die Grundsätze darüber 
[ aber, in welcher Form diese Tätigkeit sich zu vollziehen 
i hat, werden dadurch keine anderen, dass der Anlass znr 
, Tätigkeit in einem Staatsvertrag Hegt. Daraus ergibt sich, 
I dass, wenn die Verwirklichung staatsvertragsniässiger Ab- 
[ machungen Akte der Staatsgewalt erheischt, diese ZuGtimrn-> 
[ Dng zu den betreiTenden Akten erholt werden muss. Eö 
[ kann dies geschehen, ehe der Vertrag abgeschlossen wird, 

es kann aber auch geschehen, nachdem der Vertrag abge- 

Bchlossen ist!** 



' I S<:i)del , Dur Sl.iutgrecht des KitDij^rüicIi 
I fiandbucb d. üff Rechts 111. 1. 1836. 
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Ftlr tlns GroBsherzogtum Baden fnlirt Wielamll Fei- 
lendes aus:') » . . . «larlllier, ob eine Verordnung Oiler 
Verfflgung der grossherzoglicheii Regierung zu ihrer G(il- 
ägheit der Mitwirkung der Landetände bedarf, entscheidet 
Her Inhalt dieser Verordnung oder Vertilgung, nicht die 
UiSBcre Form derselben. Die Rophte der Landstände wer- 
I hiernach insbesondere weder vermehrt noch vermindert 
ladurch, daEs die Regierung die Verordnuog oder Verfüg- 
IJing in der Form eines Slaatsverlrags trifft oder der Re- 
gierung eines anderen Landes die Erlassung gewisser Ver- 
ordnungen oder Verfügungen zugesagt hat". 

Eb ist klar, dass in den Staaten dieser Gruppe die 

Regierung Zeit und Art der Vorlage des Staats vertrage 

Ir&hlen kann wie sie will; sie kann ihn vor und nach der 

Latifikation vorlegen; sie kann ihn als Staatsvertag und 

Rls Ausführungsgesetz einbringen. Wenn demnach ftir das 

Korgehen der Regierung in der Verfassung keinerlei Zwang 

)gebeii ist, so dürfte es sich wohl empfehlen, dass die Re- 

9ruDg in der in den theoretischen Erörterungen vorge- 

asohlagenen Weise verfährt, indem sie nacli erfolgter Ra- 

Ifikation ein A iisführungsgesetz der Volksvertretung zur 

lenehmigiing vorlegt. Juristisch wäre das durchaus ein- 

tdfrei; aber es ist dabei ein politisches Moment zu er- 

Die Regierung wird häufig, um jenen so viel be- 

ofeoen Gneistscheii Konilikt zu vermeiden, schon vordem 

achlasse den Staatsvertrag der Volksvertretung vorlegen, 

&.aß Bechtsptlicht hierzu besteht in den Staaten, von dem 

t Rede ist, keineswegs. Auch politisch wird es sich dann 

übrigen, wenn die Regierung der Genehmigung des Par- 

lentfi sicher ist. Das ist in einer weit grössereu Anzahl 

!' Fällen wirklich der Fall, als es auf den ersteu Blick 



') Wielandt , Das StAHtsrccht des öroasherzo^tiii] 
b'^andbucli d. iiff. ISB6 Bd. 3. 
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scheint; die Parteikonstellation ist !u allen konstituMonelleii 
Stallen so austjeiirägl, dasB die Regierung bei fast jeder 
Vorlage im roraua beinahe die Stimmen zählen kann, die 
fllr oder gegen die Vorlage sein werden. Zudem kommen 
in der Presse die Anschauungen der Parteien zu so klarem 
Ausdruck, dass man im voraus mit Sicherheit das Schick- 
sal sowohl eines Vertrages als eines Gesetzentwurfes in der 
Kammer voranssageii kann; und die parlamentarische Pra- 
xis zeigt ja auch, wie selten unter dem Eindruck der Per- 
sönlichkeiten und Redner die Abstimmung anders ausfällt, 
als man vorher annahm. Die Regierung wird also auch 
aus politischen Motiven den Staatsvertrag nur dann vorher 
vorzulegen brauchen, wenn sie nicht sicher ist, ob ihr bei 
der späteren Ausführung nicht Schwierigkeiten von Seiten 
der Kammer gemacht werden. 

Legt nun die Regierung in den bezeichneten Staaten 
dem Parlament den Staatsvertrag vor der Ratifikation vor, 
so kann es sich nicht darum handeln, den Abschluss des 
Slaatsvcrtrags zu genehmigen; denn dieses Recht steht 
zweifellos dem Herrscher allein zu; es käme höchstens die 
Erklärung der Kammer in Betracht, dass sie im Falle des 
Abschlusses bei der Ausführung des Staatsvertrags mitzu- 
wirken bereit sei, oder dass sie auf Grund der Kenntnis- 
nahme des Vertrags die Regierung ermächtigt, seinen In- 
halt nach vollzogener Ratifikaiion Gesetz werden zu lassen. 
Hier istaufdie frühere Erörterung der Delegation zu verweisen. 

Die Regierung kunn aber auch bereits vor der 
Ratifikation dem Parlament denjenigen Yertragsinhalt vor- 
legen, der bei der späteren Vertragsausführung der Mitwirk- 
ung der Volksvertretung bedtirien wird. Dann kann die 
Volksvertretung wiederum beide Wege einschlagen, näm- 
lich entweder erklären, dass sie bereit sei nach vollzogener 
Ratillkation diese Ausfilitrungsbestimniungen zum Gesetz zu 
erheben oder dass sie die Regierung ermächtigt, das gleiche 
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zu liin. Am entsprecliendsleii wdrde verfahren werden, 
wenn die Kegierung, solern sie dies will (sie ist in keiuer 
Weise dazu Terpflichtet), vor der Ralifikalion der Kammer 
deo Vertrag vorgelegt und sich, etwa in einer Resolution, 
erklären Iftssl, oh von Seiten der Kammer etwas gegen den 
AbschliiBs eines derartigen Staatsvertrags zu erinnern sei, 
und wenn sie dann »ach vollzogener RaCiükalion aui' Grund j 
des StaalsvertragB der Volksvertretung ein Gesetz vorlegti^ 
damit diese darüber befindet. Die Praxis hat, soviel ich., 
übersehe, bisher in den hier behandelten Staaten vei'schie- 
den verfahren, indem sie Je nach angeblicher Zweckmas- 
sigkeit ein Ausfuhrungsgesetz oder den Vertrag selber „zur 
Genehmigung" vorgelegt hat. 

Innerhalb der Staaten des englischt;n Systems kommt 
dann eine zweite Gruppe in Betracht, in deren Verfassungen 
das Recht zum Vertragsabschlüsse unzweifelhaft dem Staats- 
oberhaupt zugewiesen ist, in denen aber fiber die Mitwirk- 
ung der Volksvertretung nichts gesagt ist. Hierher gehoreo"! 
gegenwärtig England, die Vereinigten Staaten von Nord«.. 
amerika und Japan. 

In England ist man sich allgemein darüber einig, 
der VertragsabscIilusB Vorrecht der Krone ist; aber mai^ 
ist sich auch eben so einig darüber, dass ohne Mitwirkun^l 
des Parlaments ein Wirksam werden des VertragsinhaltB^ 
ausgeschlossen ist. Die Form, in der in England die Mit- 
wirkung des Parlaments bei Staatsverträgen erfolgen kann, 
ist eine dreifache und wird von JelUnek l'olgendermassen 
geschildert: 1) „Insofern der Vertragsgegenstand auf den 
Boden der Prärogative selbst steht, ist prinzipiell auch eine 
nachträgliche Mitwirkung des Parlaments ausgeschlossen, 
wie 7,. B. bei einem Neutralitätsvertrage. Greift hiugegenJ 
das Vertragsobjekt ttbev in die Sphäre des „King in par-l 

■) Jellivek, Gesetz und Vcrordnimg. 178 f. 



liament", so ist zur Ausführung; des Vertrag eine Parla- 
meots-Akle notwendig. Und zwar sind in dieser Boziehnng 
drei Fälle in der engüschen Praxis vorhanden. Entweder 
regeil eine Belbst&ndige äusserlich zu dem Vertrage in 
keiner Beziehung stehende Parlaments-Akte die Rechtsord- 
nung in der dem Vertrage enisprechenden Weise .... 
oder zweitens wird zwar nicht zn dem Vertrage die Zu- 
stimmung, wohl al)er zur AuBfflhrung desselben ein Gesetz 
gegeben, durch welches der Vertrag selbst Bestandteil des 
Statute law wird. In diesem F&lle wird bereits in dem 
Namen der Akte darauf hingewiesen, dass es sich um ein 
Ausfiihrungsgesetz zu einem von der Ifrone abgeschlossenen 
Vertrag handelt; oder es k.inn endlich im voraus die Krone 
durch Parlamentsslatut ermächtigt werden, einen Vertrag, 
dessen Ausführung in das Gebiet der Gesetzgebung fällt, 
abzusch Hessen. Die den Vertrag ausführenden Besiimm- 
nngen haben dann einlach den Charakter einer kraft empo- 
wering clauses ergangenen Verordnung. So erecheint for- 
niell der Vertragsschluss von dem ins Gebiet von Gesetz 
und Verordnung gehörigen Ausftlhrungsbestimmungen des 
Vertrags gänzlich getrennt". Auf diese Weise wird auch 
in England der konstitutionellen Idee völlig Rechnung ge- 
tragen, indem bei der Inkraftsetzung des Vertragsinhalts 
der Volksvertretung ein hinreichender Einiluss gesichert 
wird. Abhängig von der Mitwirkung der Volksvertretung 
ist natürlich nur derjenige Teil des Vertrages, der um in 
Kratt zu treten, Gesetz werden muss. Das ist ganz folge- 
richtig, und indem man sich in England auch den Konse- 
■jucnzen davon nicht verechliesst, gibt es in England keine 
Genehmigung des Vertrags in Bausch und Bogen, gegen die 
ich mich nun schon des öfteren gewandt habe. 

Der betonten Verwerfung der Genehmigung des gan- 
zen Vertrags, die in der Praxis des englischen Sl«alsrechts 
zum Ausdruck kommt, stimmt auch Meier wenigstens teil- 



- 113 - 

weise zu, weun er Bchieibt:') „Der Erlasa einer äusserlich 
BelbstÜDdit^en ParlaDientsakle ist besonders in den beiden 
FilUeii gebolen, wenn es sich entweder um einen Vertrag 
handelt, der nur zum geringsten Teile Bestiriimungen 
enthält, welche in die GeaetzgebnngBphäre eingreifen, oder 
wenn die Aenderungen der Gesetzgebung, die aus Veran- 
lassung des Vertrages eintreten, allgemeine und dauerndej 
sein sollen". Gerade der Umstand, dass ja alle Staatsver-il 
träge nicht durchweg Bestimmungen enthalten, die in die ' 
GeBetzgebnng fallen, inacht ja die sogenannte Genehmigung 
fles ganzen Vertrags so überflnssig. Meitir milsste noch 
einen Schritt weiter gehen; es soll nicht nur darauf . 
korameo, ob der Vertrag nur zum „geringsten Teile" solchal 
Bestimmungen enthält, sondern wenn überhaupt auch 
irgend eine Bestimmung in die Gesetzgebuugsphäre fällt, 
sollte man den Vertrag nicht „genetimigen". In England 
geht man ja auch ganz logisch vor, indem man eine solche 
^Genehmigung" nicht erfolgen ISsst. 

Wie richtig auch in der f;eschäl'tsordnun<;amässigen Be- 
handlung das englische Parlament verfährt, darüber Meier :^\ 
„Sieht man nun im einzelnen auf die Geschäftsbehand 
lang, die dem Vertrage im Parlament zu teil geworden ist, 
so ist derselbe niemals in unmittelbarer Weise der Beratung 
oder Abstimmung unterworfen worden, wenn auch die Be- 
ratung sich aller einzelnen Teile desselben und die Ab- 
stimmung indirekt auf die meisten Positionen sich erstreckt 
hat. Der Vertrag ist mit anderen Worten nur zur Kennt- 
nisnahme, nicht aber zur BeBchluesfassung dem Parlamente 
mitgeteill ; der Vertrag seihst steht in dieser Beziehung 
nicht anders als die zur Erläuterung des Vertrages vorge- 
legte Korrespondenz. Her Vertrag dient nur zur Motivier- 
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ling der sich an denselben knüpfenden Gesetzentwürfe, ins- 
besondere auch zur Kontrolio darilber, ob die eingebrachten 
Geselzentwürt'e, die der gesetzlichen Zustiinnmug bedürftigen 
ertragabestimmunge» sämtlich enthalten." 

England ist das klassische Land des Parlamentarismus. 
So hat sich auch bei ihm die Behandlung der Staatsver- 
Tijge zu einer Form durchgerungen, die allen Forderungen 
1er Theorie entspricht. Die auf der einen Seite wie wOn- 
sehenswert, den König als das völkerrechtliche kontrahierende 
Organ erscheinen lässt, und auf der anderen dem Parla- 
ment eine durchaus wirksame der Idee des Konstitutio- 
naiisuius entsprechende Beteiligung sichert. 

Der englische Pariamentiamns hat sich auch gegen ein 
Mifisbrauch der Delegationsgewalt ein Schutz in einem wirk- 
saiaen Ministerverantwortliclikeitsgesetz geschaffen. Übri- 
gens wird im ganzen nur bei minder wichtigen Verträgen 
die Form des Ermächtigungsgesetzes gewählt. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika steht die 
Befugnis, Staatsverträge abzusch Hessen, dem Präsident.en 
zu, nachdem er vorher die Zustimmung des Senates einge- 
holt hat. Es sind zwei Drittel der abgegebenen Stimmen er- 
forderlich, um dem Präsidenten den Abschluas des Vertrags 
den er dann selbständig vornehmen kann, zu ermöglichen. 
„The President shall have power, by and with the advice 
and coosent of the Senators praesent concour". ') Diese 
sogenannte treaty making power ist ein besonderes Gebilde 
der amerikanischen Verfassung, das Meter folgen der masBen 
Behildert:-J „Demgemäss hat der Präsident die eigentliche 
Initiative; es ist sein ausschliessliches Recht, Verhandlungen 
anzuknüpfen, oder nicht, er erscheint auch in sftnitlichen 

') KimBtitutioQ nf the Uniled Stiitee Art. II. Sekt 2. g i. zitiert 
liei Wegman». 
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Verti-ät;eii als der alleinige Koiilt'ahenl . . . der AbeehhiBB 
des Vei'trags ist aber erst dann perfekt, wenn die erforder- 
liche XweidrittelmajoritSt zugestimmt hat. In den Ver- 
trägen Gelbst wird dalier die Ratifikation abhängig gemacht 
Ton der vorherigen ZuEtimmiing des Senats, öiid zwar ist 
der Senat in seinen Entschlieesungen vollstündig frei, wie 
denn in der Tat Kälie der Ablehnung bis in die neueBte^jj 
Zeit vorgekommen sind". 

Über die Mitwirkung der Volksvertretunir bei Staats-J 
yertragen enthält die amerikanische Verfassnng keine Be- jj 
Btimmnng. Es herrscht daher ein Streit in der Literatur j 
darüber, oh trotz des nach der liatißkation des Präsidentelt 
unzweifelhaft vorliegenden vfllkerrechtlichen Abschlnsses li 
■ Vertrags das Repräsentantenhaus bezüglich des in Gesetzes- - 
befehl umzusetzenden Inhalts der Staatsverträge in s< 
KntBchliessungen vollständig frei sei, oder ob es verpflichtet 
sei den Vertragsbestimmungen, die in seine Machtspbäve 
hineinreichen unbedingt seine Zustimmung zu erteilen. (Die 
Staatsverträge seien the supreme law of the land). Ich 
Echliesse mich in dieser Hinsicht Meter an, der der Äneicbt 
ist, dasB vrie iu allen anderen konstitutionellen Staaten 
auch hier ein Anspruch dahingehend besteht, dass dem 
Repräsentantenhaus, soweit Gesetze oder Geld zur Ausführ- 
ung des Verliags benötigt werden eine unabhängige Be- 
sChluBsfassung zukommt. Das Repräsentantenhaus hat 
auch dieses Recht ausdrücklich in zwei Resolutionen 
fdr sich in Anspruch genommen, die am 30. März 179f> 
lind am 14. Juli 1868 gefasst worden sind. i>ie Argumen- 
tation Meiers bat vor allem das ausschlaggebende Moment 
für sieb, dass sie verhindert, wie es bei der anderen Aus- 
legung möglich ist, dase alle Rechte aus den Händen dea j 
Parlaments in die dea Senats und Präsidenten gleiten. WennJ 
nämlicb die Volksvertretung dem VertriigsinbaU. unter alleill 
Umständen zustimmen mdsste, so konnte auf dem Umweg 
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über den Staatsverlrag das [^anze geltende Recht einfach 
geändert werden, indem mit dem anderen Staate Abkommen 
l'etroS'eD wiliden, zu deren AuBfUhrun^ eine Aenderung der 
bestehenden Gesetze erforderlich wftre, der dann nach der 
Meinung dieser Schriftsteller die Volksvertretung unbesehen 
und unter allen Umständen zustimmen müsste. 

Die Praxis bedient sich in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika gewöimlicli lediglich eines Ausfdhrungs- 
gesetzes zum Vertrag, wogegen auch vom Standpunkt der 
Theorie nichts einzuwenden ist. Die Verträge werden auch 
soweit ersichtlich dem Repräsentantenhaus erst nach der 
Ratifikation vorgelegt; eine wesentliche Differenz zwischen 
Präsident und Volksvertretung hat sich hieraus noch nicht 
ergeben. 

In der japanischen Verfassung ist das Recht zum Ver- 
tvagsabschluss unbedingt dem Kaiser zugewieseu. § 13 
lautet : 

„Der Kaiser erklärt Krieg, schliesst den Frieden und 
geht Verträge ein". Ober die Mitwirkung der Volksver- 
tretung bei der Inkraftsetzung des Vertrags gibt die Ver- 
fassung keinerlei Bestimmungen. Arimori äussert eich bier- 
(iber folgendermasBeoi'j «Ob die Genehmigung des Reichs- 
tags für die Gültigkeit der mit dem Auslände geschlossenen 
Verträge erforderlich ist oder nicht, darüber enthatten die 
Verfassungen und die sonstigen Gesetze keine Bestimmungen. 
Der Abschluss eines Vertrages mit dem Auslande und die 
Anordnung dessen rechtlicher Wirksamkeit gegenüber dem 
Inlande sind zwei verschiedene Rechtsakte. Das eine ist 
ein völkerrechtlicher, zweiseitiger Vertrag, und das andere 
ein einseitiger Akt staatsrechtlicher Natur. Das erstere 
Recht steht nach der Verfassung dem Kaiser zu. Kann er 
aber auch den zweiten Willensakt des Staates ohne Mit- 

>J Anmeri, DnE StuatBreoht von Japan. S. 63. 
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wirlumg oder Genehiiiigiin^ des Reii'hstnges mit staats- 
rechtlicher Wit'keaiiikeit nach Iwüeii uuBüben? Nach der 
japanischen Verfassung ist diese Frage im bejahenden Sinne 
zu beantworten. SchliesBt der Kaiser mii einem ausläu- 
dischen Staate einen Vertrag aiiT Grund eines verfassunga- 
inäsBij^en Rechtes ab, so ist der Staat dem Auglande gegen- 
ülier 7.ur Ausfflbrung desselben Terpflichtet. Der Kaiser 
als das Hauplorgan des Staates beliehlt demgemäss durch 
einen Verwaltungsakt auf Grund des in Artikel 9 der Ver- 
tassimg ihm zustehenden Rechtes, den Behörden und Un- 
tertanen, die nach dem VertrEtye ihnen obliegenden Auf- 
gaben und PIlichten zu erfitllen. Der in dem Verwaltungs- 
akt enthaltene Befehl des Kaisers bedeutet die staatsreclit- 
lidie GnUigkeit des völkerrechtlichen Vertrags. Wenn 
dieser Verwaltungsakt eine Rechtsnorm enthält, so ist er ein 
Gesetz in materiellem Sinne, welches nicht im Wege der Geselz- 
gebung zustande gekommen ist. Ftlr den Inhalt des Vertrages 
ist der beireffende ResBormiuister dem Kaiser verantwortlich". 
Diese Auslegung der japanischen Verfassung steht 
sowohl mit den Grundsätzen einer konstitutionellen Mo- 
narchie, die Japan doch sein will, als auch mit dem 
tatsächlichen Inhalt der Verfassung in Widerspruch, wobei 
natürlich das erstere Argument weichen würde, wenn sich 
in der japanischen Verfassung eine ihm talsächlicb wider- 
streitende Bestimmung fände. Die Beweisfnhrung Arimoria 
stützt sich aut Artikel 9 der Verfassung, derzufolge der 
Kaiser zum Eilass von Verwaltungsvcrordnungen in weitem 
Umfange ermächtigt ist; sie übersieht aber die ausdrück- 
liche Bestimmung desselben Artikels, dass „mittels solcher 
Verordnungen jedoch die Gesetze in keiner Weise geändert 
werden dtlrfen". Insofern also die Ausführung eines Staats- 
vertrags eine Änderung bestehender Gesetze mit sich fuhrt, 
kann der Kaiser den Inhalt des Staatsvertrags nicht auf 
dem Wege der Verordnung in Kraft setzen, sondern es 
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] in den nieiGten Fällen nicht auf einer RechtspflichQ 
r&ondern auf polllischeu Erwägungen; diese ändern aber in 
biceiner Weise die Tatsache, daes das Parlament in diesen 
■Staaten beim völkerrechtlichen AbGi-hluss nicljt beteiligt ist. 



Die Hitwirkung der VolliB?erlrctniigcn hat also in der 
pRegel, rein juristisch betrachtet, erat narh der Ratifiliation 
(■.an erfolgen; mit der Art der Einholintg der Genehmigung 
L'der Volksvertretung wird in den einzelnen Staaten ver- 
Pißchieden verfahren. Aber es lassen sich auch hier die 
l.^hon öfters erwähnten drei Formen der Zustimmung fest- 
stellen, erstens die Genehmigung des ganzen Vertrags, 
Pljtweitens ein AusfOhrungsgesetz mit oder ohne Vorlage des 
Vertrage und drittens ein Ermächtigungsgesetz zur Aus- 
f jführung des Verlragainhalts. Über den verschiedenen Wert 
L.dieBer drei Verfahren ist zur Genüge gesprochen worden; 
r iü nuce ist die „Genehmigung" des Vertrags häufig ohne 
fexecbten Sinu; bei der Del^ation ist flir die einzelnen 
['ßtssteu erst festzustellen, ob sie von der Verfassung erlaubt 
ie führt aber ausserdem eine Verschiebung der gesetz- 
gebenden Gewalt zu Gunsten des Staatsoberhauptes herbei ; 
hingegen Irefien die Ausführungsbestimmungen am beste» 
den Kern der Sache, indem sie die Verordnungsgewalt un- 
angetastet lassen und nicht zur Genehmigung von Dingen 
fsbreu, die gar nicht in der Kompetenz des eigenen Staates 
liegen. Wenn die Praxis nicht gleichmässig verfahrt uad 
die unrichtigste Methode, die der Genehmigaag des ganzen 
Vertrags, am häufigEten in Annendung bringt, so wird zu 
prüfen sein, ob der vorgeschlagene Weg immer nur das 
Ausfflhrungsgeseiz zu genehmigen sich mit den positiven 
VerfassungsbestimmuDgen in Finklang bringen läast. Eigent- 
I Beb mfissle das nattirlich für jede Verfassung einzeln fest- 
^ gestellt werden: da das jedoch hier zu weit fuhren würde, 
I werden nur einerseits die Braonschweigische, and ander- 



— 1» — 

Beils die belgische und deotscfae Ver&ssang kun 
(rschiet. 

Eine Uitwirkang d«r Volksrertralang kommt nsdi d 
[ininnschweigisrheD Verfossuog beim Abschlass des 
trags uicbt in BetraehL Wenn quo die politiscbe Ervägung 
dazu gefährt h&L, dsss hSofi» scboo ror der Ralifikatioa 
SUatsTerlrige den Kamuiero Torgelegf verdeo. so fragl sii-h 
nun, ob bei dieser Toneitigeo Vortage an das Parlamenl 
in eiuem etwaigen Besrhlosse bereits aach die Zoetimniiitig 
zur Ausfiibmag dieses Vertrags, der aber dann doch gar 
nichi besieht, anzanebmeo iet. Gemäss der fröberec Dar- 
stellung Li)D ich nicht geneigt, das aazunehmen. Die Re- 
gieruDg erfüllt, wenn sie den Vertragsentwnrr vor der Ra- 
tiBkation rortegt, in Brauaschweig keinerlei Rech<B|iflicht, 
sondern sie kommt etwaigen politischen BedOrfaissen oach; 
diese rechtfertigen aber keineswegs die j^nnahme einer Töl- 
ligen Umgestaltung der juristischen Eonstruktton ; sondern 
wenn hierin ein plus Hegt, das die Regierung Ober ihre 
PIlicht hinaus lut, so wird auch auf Seile des Parlaments 
ein Mehr in seiner Tätigkeit gefordert werden können. Die- 
ses Mehr besteht in einer zweimaligen Aktion der Kammer. 
Verfahrt die Regierung nach ihrem Schein, so kann hier- 
von keine Rede sein, dag Parlament tritt dann lediglich 
nach erfolgter Ratifikation einmal in Tätigkeit. Wünscht 
die Regierung schon vor der Ratifikation die Stellung der 
Kammer zu erfahren, so kann die Ständekammer, ohne 
dsss sie dadurch am Alischluss beteiligt wird, die Regier- 
ung in entsprechender Weise von ihrer Gesinnung verstän- 
digen. Die braunachweigische Verfassung bietet für ein 
solches Verfahren auch Raum, indem g 8 bestimmt: „Die 
StändtiTcrsammlung wird sobald es die Umstände znlassen, 
fon solchen Verträgen in Kenntnis gesetzt". Darnljer, wann 
die llinstäude eine Veröffentlichung zulassen, hat natflrtich 
die Regierung selbst zu unterscheiden ; sie kann das vor 
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iinil nnch iler RalifikitliDii (im. Iliurb«i iiiuss irli nÜerdings 
aul' eins aurmerksnin machen; legi die Regienmg vor der 
RaLifikatioa den Vertrag vor, ho EeLzt sie sich dadun-h etwas 
mit deoi Wortlaut der Verfassung in Widerspruch, da ja 
. der Vertrag erst mit der Ratifikation entsteht. So legt sie 
also, nenn sie schon vor der Ratilikntion das Ab- 
feomfiien bekannt gibt, der Sländeversammlun^ nur einen 
Vertraf^sentwurf vor. 

Bei Gelegenheit dieser Kenntnisnahme des Vertragsent- 
wurres kann das Farlauietit seine Meinung so deutlich zum 
Ausdruck bringen, dass der Regierimg darüber keine Zwei- 
fel entstehen, ob sie bei der Ausführung d«r SlaatSTerträge _ 
auf die Mitwirkung der VolksTertretung rechnen kann. 

Beztlglich der Mitwirkung der Kammer bei der A 
fidiruDg gibt die braunschwcigische Verfassung eine nl 
ans klare, mit den entwickelten Theorien durchaus in Ein- 
klang stehende Vorschrift. Von einer Genehmigung des 
Vertrags ist dort keine Rede, ebenso wenig von der Mög.-j 
lichkeit einer Delegation. Bei Geselzänderungen, di 
folge (sehr gut!] der Staalsverträge benötigt werden, soU^ 
die Mitwirkung wie bei jedem Gesetzentwurf erforderüctf 
sein^ ebenso sollen die zur Ausführung n(}tigen Getdniittri 
bewilligt werden müssen : „Die zur Ausfflhrung derselben ' 
erforderlichen Mittel bedürfen der ständischen Bewilligung 
und sollen in deren Folge neue Landesgesetze erlassen oder 
die bestehenden aufgehoben oder abgeändert werden, so ist 
hierzu die verfassungEmäsaige, ständische Milwirkuug er- 
forderlich". So fordert also die braunschweigiaehe Ver- 
fassung in der Tat das von mir verteidigte Austührungsge- 
setz, wobei sie jedoch nichts darüber sagt, ob dieses mit 
oder ohne Vorlage des Staatsvertrags zu fordern ist. A 
hierin scheint mir die braunschweigische Verfassuug i 
gut gewählt KU hallen, indem sie durch jene Bestimmungei 
bezüglich der Mitteilung an die Ständeversammlung enfcj 
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wedei eine vorherige Keiiiitiiisgabe — die Re^'ienipg wird 
dann die Meinung des Parlaments ketincu — oder eine 
nai-IUräglirhe Vorlage mit einem AusführungsgeBetz ermög- 
licht, oder indem sie endlieh überhaupt von einer Vorlage 
absieht, z. B. wenn der Vertrag geheim gehalten werden 
soll, so daBs dann lediglich die Vorlage eines Gesetzenl- 
wurfB, der den Inhalt des Slaatsvertrags zu verwirklichet) 
geeignet ist, erfolgen kann. 

Ebenso klar und ttliersiolitlich gab auch die Verlass- 
nng des ehemaligen I^Önigreiehs Hannover Auskunft. 

In der belgischen VerfaeBiing kouimt der Volksver- 
tretung keine Mitwirkung beim Absohl usse zu. Über die 
Anteilnahme bei der Inkraftsetzung sagt die Verfassung, 
dase gewisse Staatsverträge „n'ont d'effet qu'apr^s avoir 
re^u rassenliment des chanibres". Auch hier wird aus 
|jolitischen Gründen häufig eine vorherige Vorlage des Ver- 
tragsentwurfes erfolgen, auch hier kann von einer Rechts- 
I)flicht hierzu keine Rede sein, und die vorherige Vorlage 
vollzieht sii'h ganz wie in Braiinschweig, eo dorinant con- 
naissance aux chauibres. Soweit stimmt also die bel- 
gische Verfassung mit den oiien für Braunschweig ent- 
wickelten ßrundaötzen (l berein. Verträge, eigentlich Ver- 
tragsentwfirfe können schon vor der Ratifikation der Kam- 
mer zur Kenntnisnahme vorgelegt werden, eine Beschluss- 
fassung zur Ausführung des Staatsvertrags steckt darin 
noch nicht. 

Unklarer ist dagegen die belgische Verfassung in ihrer 
Vorschrift über die Art der staatsrechtlichen Inkraftsetzung' 
des Vertrags. Zum Effet, aber nur zum staatsrechtlichea 
Effet ist die Mitwirkung der Kammer erforderlich. Ois 
Rammer muss dem Vertrag zustimmen, aber nicht ztim 
Völker leclitlit'lien Abfichluss, sondern zur staatsrechtlichen 
Inkrnfl Setzung, Nun kann man nicht immer von dam 
ganzen Vertrag sagen, dass alle seine Bestimmungen för 
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Staatsangetiörigen verbiiictlich sein soIIph. (Relilflua- 
nnvGDtion) iiml ganz sicher braucht iiii'hl der ^uiize Ver- 
das aBseiitimont der Kammer (Verordnunf;Bspliäi'L'). 
i bleibt nur Übrig anzunehmen, dass die Bcstiinniun<; der 
leJgisclien Verfassung nicht genau iiräsisiert ist, sondern 
1 sie 80 gemeint ist: derjenige Vertragainhall, der der 
feompelenz der Kammer imtersteht, bedarf zu seiner staals- 
reclitlk'hen Wirksamkeit der Zustimmung des Parlaments. 
Bei einer derartigen Interpretation dieser Bestimmung 
lleese sich auch auf Grund der gebrachten Erörterung die bel- 
gische Praxis so umgt-stalten, dass sie den Anlortleruugen 
der Theorie entspräche. Daiin könnten auch in Belgien 
SlaatE vertrage durch Ausfuhrungsy;esetze mit oder ohne 
Vorlage des Vertrags wirksam werden. Hlerfilr sprichl 
auch noch folgende Erwägung. Geheime Verträge btancbeu 
wenn n^as Interesse und die Sicherheit, des Staates es nicht 
erlauben** der Kammer nicht vorgelegt werden, und doch 
können Ausnihrungsbestimmungen zu eiuem solchen Ver- 
trage der Mitwirkung der Kammer recht wohl bedürfen. 
Hierdurch hört das Ueheimnis des Vertrags noch nicht auf; 
denn gewisse AusflihrnngsmaBsregeln z, B. militärischer 
Natur lassen häufig keinerlei Rilekschluss auf dat Bestehen 
oder wenigstens den Inhalt eines geheimen Vertrages zu. 
Auch hier kann also von einer Genehmigung des ganzen 
Vertrags keine Rede sein; lediglich die Ausführungsverord- 
nungen unterliegen der Mitwirkung der Volksvertretung. 

Die Betrachtung auch der Reichsverfassung geht von 
der Voraussetzung aus, dass der Reichstag am völkerrecht- 
lichen Abschluss der Slaatsverträge nicht beteiligt ist; wohl 
aber steht ihm bei der staatsrechtlichen Inkraftsetzung eine 
Mitwirkung zu. Artikel 11 der Reichsverfassung Absatz 3: 
„Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auch solche 
Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 in den Be- 
reich der Reichsgesetzgebung geliören, ist zu ihrem Ab- 
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Ecliluss die Ziielimniung des UtiudesraU und zu ihrer i 
Ügkeit die GcnelmiiKung des Reichstags erlorderlich". 

Politische Kücksichteu bringen es auch im Reiche zu- 
wegen, d&es Stsatßveitr&ge meistens vor der Ratilikation 
vorgelegt werden, obwohl die Praxis auch Beispiele keniU, 
wo Vei'fräge erst nach erfolgter Ratifikation dem Reichstag 
zur liehandluny: unterbreitet worden sind. Es sei hier an 
den HandelEverlrag mit Öslerreich-Uagani vom 16. Dezem- 
ber 1878 erinnert, der erst nach der Ratifikation, ja so<^ar 
erst nach Inkraftsetzung dem Reichstag vorgelegen hat, in 
ihrer Rechtfertigung fährte die Regierung ausdrücklich nur 
an: „Und soweit der österreichischen Regierung gegenüber 
... die Veriiflichtungen vollständig erfi'itlen zu können, 
welche wir glaubten zum Besten des Reiches übernehmen 
zu sollen".*) Hier zeigt sich also, dasB man Indemnität 
nicht verlanj^te, weil der Vertrag ratifiziert wordfn war, 
sondern weit man sein Inhalt bereits in Kraft gesetzt 
hatte. 

Einige Schriftsteller nehmen an, dass sogar eine slaats- 
rechtliche Rech tspfl icht des Kaisers vorliege, schon vor 
erfolgter RatiGkation die Genehmigung des Reichstags ^ii- 
zuholen. So sagt Labnnd:*) 

„Der Kaiser wird durch die V^orschrift des Artikel tl 
Absatz 3 genötigt, aucb wenn dieselbe siine völkerrecht- 
liche Legitimation zur Vertretung des Reichs unherQj 
läBst, bei Staatsverfrägen, welche in den Bereich der C 
gebung eingreifen, vor ihrem Abschluss die ZuBtimcn^ 
des Bundesrats und Reichstags einzuholen. Der Vorgang 
ist nicht der, dass erst der Staatsvertrag abgeschlossen unrf 
dann derselbe vom Reichstag genehmigt wird, sondern det 
regelmässige und übliche Weg ist der, dass der Bundesrat 
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und der Reichslag zuersl itire Zustimmiing zur AiisfilVirung' 
des Verlrays erteilen, und dass darauf erst der Kfiiser den 
Vertrag a lisch Hess!.. Aus der Vorschrift des Absatz 3 cit, 
ergibt sieb, wenn man Bie In der angegebenen Weise aus- 
legt, die verfasBungsmässige Rechtspflicht des Kaisers, von 
der ihm anvertrauten Vertretutigsbet'ugnis in dem von dem 
Absatz 3 getrofl'enen Fallen nur Gebrauch zu machen, 
DBchdem er die Zustimmung des Bundesrats und die Ge- 
nehmigung des Reichstags erlangt hat, es sei denn, dass 
er mit Znversichl auf die nachträgliche Genehmigung reeb- 
nen kann, und ein Aufschub des definitiven Vertragsab- 
schlusses mit Nachteilen verknüpft ist". 

Ich kann mich dieser Ansicht nicht anschliessen. La- 
band gibt selbst zu, dass diese Rechtsptlicht nicht immer 
besteht, daaa sie in einem Teil der Fälle gegeben sei, in 
einem anderen Teile nicht. Auf was stützt eich aber diese 
Scheidung? Auf eine Verfassungsbestimmung ganz sicher 
nicht; höclislens also auf die politische Erwägung, dass der 
Kaiser j,mit Zuversicht auf die nachträgliche Genehmigung 
rechnen kann". Es scheint keine Rechtsptlicht des Kaisers 
3SH sein in der angegebenen Weise die Mitwirkung des 
Keichstagg in Anspruch zu nehmen, diese Pflicht ist viel- 
mehr politischer und moralischer Natur. Wenn der Kaiser 
»or einem Zwiespalt mit dem Reichstag nicht zurflcbscheut, 
oder wenn er glaubt durch die volleudete Tatsache eines 
Vertrags Schlusses auf die Enlachliessung des Parlaments 
einen Druck ausüben zu könneu, so wird niemand sagen 
dOrfen, dass der Kaiser dadurch das Recht verletzt habe. 
Aaf die Gefahr hin, dem Ausland gegenüber in eine für 
ihn unwürdige Lage gebracht zu werden, wird der Kaiser 
unbeschadet des Rechts in dieser Weise vorgehen können. 
Denn es ist und bleibt sein gutes Recht, Staatsverträge 
völkerrechtlich bindend abzuschliessen. 
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Jellmek sagl hierzn : '1 »Hier (im deotschen Reich) i 
«> in den meiEl^n FäJlen ein Gcljot ehrBrlter äusserer i 
itiD«rer Politik, wühl &urh in den meiBlen Fallen politisc 
Klngilieil^ den Vertrag vor der Ratißkation den Rsmin 
Kur Geuelimiguni; vorzulegen, zum Kechlüsslz mtisgte 
durch einen Akl der VerfasEnngsg^eset^ebung erhoben v^i 
den. Selbst diejenigen, welche wie t. B, Lahand flir 
Deulw.he Reirti eine RechispfiicM aar vorliergangi^en EiJ 
holun^ der i'ailaDienlariscben Genehmigung annehmen, 
haiipten nicht, das» mit Verletzung dieser Pflicht ein V4|l 
tra^NM-hluiiB niAglich sei, sodass gegei>enenialU die Lehn 
von der jiolenziell hlosa völkerrechtlichen Gi'iltigkeit 
Vertrüge auch fernerhin einen Anla&s zu piaklischer 
liing zu finden vermeinl'*. 

Die einfachere Form der juristischen Konstruktion i 
die Eteichü Verfassung ist die der „Genehmigung des B.eic^ 
lafis" nach erfolgter Ratilikalion. Dann ist die Mitwijf 
ung des ReichElo^ zur Umwandlung des Vertrags in 
Gesotz erforderlich; zur Giilligkeit, das ist zur staalerect 
lichon Gflltif^keit des VerlragsinhaltE gehört die Geaehiüj 
gung des Reichstags. Auch hier Trägt sich, wie bei difl 
lielgischun Vt-rfassuog, ol> die Genehmigung in der Tat, d 
ganzen Verliug ergreifen mussj auch hier bin ich der An 
Bichl, ilasB der Ausdruck „Genehmigung^ des Vertrage '. 
genau ist, und dass er wie der ihm entsprechende 
liineut des chambres» umgedeutet werden niuss in: 
nehmigung des Vertragsinhalts, soweit er der Rompeta 
des Reichstags untersteht. Flir diesen Fall ergeben 
dann dieselben Folgerungen wie fnr Belgien: Ablehni 
der (äcnehniigung des Vertrags; Annahme eines AuafnS 
nngsgeselxes mit Vorlage des Vertrags. Zu dieser . 
derung, daM nämlich der Vertrag mit vorgelegt wsm 
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Diuss, sind wir im Gegensat/. zur englischen Verfassung 
doch gezwungen, wenn wir den Augdinck der Verfassung 
wie i)as ja wünsctieiiswert ist, soweit wie inöglicli beibehalten 
wollen. 

Etwas schwieriger gestaltet sich die Beantwortung tler 
Frage nach der Miiwirkuiig des Reichstags, wenn, wie es 
ja meislens geschieht, der Vertragsentwurf aus [tolttischen 
ROcksichlen schon vor der Ratifikation dem Reichstag vor- 
gelegt wird. 

Dann soll also der ReiL-hstag sich 1. damit einverstan- 
den erklären, dass die Regierung einen Vertrag nach Mass- 
gabe des vorgelegten Entwurfs abschliesst, und 2. soll der 
B«icbslag zu gleicher Zeit den Vertragsinhalt zum Gesetz 
erheben. Üb wurde schon früher ausfdhrlich auseinander- 
gesetzt, warum dies nicht uno actu geschehen sollte. Die 
einzige Möglichkeit unter der ein Verfahren uno act.u lo- 
jch bleibt, ist die, dass zu gleicher Zeit mit der Ge- 
cnigung des Vertra<;EabschluBBes durch ausdrücklichen 
i vom Reichstag und Bundesrat die üesetzgebnng 
'diesen besonderen Fall an den Kaiser delegiert wird, 
E'daBS, wenn, wie es öfters geschieht, mit dem Vertrags- 
jt'-fiiii AuaführungBgeselz vorgelegt wird, das Recht dieses 
InhrungBgeselzes nach erfolgter Ratifikation in Krall: zu 
, gleichfaUs an den Kaiser delegier! wird. Gegen bei' 
gitleibt nach wie vor der Einwand zu erheben, dass enl- 
I dem Grundgedanken der Reichsverfassung auf diese 
I der Kaiser an der Gesetzgebung beteiligt würde und 
P'difi Publikation der Gesetze, die sonst seine Pflicht ist, 
her Ratifikation in sein Belieben gestellt wdrde. Auf 
^ Weise wird eine Machtverschiebung zn Gunsten des 
IfeerB und zu Ungunsten der Einzelstaaten (Bundesrat) 
Ond der Volksvertretung (Reichstag) herbeigeführt. Will 
man. diesen Weg nicht einschlagen, so bleibt als richtigstes 
Verfahren eine zweimalige getrennte Aktion des Reichs- 
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i (ibrig, einmal fär die KfnntDisnahme des Yei-tragseiri 
wiirfs vor der Ratilikalion (die Re<^ierung ist nich 
pdichLeL, dem Reichstag diese Kenntnis 7.u TeischalTeij 
in 7.weitesmal nach der Ratilikalion, um den Stnatsvel 
Gesetz zu machen. 



Ich glaube auch, dass ein solches Verfahren mit da 
positiven Vorschriflen der Reichsveifassung in Einklang i 
bringen ist. Filr diejenigen, die glauben, dass eine Recht! 
pilicht des Kaisers zur Vorlage des VertragsentwurfeB 
der Ralilikation bestehe, liegt dann in der eisten Aktioi 
die Erfüllung der Verfassungsvorschrift (allerdings elw 
bedenklich, weil dadurch eine beträchtliche Annäherung ^ 
das völkerrechtliche System staUündetj und in dem zweitd 
Handeln des Parlaments die Mitwirkung zur Umeelzoqj 
des Vertragsinhalts zum Gesetz, die ja auch ohne besondan 
Vorschrift (^vergleiche die zehn deutschen Kleinstaaten) 1 
Gesetzesäiiderung oder Geldbewilligungen ohne dies eyt^ 
derlich wäre. Wer dagegen wie ich in der Vorlagt ' 
der Ratifikation nur eine polische Höflichkeit sieht, 
wird auch vom Reichstag fordern, dass er mit gleietJ 
Münze zahle und ebenso höflich der Regierung seine 
luii>inahme zum Vertragsentwurf kundgebe; die eigentllc] 
in der Verfassung vorgesehene Mitwirkung bleilit für i 
in den Massnahmen zur lu k rafi Setzung nach erfolgter '. 
lilikalion bestehen. Die geeignetste äussere Form wird i 
Ausl'Uhi'uugsgesetz zu dem dem Reichslage ja schon 
kHnnten Vertrage sein. 

Nach den Staaten des englischen Systems wäre je| 
die Inkraftsetzung bei denen des völkerrechtlichen 
trachten; diese Erftrlerung wurde jedoch beim Ahschlta 
der Staatsverträge angestellt imd braucht hier nicht wied^ 
holt zu werden; nur sei eine Bemerkung hinzugefügt. 
Unhaltbarkeit der Genehmigung und inkriillsetzung 
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srtrags uno aetii fätlt für diejenigen Staaten des viilker- 
rechllichen Systems we^, bei deoen die Volksvertieluiig 
schon bei der Ratifikation mitwirkt. Soviel ich sehe, ist 
das gegenwartig nur bei der Schweiz der Fall. Bier lässt 
sich kein Einwand dagegen erheben, daes im Ratifikations- 
beschhisB theoretisch geschieden, zuillich vereint, der Ge- 
eelzesbefehl Hcf^e. 

S 12. 
Der Umfang der Mitwirkung der Volksvertretung. 

Eine alliiemeine Angabe, welche Staataverträge einer 
Mitwirkung der Volksvertretung bedürfen, lässt sich bei der 
grossen Verscbiedenheit der hieranf bezllglii^hen Verfass- 
ungsbeGlinmiungen nicht geben. Es würde auch zu weit 
fflhren, die einzelnen Verfassungsbestimninngen hier aufzu- 
zahlen lind an jede eine unter Umständen sehr ausgedehnte 
Interpretation v.a knüpfen. Ea wird auf die zahlreichen im 
Text wörtlich aufgefilhrten Vorschriften verschiedener Ver- 
fassungen verwiesen. Mit Sicherheit läset sich für alle Ver- 
fassungen nur das sagen : sofern durch den Inhalt der 
Staalsverträge eine Schaffung, Ämlening oder Aufhebung 
von Gesetzen erreicht werden soll, ist die Mitwirkung 
der Volksvertretung unbedingt erforderlich. In den konsti- 
tutionellen Staaten kommen Gesetze nur mit Hilfe der 
Volksvertretung zustande, und auch wenn Gesetze auf den 
Umweg über den Staatsvertrag geschaffen werden sollen, 
fÄllt dieses Erfordernis nicht weg; viele Verfassungen be- 
tonen das ausdrücklich. Aber auch ftlr diejenigen, die 
eine diesbezügliche Vorschrilt überhaupt nicht haben, ist 
gezeigt worden, dass die Mitwirkung der Volksvertretung 
für diesen Fall doch unentbehrlich bleibt. „Selbst wenn 
man der Laodesvertretung die auswärtigen Angelegenheiten 
entzieht, wird sie vermöge ihres Anteils am Gesetzgebungs- 
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recht noch befugt sein, die Vorlage derjenigen Verträge zur 
Prüfung und Bestätigung zu fordern, welche für die Unter- 
tanen die Bedeutung von Gesetzen annehmen". \) 

Für fast alle Staaten ist der Volksvertretung, mitunter 
dieser allein unter Ausschluss der ersten Kammer (des 
Oberhauses), das Geldbewilligungsrecht eingeräumt; sehr 
viele lassen die Kammer an Handelsverträgen mitwirken, 
andere gestatten ohne Beteiligung des Parlaments keinerlei 
Belastung des einzelnen Staatsbürgers. In den meisten 
unterstehen auch Verträge die sich auf Gebietsabtretungen 
oder Erwerbungen beziehen, gleichfalls dem Parlament; 
dagegen ist für Friedensverträge nicht bei allen Staaten die 
Mitwirkung der Volksvertretung erforderlich. Eine Zu- 
sammenstellung der diesbezüglichen Vorschriften für sämt- 
liche deutsche Bundesstaaten findet sich in einer Greifwalder 
Dissertation vom Jahre 1904/^J 



V Blunfachli^ Staatswörterbuch IX. ^30. 

2) Pommerening ^ Die auswärtigen Hoheitsrechte der deutschen 
Einzelstaaten S. 52. 



pie Mitwirkung der Volksvertretung bei der 

Aufhebung und Ausserkraftsetzung der 

Staatsverträge. 

§ 13. 

Mit der Aufhellung und AuBBerkraftsetziing der Staats- 
1 hat ei«h die Literatur nur in sehr geringem Um- 
; beschäftigt; abgesehen von einzelnen Punkten, die zu- 
7on Seliffmann und Ileilborn herausgegriffen worden 
1, findet sich eine zusammenhängende Darstellung eigent- 
in einer kiirzlich von Riess erschienenen Schrift. ') 
See Vernachlässigung ist nicht ohne Grund erfolgt, da, 
jfarend die Einfnhrung von Staat sverträgen geeignet 
nttafig im Slaatskörper hervorragende Umwälzungen hertiei 
3n, man dasselbe benflglich der Endigung nicht 
mer sagen kann. Riess bemerkt ganz richtig,-^j ^Denn 
ibrend die Eingehung .... zum Zwecke und zur Folge 
, die Vertragsstaaten zur Sehatfung, Änderung oder Auf- 
gang von ReL'hrsnormen zu verpflichten oder ihnen finan- 
! Lasten aufzuerlegen, zeigt die Endigung dieser Ver- 
1 nicht etwa einfach das Gegenbild von Zweck und 
B ihres Abschlusses auf. Die knappe Behandlung ent- 
Hnht auch dem Wortlaut der Verfassungen, von denen 
: sehr wenige der Aufhebung der Staataverträge ge- 



') liiisi, Die Mitwirkimij der fiHBrt'gcbpQiien Körperschaften 
latETtrtrilgen niieb deutEi:!iem Staius rechte ^ßQ}- 



^P Genau wie bei der EingehuD^ des Staatsvertrags Üfl 
auch bei seiner Endigung eio zweifaches Element zu findeiH 
das völkerrechtliche, das sich mit der Aufhebung des VeiM 
trags befasst und das staatsrechtliche, das sich um sei^^| 
AuBserkraftsetzuDg sorgt. ^H 

Die Aufhebungsgrilnde kann man mit [Hess ech^H 
den in solche, die in einer Willenserklärung des eigen^H 
Staates bestehen und andere, zu denen eine solche nielifl 
errorderlich ist. Zur ersten Gruppe scheidet ffiess: •) „Bi^l 
mal kann ein Vertrag durch einen anderen Vertrag a^U 
gehoben werden; sodaun aber gibt es auch einseitige W^H 
lenserklärungen, ,die die Endigung von Verträgen herb(^| 
führen; hierher gehören Rtlcktrittserklärungen und dj^| 
grosse Klasse der Kündigungen, " Zur zweiten Gruppe n^| 
hören „Untergang des anderen Kontrahenten, Erreichn^H 
des Vertragszwecke, Ende der Vertragszeit, sowie Käi^^f 
gung von Seiten des anderen Staates". Dass bei letzt^^J 
von einer Mitwirkung der Volksvertretung keine Rede s^H 
kann, versteht sich von selbst. ^H 

13ei den übrigen wird sich die Feststellung der U^| 
Wirkung der Volksvertretung bei der Aufhebung der Stä^^l 
vertrage an die Frage der Legitimation anknUpfeD. ^^| 
Ermangelung positiver Vorschriften bringt es mit eich, dq^| 
„die Erkenntnis des Rechtes der Vertragsend ig luig nur |^| 
der Fortentwickelung der Rechtssätze über die Stellung J^H 
gesetzgebenden Orgaue zur völkerrechtlichen VertretiJ^I 
und 'i^ur Gesetzgebung im allgemeinen besteht".^) ^H 

Einige Verfassungen, so die schwedische und däniscHäj 
weisen dem Könige das Recht ausdrücklich zu, Verträge 

i aufzuheben. Auch bei den Staaten des englischen Systems 
Ge keiue Bestimmung über die Legitimation treflen, und 
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bei denen zweifellos dem König die unbedingte Le}>itiinatioilj 
»um ÄbBchluss zustellt, läset sich aus denselben GrUnden^ 
auch seine Legitimatiou zur Aufhebung fordern. Ebenso^ 
wird der Souverän bei den Staaten, die ihm das Vertrags- 1 
Bchliessungsrecht unbedingt zubilligen, ohne der Mitwirkung I 
des Parlaments Erwähnung zu tun, zweifellos auch das 
Recht zuBlehn, Verträge aufzuheben. Auch die Staaten des 
englischen Systems, die über die Mitwirkung der Volksver- 
tretung Auskunft geben, die ihr aber lediglich staatsrecht- 
liche Bedeutung zuschreiben, werden dem Souverän das 
Recht zur Aufliebung gleichfalls zubilligen mflssen; denn 
einmal sagt die Verfassung nichts über die Aufhebung der 
Staatsverträge ; dann wird man in Staaten wie Preussen an- 
nehmen müssen, dass dieses Recht wie alle, welche der 
Krone nicht ausdrücklich genommen sind, ihr verbliebenj 
ist. Oder man wird sagen können, dass, da eine Völker* 
rechtliche Beschränkung der Legitimation durch die Be-1 
tonong der staalsrechlHcheu Erfordernisse liei der Inkraft- 
setzung der Staatsverträge nicht stattfindet, eine solche bei 
der Aufhebung der Staatsverträge, wo von einer Mitwirk- 
ung überhaupt nicht die Rede ist, entweder analog dem 
Abschluss oder, da eine Mitwirkung nicht ausdrücklich vor- 
gesehen sei, gleichfalls nicht stattfindet. 

Auch für die Staaten des völkerrechtlichen Systems 
Gnden sich keine Bestimmungen über die Mitwirkungen der 
Volksvertretung beim Alischluas. Man wird also gleichfalls 
einmal wegen der idcht erfolgten Einschränkung der Ge- 
walt des Staatsoberhaupts imd dann wegen des Mangels— 
einer ausdrücklichen Vorschrift die völkerrechtliche LegidS^ 
matiori zur Aufhebung lediglich dem völkerrechtlichen VeF^ 
treter zuschreiben. Das Staataoberhauiit besitzt also die 
unbedingte Legitimation zur Aulhelmng von Staatsvertrftgen 
und diese Legitimation entspricht auch den politischen Be- 
dilrfnissen, da vielmehr wie beim Abschluss von Staatsver-^ 
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trfigeii ihre Beendigung delikaler Erwägungen und schnelQ 
EniBcliliesanngen zu bedürfen scheint. 

Diese unbedingte Legitimation fällt weg, wenn die I 
digung des Staatsvertrags nicht durch Aufhebung des altl 
sondern durch Ersetzung des alten durch einen neuen Vd 
trag vor sich geht; denn dann kommen nur die Vorseht 
ten in Betracht, die auch sonst fiir einen Abschluss maf 
gehend sind. Die Anfhebnng durch Eingehung eil 
Vertrags ist dem Absehiuss eines Vertrags gleichzustell| 
sodass hierbei in den Staaten des völkerrechtüchen S^iertsi 
der Volksvertretung eine Mitwirkung zusteht. 

Versuche ihr Recht zur Aufhebung von StaatavertrEl^ 
zu beeinschränken sind sowohl von der preussischen 
der KeichBregierung jurietisch mit vollem Recht stes z 
^wiesen worden. 

Die Ausser kraftsetzung des Staatsvertrags ist sowMbS 
iaabsichligt, die Wirkungen, die der Inhalt des Staatsvertrl 
^ch innen ausübt, zu beendigen ein rein staatsrechtllo] 
Die Ausserkraftsetzung ist nicht notwendiger* 
Bit der Aufhebung der Staatsverträge verbunden. Geifl 
I wie beim Absehiuss völkerrechtliche und Etaatarechtli<^ 
Mrkung unabhängig von einander eintreten konnten, ein 
kann einerseits eine staatsrechtliche MaBsnahnie z,'j] 
Bin Stratgesetz, das auf Grund eines Staalsvertrags ergaaä 
, recht wohl auch nach der völkerrechtlichen Aufhebi^ 
^s Staats Vertrags in Geltung bleiben, während auch 
l^kehrt die slaatsrechtliche Wirkung aus<;ehobeu 

, obwohl die volkerrechtliche Verpflichtung ungeaj 
[ert fortbesteht. Allerdings wird dieses letztere Ergat^ 
ur durch Vertragsbruch möglich sein. 

Es wurden f'rrther drei Arten der Inkraflsetzung unM 
lohiedeii. Ihnen milssen auch entsprechende Arten 
Jusserkrafttretung zur Seite treten, bei denen gleichf<^ 
[Bch der Milwirkungder Volksvertretung gefragt werden kafl 
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Der vorgesciilagene Weg des Ausl'illiniiigsgesetzes l'ühn 

^th hier zar einfachsten Li^Eung. Unabhängig, wenigstem 

■ Form nach vom Verlrage ist das Gesetz ergangen, iin 

gängig wirkt es weiter unabhängig vom Vertrage kanff 

[' aufgehoben werden oder weiterbestehen. Eine Mitwirk- 

der Volksverl^retung findet notwendigerweise bei der 

taEserkral'teelzung ebenso statt, wie bei der Inkraftsetzung, 

r diese Weise wird der Volksvertretung eine ausseror- 

otliche wirksame Beteiligung gesichert, die allgemeinen 

äistitutionellen Grundsätzen ebensowohl nie der Mitwirk- 

[ äer Volksvertretung beim Abschiuss dee Stn&tsvertragB 

Spricht. 

Beim AntoriBationsgesetz gibt der Souverän das Gesetz. 

F ist im Zweifel anzunehmen, dass die Delegation auch 

f das Recht der AuaserkrafLsetzung sich erstreckt; schon 

i dem Grunde, weil eine zeitliche Grenze für die das 

len Akt der Delegation ergehende Gesetz erlassen 

erden soll, vom Parlament gewöhnlich nicht mitbestimmt 

Dd, sondern es dem Souverän tlberlasseu bleibt, mit dem 

tetz auch die Zeit seiner Dauer zu bestimmen. 

Schwieriger ist die Konstruktion, wenn die Genehmi- 

ir Volksvertretung sich auf den ganzen Vertrag er- 

!Ckt bat, wenn also die Genehmigung uno actu ergangen 

Es fragt sich also „ob der Grundsatz von der for- 

uUen Gesetzeskraft auch hier l'latz greift, oder ob mit 

I Vertrage auch das entsprechende Gesetz ohne weiteres 

tdigt, sowie in welcher Weise die zweite Alternative recht- 

1 zu begründen wäre. Von den Schriftstellern erklärt 

I ein Teil für die erste iUöglichkeit, ein anderer Teil für 

^ zweite — wobei aber unter diesen wieder ein Streit 

fftlber besteht, ob die gleichzeitige Endigung von Vertrag 

lld Gesetz darauf zurückzuführen ist, daas dem völker- 

^httichen Organe auch die Aufhebung des Gesetzes flber- 

tftgen ist, oder darauf, dass der Vertrag stillschweigend 



J^^ 
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oder ausdrücklich zur Bedingung für die Geltung des Ge- 
setzes gemacht ist, mit deren Wegfall auch sein Bestand 
ein Ende findet^. ■) 

Man wird annehman müssen, dass dieses Yertragsgesetz 
auch mit dem Vertrage aufhört. Nach früheren Erörter- 
ungen is es zu einem selbständigen vom formellen Staats- 
vertrag getrennten Wesen gar nicht gekommen, sondern 
uno actu wurden Staatsvertrag und Gesetz miteinander ge- 
schafifen ; man wird daher annehmen müssen, dass dasselbe 
auch bei der Endigung des Vertrages der Fall sein wird. 
Ist im Vertragsgesetz ein Termin zur Endigung vorgesehen, 
so treten mit seinem Eintritt das Vertragsgesetz sowohl 
'Völkerrechtlich als auch staatsrechtlich ausser Kraft. Laband 
sagt hierzu: 2) „Hierbei ist von dem häufigen Falle, dass 
im Staatsvertrag selbst eine bestimmte Dauer seiner Gel- 
tung vereinbart ist, abzusehen; denn der Endtermin be- 
zieht sich zugleich auf die staatsrechtliche Geltung." Es 
ist anzunehmen, dass die Genehmigung des Vertrags zu 
gleicher Zeit eine Ermächtigung an die Regierung mit der 
völkerrechtlichen Aufhebung auch die staatsrechtliche 
Ausserkraftsetzung zu bewirken, bedeuten soll. 



») Riesa, S. 93. 
>) Laband, S. 153. 
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